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Editorial 

Demographie und Arbeitsmarkt 

l n  größeren Zeitabständen, aber in letzter Zeit durchaus re­
gelmäßig, werden demographische Entwicklungen auch in den 
Medien thematisiert. Die Berichterstattung erfolgt jedoch in der 
Regel anlassbezogen ,  und es wird meist nur ein kleiner Aus­
schnitt dargestellt, welcher für die jeweil ige Fragestellung von 
unmittelbarem Interesse und damit ausreichend zu sein scheint. 

Die zukünftige Entwicklung des Verhältnisses von Personen 
im Erwerbsalter zu den über 65-Jährigen wird gerne dargestellt, 
wenn die baldige Unfinanzierbarkeit des Pensionssystems ar­
gumentiert wird . Aus dem unaufhaltsam steigenden Durch­
schnittsalter der Bevölkerung wird abgeleitet, dass die Ge­
sundheitsversorgung auf dem heutigen Niveau n icht aufrecht­
erhalten werden kann,  von der Unbezahlbarkeit medizinischer 
Fortschritte für die breite Masse immer älterer Menschen ganz 
zu schweigen. Die Tatsache, dass seit Jahren d ie Geburten­
zah len niedriger sind als die Altersjahrgänge, welche aus dem 
Erwerbsleben ausscheiden, wird als Beleg für einen unmittel­
bar bevorstehenden Fachkräftemangel, wenn nicht sogar für ei­
nen generellen Arbeitskräftemangel gesehen. Zusätzlich droht 
aus demselben Grund das Humankapital immer schneller zu 
veralten - mit dramatischen Konsequenzen für den Standort. 
Über solche schlagl ichtartigen Darstel lungen geht es jedoch 
meistens nicht hinaus, eine eingehende Problemdarstellung fin­
det selten statt, und wichtige Interdependenzen bleiben aus­
geblendet. 

Sti ller geworden ist es hingegen zur Frage der demographisch 
bedingten Entlastung des Arbeitsmarktes. ln den neunziger Jah­
ren war man noch davon ausgegangen , dass es mit dem Be­
ginn des neuen Jahrtausends, auf dem Arbeitsmarkt zu einer 
deutlichen Entspannung von der Angebotsseite her kommen 
sol lte, wei l  geburtenschwächere Jahrgänge ins Erwerbsalter 
kommen würden. Die Entwicklung in der zweiten Hälfte jenes 
Jahrzehnts gab in dieser H insicht Anlass zu berechtigten Hoff­
nungen , und besonders d ie merkliche Erholung des Arbeits­
marktes im Jahr 2000 war außer auf die gute konjunkturelle La­
ge der Wirtschaft auch auf ein nur noch moderat zunehmen­
des Arbeitsangebot zurückzuführen. 
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Allerdings deutete schon die erste Bevölkerungsprognose auf 
Basis der neuen Volkszählung 2001 und der verbesserten Wan­
derungsstatistik darauf h in ,  dass d iese Erwartungen verfrüht 
gewesen sein dürften.  Selbst bei eher vorsichtigen Zuwande­
rungsannahmen verschob sich der Zeitpunkt einer möglichen ,  
demographisch bedingten Erholung des Arbeitsmarktes nach 
d iesen Berechnungen um etwa ein Jahrzehnt in d ie Zukunft. 
Nach der Jahrtausendwende kam es jedoch wieder zu einem 
unerwartet starken Anstieg der Zuwanderung und damit des Ar­
beitsangebots. Die erneute Revision der Vorausschätzung aus 
dem Jahre 2005 trug neben einer Neuberechnung der zukünf­
tigen Lebenserwartung unter anderem auch dieser Entwicklung 
Rechnung, und man geht inzwischen von deutlich höheren Wan­
derungsgewinnen für die nächsten zwei Jahrzehnte aus. Dies 
stellt aus derzeitiger Sicht eine durchaus plausible Annahme 
dar. Damit verschiebt sich jedoch nicht nur die demographisch 
bedingte Arbeitsmarktentlastung in immer weitere Ferne, son­
dern es ist vielmehr davon auszugehen, dass sich die Arbeits­
marktlage noch für einen Zeitraum von zehn Jahren weiter ver­
schärfen wird. Eine Wachstumsbeschleunigung, welche es uns 
ermöglichen würde, jährl ich zwischen 30.000 und 50.000 er­
werbsinteressierte Menschen zusätzlich in existenzsichernde 
Beschäftigung zu bringen, ist beim besten Willen nicht in Sicht. 

Die demographische Situation bzw. Entwicklung beeinflusst 
den Arbeitsmarkt einerseits durch die Zahl der Personen im Er­
werbsalter (gewöhnlich definiert als Personen zwischen 1 5  und 
65 Jahren),  wei l  sich daraus über die Erwerbsbeteil igung das 
Arbeitsangebot bestimmt, aber natürlich auch durch die Al­
tersstruktur dieser Personengruppen. 

Demographische Einflüsse auf das 
Arbeitskräfteangebot 

An d iesem Punkt kann es h i lfreich sein ,  einige Aspekte der 
Österreichischen Bevölkerungsstruktur genauer zu betrachten. 
Gegen Ende des Zweiten Weltkriegs und in den Jahren danach 
kam es zu außerordentlich starken Schwankungen der Gebur­
tenzahlen.  Da d ie Menschen d ieser Jahrgänge jetzt an der 
Grenze zum Pensionsalter sind , schwankt auch d ie Zahl  der 
pensionsbedingten Austritte aus dem Erwerbsleben derzeit stär­
ker als sonst. Man kann aber davon ausgehen, dass im Schnitt 
zwischen 2000 und 201 5 jährlich etwa 95.000 Personen diese 
Altersgrenze erreichen. Geburtenzahlen in dieser Größenord-
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nung wurden allerdings zuletzt Anfang der neunziger Jahre er­
reicht: Bis zum Ende jenes Jahrzehnts ging d ie jährl iche Ge­
burtenzah l  um 1 7 .000 zurück und scheint seither bei etwa 
78.000 stabil zu sein .  Hier wäre jetzt die Gelegenheit, die Be­
trachtungen zu beenden und zwei voreil ige Schlussfolgerungen 
zu ziehen: 1 .) Sehr langsam, aber doch absehbar, stirbt Öster­
re ich aus und 2 . )  Bereits sehr viel früher, nämlich bereits mit 
dem Beginn des nächsten Jahrzehnts, wird es in Österreich zu 
einem Arbeitskräftemangel kommen, welcher sehr schnell d ra­
matische Ausmaße annehmen wird . Steigende Erwerbsquoten 
könnten diesen Effekt al lenfalls um ein paar Jahre verzögern , 
aber n icht gänzlich ausgleichen. Solche Schlussfolgerungen 
findet man sowohl in d ieser krassen Form als auch in etwas 
besser kaschierten Varianten in den Medien. 

Für die Bevölkerungsentwicklung ist allerdings außer den Ge­
burten auch die Nettozuwanderung (Zuwanderung minus Ab­
wanderung) ein bestimmender Faktor. Wenn man davon aus­
geht, dass die Geburtenzahl mit einer Verzögerung von 1 5  Jah­
ren arbeitsmarktrelevant wird ,  würde tatsächlich schon in die­
sem Jahrzehnt der Zeitpunkt eintreten ,  ab dem die nachrü­
ckenden Altersjahrgänge die ausscheidenden nicht mehr er­
setzen könnten, sofern nicht Zuwanderung und steigende Er­
werbsbeteil igung dies ausglichen. Es ist also durchaus zweck­
mäßig, die Auswirkungen der Zuwanderung eingehend zu be­
trachten. 

Das fünfzehnte Lebensjahr ist für den Arbeitsmarkt eine wich­
tige Altersgrenze, wei l  in d iesem Alter (normalerweise) Lehr­
ausbildungen begonnen werden. Aufgrund der oben erwähn­
ten hohen Geburtenzahlen Anfang der neunziger Jahre gibt es 
derzeit auch mehr Jugendliche im typischen Lehrlingsalter, der 
Lehrstellenmangel war also durchaus absehbar. Wenn man zu­
sätzlich zu der Tatsache, dass immer mehr Jugendl iche immer 
länger auf eine Lehrstel le warten müssen , auch d ie Beset­
zungszahlen der heranwachsenden Altersjahrgänge berück­
sichtigt, ist somit zu befürchten,  dass sich die Lehrstellenprob­
lematik zunächst noch einige Jahre weiter verschärfen wird .  Ei­
ne merkliche Entspannung auf dem Lehrstel lenmarkt ist vor 
dem nächsten Jahrzehnt nicht zu erwarten. Doch auch wenn 
d ie Jahrgänge mit den niedrigeren Geburtenzah len nachrü­
cken, ist mit einer echten Verknappung bei den Lehrstellen Su­
chenden nicht zu rechnen . Die Erfahrungen der Migrationsfor­
schung haben gezeigt, dass sich ein Geburtsjahrgang in Öster­
reich durch Zuwanderung bis zum Alter von 1 5  Jahren um et-
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wa 6.000 Personen vergrößert haben wird . Um die derzeit an­
gebotenen betrieblichen Lehrstel len besetzen zu können, soll­
ten somit nach der neuesten Prognose auch in den kommen­
den beiden Jahrzehnten genügend Bewerber zu finden sein .  
E in  Gleichgewicht im Sinne· einer ausreichenden Anzahl von 
Lehrstel len in zukunftsträchtigen Berufen für al le Lehrstel len 
Suchenden kann sich jedoch nur dann einstellen, wenn die Aus­
bi ldungsaktivität der Unternehmen nicht noch weiter abnimmt. 

Für  Menschen, die weiterführende Schulen und eventuel l  
Hochschulen besuchen ,  sollte der endgültige Übertritt ins Er­
werbsleben etwa mit Mitte der Zwanziger erfolgen - in d iesem 
Alter werden die Jugendlichen auch in der Arbeitsmarktstatistik 
zu Erwachsenen. Derzeit l iegt in Österreich die Zahl  der 25-
Jährigen bei gut 1 00.000. Bereits in zwei Jahren wird sich d ie­
se Zahl jedoch um fast 1 0 .000 und bis 201 8  um weitere 5.000 
erhöhen. Es kommen geburtenstarke Jahrgänge aus den acht­
ziger Jahren in d iese Altersgruppe. Erst gegen Ende des kom­
menden Jahrzehnts werden die Jahrgänge an der Pensions­
grenze zumindest brutto diese Größenordnung erreichen. Wenn 
man weiter berücksichtigt, dass die Erwerbsquoten an der Pen­
sionsgrenze niedriger sind als zwischen 25 und 29 Jahren, wird 
deutl ich, dass sich die Erwerbschancen von Menschen an der 
unteren Grenze des Haupterwerbsalters in den kommenden 
Jahren weiter verschlechtern werden. Davon, dass in abseh­
barer Zeit die nachrückenden Generationen d ie aus dem Er­
werbsleben ausscheidenden nicht mehr werden ersetzen kön­
nen, kann in Österreich keine Rede sein .  Nach dem derzeitigen 
Kenntnisstand werden bis weit in d ie dreißiger Jahre hinein auch 
die derzeitigen geburtenschwachen Jahrgänge bis zum Alter 
von 25 Jahren durch Zuwanderung auf jene Größe angewach­
sen sein ,  welche wir heute haben. 

Der Übergang vom Ausbildungssystem ins Erwerbsleben war 
schon in der Vergangenheit für viele Menschen schwierig - auch 
wenn sie nicht zu den Problemgruppen des Arbeitsmarktes ge­
hörten. Projektarbeiten und andere befristete Beschäftigungs­
formen in Kombination mit (immer öfter) unbezahlten Praktika 
sowie Perioden der Nichterwerbstätigkeit sind besonders in den 
letzten fünf Jahren für immer mehr junge Menschen zum un­
gewollten,  aber unvermeidbaren Begleitphänomen des Beruf­
einstiegs geworden. Dies betrifft zunehmend auch die höher 
Qual ifizierten .  Die stark steigende Arbeitslosigkeit d ieser Al­
tersgruppen zeigt nur einen Teil des gesamten Problemdrucks. 
Durch die demographische Entwicklung ist in d iesem Segment 
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des Arbeitsmarktes fürs Erste keinerlei Entspannung zu er­
warten. Im Gegentei l :  Den steigenden Zahlen bei den jungen 
Alterskohorten stehen teils deutlich kleinere Altersgruppen am 
oberen Rand des Erwerbsalters gegenüber, welche überdies 
durch merklich niedrigere, aber steigende Erwerbsbeteil igun­
gen gekennzeichnet sind. Vor allem durch die Anhebungen des 
Frühpensionsalters wird der Übergang ins Pensionssystem noch 
für einige Jahre verzögert stattfinden. Eine unsichere Perspek­
tive beim Berufseinstieg kann für viele Jahre die Lebensplanung 
beeinflussen .  Abgesehen vom Nachfrageausfal l  vor allem bei 
langlebigen Konsumgütern wird auch die Famil ienplanung be­
einflusst: Kinderwünsche werden aufgeschoben und reduziert, 
und damit schl ießt sich ein demographischer Kreis. 

Arbeitskräftemangel? 

Vor diesem demographischen Hintergrund und angesichts der 
höchsten Arbeitslosigkeit seit Jahrzehnten wird das Schauspiel 
"Fachkräftemangel und Arbeitskräftemangel" aufgeführt. Wäh­
rend man zu Beginn des neuen Jahrtausends nach ledigl ich 
zwei Jahren der Arbeitsmarkterholung bereits einen generellen 
Arbeitskräftemangel zu befürchten begann , hat sich die Arbeit­
geberseite derzeit wegen der offensichtlich nicht zum Bild pas­
senden Arbeitsmarktentwicklung eher auf die Nebenfrontl inie 
"Fachkräftemangel" zurückgezogen. Die vielen Arbeitslosen 
seien zwar äußerst tragisch, wird argumentiert, aber die meis­
ten stünden ja dem Arbeitsmarkt entweder gar nicht zur Verfü­
gung, hätten unakzeptable Vermittlungseinschränkungen oder 
schl icht die falschen Qualifikationen. Dem Einwand,  dass die 
meisten Arbeitslosen vor kurzer Zeit noch in Beschäftigung wa­
ren,  kann man auch begegnen: Es wird dann betont, dass sich 
die Qualifikationen heute besonders schnell entwerten und die 
Arbeitslosen nicht mobil genug wären. 

Es soll hier nicht bestritten werden, dass es regional und/oder 
in einzelnen Qual ifikationssegmenten zeitweise schwierig sein 
kann,  geeignete Fachkräfte zu finden. Abgesehen davon, dass 
d ie Arbeitsbedingungen im weitesten Sinne diese Schwierig­
keiten oft erklären können, sind partielle Engpässe normale Er­
scheinungen wirtschaftlicher Entwicklungs- und Umstrukturie­
rungsprozesse. Zur Behebung solcher Engpässe steht jedoch 
in Österreich ein I nstrumentarium der aktiven Arbeitsmarktpo­
litik zur Verfügung, welches bei ausreichender finanziel ler Do­
tierung durchaus sehr effektiv sein kann .  Echter Fachkräfte-
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mange! steht außerdem oft in enger Verbindung mit der gegen­
wärtigen und der vergangenen Ausbi ldungsbereitschaft der 
Unternehmen. Es war eigentlich immer abzusehen , dass sich 
der Lehrstel lenmangel mit einer gewissen Verzögerung in 
irgendeiner Form auf dem Arbeitsmarkt auswirken würde. Viel­
fach verbergen sich hinter dem Schlagwort Fachkräftemangel 
aber auch ganz andere Erscheinungen: Wenn sich Personal­
verantwortliche daran gewöhnt haben , dass sich für jeden eini­
germaßen akzeptablen Arbeitsplatz 60 bis 80 Interessenten fin­
den, so ist es noch kein  Anzeichen für ein "Austrocknen" des 
Arbeitsmarktes, wenn die Bewerberzahl unter 50 fällt. Weiters 
sind viele Arbeitgeber der Meinung, dass man angesichts der 
angespannten Arbeitsmarktlage auch dann noch Personal fin­
den müsste, wenn man Bezahlung und Arbeitsbedingungen 
drastisch verschlechtert. Wir sind inzwischen in einer Lage, in 
der immer schlechtere Arbeitsplätze tatsächlich besetzt werden 
können. Aber solange nicht jeder auch noch so unattraktive Ar­
beitsplatz in kürzester Zeit besetzt werden kann ,  ist anschei­
nend mit den Arbeitslosen etwas nicht in Ordnung. 

Im Prinzip geht es zur Zeit darum, dass ein artikuliertes Inte­
resse besteht, d ie Ü bergangsbestimmungen zur Arbeitneh­
merfreizügigkeit nach der EU-Osterweiterung so rasch wie mög­
lich aufzuheben oder diese zumindest mit d iversen großzügi­
gen Beschäftigungskontingenten teilweise zu unterlaufen. Auch 
wenn es immer wieder anders dargestellt und teils äußerst ge­
schickt heruntergespielt wird: Die Lohnunterschiede gegenüber 
den Ländern im Osten wecken schl icht und einfach d ie Be­
gehrlichkeiten von Menschen,  die Arbeit zu vergeben haben. 
Das betrifft in erster Linie natürlich U nternehmen,  aber auch 
manche Privathaushalte: Bei manchen Unternehmen besteht 
der Wunsch , die Gewinnmarge zu Lasten der Löhne zu erhö­
hen und auch die unattraktiven Arbeitsplätze besetzen zu kön­
nen. Und einige Privathaushalte wol len Dienstleistungen zu­
kaufen, welche sich die meisten Konsumentinnen h ierzulande 
bei den gegebenen inländischen Lohnverhältnissen nicht leis­
ten können. 

Angesichts der schlechten Arbeitsmarktlage wird seit ein iger 
Zeit eine neue Argumentation aufgebaut, warum die Arbeits­
märkte trotzdem schon jetzt geöffnet werden sollten. Es wird 
argumentiert, dass man sich schon heute um Zuwanderung be­
mühen müsste, weil bereits in nächster Zukunft ein europawei­
ter, wenn nicht gar weltweiter Wettbewerb um die Migrantlnnen 
mit den besten Qualifikationen einsetzen werde. Mit der rest-
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riktiven Zuwanderungspolitik drohe Österreich hier endgültig ins 
Hintertreffen zu geraten. Abgesehen davon, dass außer dem 
Aufmachen der Arbeitsmärkte nicht weiter ausgeführt wird , wie 
dieser Wettbewerb der Staaten um die "begehrtesten" Zuwan­
derer ausgetragen werden sol l ,  bleibt nur ein eher paradoxer 
Ablaufplan übrig :  Damit, dass wir heute d ie Arbeitsmärkte öff­
nen , wodurch das Lohnniveau unter Druck gerät und d ie Ar­
beitsbedingungen sich unweigerlich weiter verschlechtern wer­
den, soll Österreich in der Zukunft für mobile Arbeitnehmerln­
nen, denen defin itionsgemäß (siehe oben) die ganze Weit of­
fen steht attraktiver werden. Das klingt Erfolg versprechend!? 

Tatsache bleibt, dass Österreich derzeit von einer Wande­
rungswelle betroffen ist, welche schon fast an die Ausmaße zur 
Zeit der Ostöffnung Anfang der neunziger Jahre heranreicht. 
Gleichzeitig ist die Wanderung fast n icht mehr steuerbar, wei l  
die Mehrzahl der Migrantlnnen aufgrund von Famil ienzugehö­
rigkeiten einen Rechtsanspruch auf Zuwanderung hat und die 
Abwanderung in demokratischen westlichen Ländern ohnehin 
nicht reglementiert werden kann. 

Vor allem auch unter Ökonominnen wird in dieser Hinsicht d ie 
Meinung vertreten ,  dass sich die Migrantenströme in hohem 
Maße durch die Marktkräfte selbst steuern würden. Migrantln­
nen würden aufgrund ihrer hohen Mobil ität dorth in gehen , wo 
sie die besten Chancen vorfänden. Abgesehen davon, dass die­
se Sichtweise in solcher Allgemeinheit schlicht unbewiesen ist, 
kann man mit ziemlicher Sicherheit sagen, dass dies nur für re­
lativ kurze Zeit gi lt. Wenn die Migrantlnnen später Famil ie und 
soziale Netze haben , unterl iegen sie ähnlichen Mobil itätsein­
schränkungen wie d ie al le länger Ansässigen. Wenn es in ei­
ner größeren Famil ie sowohl Beschäftigte als auch Arbeitslose 
g ibt ,  ist es eher unwahrscheinl ich, dass die Fami l iensituation 
durch Ortswechsel entscheidend verbessert werden kann. Zum 
Tei l  werden , besonders auf europäischer Ebene, an die Migra­
tion auch irreale Erwartungen geknüpft: Nachdem es die An­
sässigen nicht schaffen ,  der Wirtschaft ausreichend Dynamik 
zu verleihen, sollen es die Migrantlnnen versuchen. 

Wenn Migrantenfamil ien von Beschäftigungsverlust und Ar­
beitslosigkeit betroffen werden, sind die Hauptleidtragenden oft 
Jugendliche und junge Erwachsene, weil ihre Existenz zwar auf 
einem bescheidenen N iveau gesichert ist, ihnen aber g leich­
zeitig für die Zukunft kaum eine Perspektive geboten wird . Der 
Mangel an Arbeitsplätzen und geeigneten Ausbi ldungsmög­
lichkeiten trifft meist junge Migrantlnnen überproportionaL Dass 
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Migrantlnnen die Folgen zum Teil im Famil ienverband abfedern 
können,  d iese oftmals aber auch nur  verstecken,  führt in der 
Aufnahmegesel lschaft oft zu einer trügerischen und nicht un­
gefährlichen Indolenz gegenüber den wachsenden Problemen. 
Zum Zeitpunkt der Abfassung dieses Kommentars kann man 
gerade im brennenden Frankreich verfolgen ,  was passieren 
kann,  wenn sich die aufgestauten Frustrationen plötzlich entla­
den. 

Was ist also zu tun? 

Man kann mit Sicherheit davon ausgehen, dass d ie Erwerbs­
bevölkerung in Österreich älter werden wird .  Dies zeigt sich am 
deutl ichsten am oberen Altersrand der Erwerbsbevölkerung: 
2005 gibt es in Österreich etwa 950.000 Personen zwischen 55 
und 64 Jahren . Bis 2020 wird sich d iese Zahl  auf 1 ,2 Mio. er­
höhen. Es ist erklärtes Politikziel ,  sowohl national als auch in  
der EU, d ie  Erwerbsquote der Älteren zu erhöhen. Bei einer An­
hebung der Erwerbsquote zwischen 55 und 64 Jahren von der­
zeit 30% auf 50% würde man schon jetzt fast 200.000 zusätz­
liche Arbeitplätze benötigen, welche überdies für Personen über 
55 Jahre geeignet sein müssen, und weitere 75.000 bis 1 25.000 
bis zum Jahr 2020 demographiebedingt und je nach ange­
strebter Erwerbsquote. Diese Zahlen zeigen eindrucksvoll, dass 
es bereits in näherer Zukunft gewaltiger Anstrengungen be­
dürfen wird ,  sich den gesteckten Zielen auch nur anzunähern . 
Die Verwirkl ichung von Beschäftigung für über 55-Jährige in  
d iesem Umfang wird nur gelingen, wenn bei al len Betei l igten 
ein Umdenkprozess einsetzt. Neben einer Anpassung der Ar­
beitsorganisation an die geänderte Alterstruktur der Erwerbs­
personen muss es bei allen Beteil igten auch zu Mentalitätsän­
derungen kommen, was den längeren Verbleib im Erwerbsle­
ben anbetrifft. 

Mit einem Verweis auf die Gastarbeiterzuwanderung im letz­
ten Jahrhundert wird oft argumentiert, dass sich aus der Auf­
nahme von Migrantlnnen in den zu erwartenden Größenord­
nungen eigentl ich kein Problem entwickeln sollte. Der Glaube 
an die heilenden Kräfte der Märkte ist groß. Verglichen mit der 
Situation im letzten Drittel des vergangenen Jahrhunderts hat 
sich jedoch die Arbeitsmarktsituation grundlegend verändert. 
Ob die Zahl der Arbeitsplätze, welche man nach einer Anlern­
phase übernehmen kann, abnimmt oder nicht, ist statistisch we­
niger abgesichert als vielfach behauptet wird ,  aber man kann  
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jedenfalls davon ausgehen, dass in Zukunft ihre Zahl keines­
fal ls ausreichen wird , um eine große Zahl von gering Qual ifi­
zierten zu beschäftigen, von Existenz sichernden Einkommen 
gar nicht zu reden. 

Daraus erg ibt sich d ie Notwendigkeit, Personen mit Migra­
tionshintergrund erhebl ich besser in das Österreich ische Aus­
bi ldungssystem zu integrieren ,  als es bisher der Fall war. Die 
Hoffnung, dass sich spätestens die zweite Generation der Zu­
wanderer quasi von selbst an das h iesige Ausbi ldungsverhal­
ten anpassen würde, hat sich als zu optimistisch herausgestellt. 
Dies betrifft vor allem jene Migrantengruppen, die eine Bezie­
hung zum Ausbildungssystem mitbringen bzw. mitgebracht ha­
ben, welche mit den heutigen Anforderungen der Arbeitsmärk­
te in Österreich n icht harmonieren. Nach dem heutigen Prog­
nosestand werden in spätestens 20 Jahren unter den 25-Jäh­
rigen 20% Zuwanderer sein ,  und der Anteil von Menschen mit 
Migrationshintergrund im weiteren Sinn wird bei 30-40% liegen. 
Der Anteil der Migrantlnnen am wirtschaftlichen Erfolg Öster­
reichs wird erhebl ich an Bedeutung gewinnen. 

Tatsache ist aber auch, dass mittlerweile weniger als 20% der 
Zuwanderung überhaupt steuerbar sind. Es ist vollkommen klar; 
dass Wanderungsbewegungen stattfinden und aus österrei­
chischer wie aus EUropäischer Sicht auch sinnvol l  sind ; eine 
popul istisch ausgerichtete Kasemattenstimmung soll hier kei­
nesfal ls weiter angeheizt werden. Trotzdem muss man sich -
nicht zuletzt aufgrund der akuten bzw. noch latenten Krisensi­
tuationen, welche sich in vielen Ländern im Laufe der vergan­
genen Jahr(zehnt)e aufgebaut haben - die Frage stellen, ob ei­
ne immer weiter gehende Unbeeinflussbarkeit der Zuwande­
rung durch die Politik in Österreich und auch in der EU gesell­
schaftlich akzeptabel ist. Die Bestrebungen der EU, die Perso­
nenfreizügigkeit auf immer weitere Kreise von Drittstaatsange­
hörigen auszudehnen, müssen einer ernsthaften Revision unter­
zogen werden. Ein bl indes Vertrauen darauf, dass sich Wan­
derungsbewegungen durch Marktkräfte selbst in der Art steu­
ern könnten, dass sich für die betroffenen Gesellschaften Ver­
besserungen ergeben, wäre verhängnisvoll .  
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Ein Rückblick auf die Budgetpolitik 
Österreichs seit dem Beitritt zur 

Europäischen Union 

Bruno Rossmann 

Mit dem Beitritt Österreichs zur Europäischen Union im Jahre 1 995 ha­
ben sich die Rahmenbedingungen für die nationale Fiskalpol itik wesent­
lich verändert. Der Eintritt in die dritte Stufe der Europäischen Wirtschafts­
und Währungsunion wurde von der Erreichung der im Vertrag von Maast­
richt festgelegten fiskal ischen Konvergenzkriterien abhängig gemacht. 
Demnach darf das öffentliche Defizit (Netto-Neuverschuldung) nicht hö­
her als 3% des BIP und die öffentliche Gesamtverschuldung des Staates 
nicht höher als 60% des B IP sein .  Für die dritte Stufe der Währungsunion 
selbst wurde 1 997 als Fiskalregel der Stabil itäts- und Wachstumspakt ins 
Leben gerufen. Damit stellt sich die Frage, welche fiskalpol itischen Stra­
tegien d iese Regelbindungen nach sich gezogen haben und wie sich das 
konkret in den Budgetind ikatoren und in wichtigen Zielen der Wirt­
schaftspolitik - insbesondere Wachstum und Beschäftigung - niederge­
schlagen hat. Dieser Frage soll in diesem Aufsatz nachgegangen werden. 
Die verteilungspolitischen Auswirkungen der Budgetpolitik werden weit­
gehend ausgeklammert, wei l  es dazu vertiefender Studien bedarf. Ab­
schnitt 1 stellt die supranationalen Rahmenbedingungen für die Fiskalpo­
l itik kritisch dar: Abschnitt 2 widmet sich der Frage, welche konkreten fis­
kalpolitischen Strategien die Regelbindungen der Fiskalpolitik auf euro­
päischer Ebene in Österreich ausgelöst haben . Die Auswirkungen dieser 
Strategien auf wichtige budgetpolitische I nd ikatoren des Sektors Staat 
bzw. auf die Einnahmen und Ausgaben des Bundessektors stehen im Zent­
rum von Abschnitt 3. Ferner wird die Frage behandelt, ob die im Stabilitäts­
und Wachstumspakt vereinbarten Regeln der konjunkturpol itischen Ge­
staltung ausreichend Raum l ießen bzw. ob eine aus makroökonomischer 
Sicht adäquate Fiskalpol itik betrieben wurde (Abschnitt 4) . Abschnitt 5 
fasst schließl ich die Ergebnisse zusammen. 
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1. Rigide supranationale Rahmenbedingungen 
für die Budgetpolitik 

Die fiskal ischen Konvergenzkriterien des Maastrichter Vertrags wurden 
vor al lem von wissenschaftl icher Seite von Beginn an heftig kritisiert, weil 
sie eine willkürliche Zielvorgabe darstellen , keinen Bezug zur Währungs­
union haben und keine Rücksicht auf die konjunkturelle Situation eines 
Landes nehmen und damit die konjunktur- und beschäftigungspolitischen 
Konsequenzen ignorieren. Weiters wurde eingewendet, dass der natio­
nale Spielraum für d ie makroökonomische Politik durch die Regelbindung 
der Fiskalpolitik bei gleichzeitiger Ü bertragung der Geld- und Wechsel­
kurspolitik an die unabhängige Europäische Zentralbank eingeschränkt 
wird , deren ausschließl iches Ziel die Sicherung der Preisstabil ität ist und 
die dieses Ziel auf Kosten anderer gesamtwirtschaftl icher Ziele wie etwa 
Wachstum ,  gesamtwirtschaftliche Stabi l is ierung und Beschäftigung er­
reichen kann.  

Der Ecofin-Rat, insbesondere aber der damalige deutsche Finanzminis­
ter Theo Waigel , beurteilte d ie Bestimmungen zu den fiskal ischen Kon­
vergenzbestimmungen im EU-Primärrecht zur Sicherstel lung solider öf­
fentl icher Finanzen als nicht ausreichend und teilweise zu vage. Deshalb 
verabschiedete der Europäische Rat bei seiner Tagung in Amsterdam 1 997 
nach einer sehr kontroversiellen Diskussion den Stabil itäts- und Wachs­
tumspakt in Ergänzung zum bereits bestehenden Instrumentarium. Fort­
an sollten alle EU-Staaten ausgeglichene öffentliche Haushalte oder Bud­
getüberschüsse aufweisen. Der Europäische Rat unterstrich damit noch 
einmal d ie Verpfl ichtung der Mitgl iedstaaten, übermäßige öffentliche De­
fizite dauerhaft zu vermeiden um zu verhindern, dass d ie Mitgl iedstaaten 
der Union über zu hohe Budgetdefizite inflationäre Spannungen und Druck 
auf d ie Zinsen auslösen. Fortan sol lten al le Staaten ausgegl ichene öf­
fentl iche Haushalte oder Budgetüberschusse haben. Gesunde Staatsfi­
nanzen werden als Mittel zur Verbesserung der Voraussetzungen für sta­
bi le Preise und für ein starkes Wirtschaftswachstum gesehen , das der 
Schaffung von Arbeitsplätzen förderlich sei. 

Der Stabi l itäts- und Wachstumspakt und seine immer striktere Ausle­
gung durch den Ecofin-Rat haben wesentlich dazu beigetragen, dass Eu­
ropa seit dem Einbruch der Weltwirtschaft im Jahre 2001 in einer lange 
dauernden und hartnäckigen wirtschaftlichen Stagnation steckt. Zwar kam 
es in keinem einzelnen Kalenderjahr zu einem Rückgang der realen Wirt­
schaftsleistung, aber d ie ausgeprägte Wachstumsabschwächung über ei­
nen Zeitraum von mehreren Jahren brachte höhere Wohlfahrtsverluste mit 
sich als die großen Rezessionen der Nachkriegszeit. 1 Die durch den Pakt 
erzwungenen Ausgabenkürzungen zur Konsol idierung der öffentlichen 
Haushalte haben zu einer deutlichen Verschlechterung der Erwartungen 
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von Haushalten und Unternehmen geführt. Ergebnis war und ist eine mar­
kante Schwäche der Binnennachfrage im Euro-Raum. Das g rößte Ag­
gregat der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage, der Konsum der privaten 
Haushalte, bl ieb im Euro-Raum in den Jahren 2001 bis 2004 mit einem 
durchschnittl ichen Wachstum von real 1 ,35% mehr als einen Prozentpunkt 
unter den langjährigen Vergleichsdaten. Auch der starke Einbruch der Aus­
rüstungs- und der Bauinvestitionen hatte wesentl ichen Einfluss auf d ie 
Wirtschaftskrise. 

Gleichzeitig waren die EU-Staaten aufgrund der unflexiblen Regelungen 
des Stabi l itätspakts nicht in der Lage, durch eine Ausweitung der öffent­
lichen Ausgaben gegenzusteuern. Dabei sind öffentliche Investitionen kurz­
fristig immer noch der zuverlässigste Hebel , um wirksame Wachstums­
und Beschäftigungseffekte auszulösen. Aufgrund der anhaltenden Wachs­
tumsschwäche ist die EU daher heute weit davon entfernt, bis 201 0  zum 
stärksten Wirtschaftsraum der Welt zu werden. 

Im Grunde ist der Stabi l itäts- und Wachstumspakt doppelt gescheitert: 
Er hat zum einen zu Ausmaß und Dauer der Stagnation beigetragen und 
konnte zum anderen einen markanten Anstieg der Budgetdefizite in vie­
len Mitg liedstaaten nicht verhindern. Mehr als ein Drittel der 25 EU-Mit­
gliedstaaten wiesen 2004 übermäßige Defizite aus - darunter mit Deutsch­
land und Frankreich die größten nationalen Volkswirtschaften der EU. Im 
Spätherbst 2003 entg ingen zwar d ie "Defizitsünder" Deutschland und 
Frankreich aufgrund einer knappen Entscheidung im Ecofin-Rat einer Be­
strafung im Rahmen des Verfahrens wegen eines übermäßigen Defizits, 
im Gegenzug reichte aber die Europäische Kommission als Hüterin der 
Verträge eine Klage gegen die Wirtschafts- und Finanzministerinnen beim 
Europäischen Gerichtshof e in .  Zur Glaubwürd igkeit des Pakts hat das 
nicht unbedingt beigetragen - im Gegentei l ,  eine schwerwiegende politi­
sche Krise innerhalb der EU war die Folge. Kramer (2003) meinte damals, 
dass das Vertrauen in die europäische Wirtschaftspolitik nur durch eine 
durchgreifende Reform des Stabi litäts- und Wachstumspakts wieder her­
zustellen sein würde. Der Stabil itäts- und Wachstumspakt konnte trotz sei­
nes strengen Überwachungsverfahrens auch nicht verhindern,  dass Grie­
chenland im Zuge der budgetären Notifikation jahrelang falsche Zahlen 
an Eurestat meldete. Es erscheint paradox, dass das realpolitisch ohne 
Konsequenzen geblieben ist. 

Im Anschluss an d ie Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs vom 
Jul i  2004 waren Zeitpunkt und Chance gekommen, die grundsätzlichen 
Fehlkonzeptionen des Stabi l itäts- und Wachstumspakts zu ändern . Die­
ser weist zumindest drei zentrale Konstruktionsfehler auf: 2 Der erste l iegt 
darin,  dass die Regeln des Pakts asymmetrisch angelegt sind . Der Zwang 
zu ausgeglichenen Haushalten erlaubt keine ausreichende Gegensteue­
rung in wirtschaftl ich schlechten Zeiten. Umgekehrt stehen in Wirtschaft-
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l ieh guten Zeiten die Türen für Steuersenkungen und Ausgabenerhöhun­
gen weit offen. Es bestehen keinerlei Anreize, die Budgets dann zu sa­
nieren, wenn die Steuereinnahmen reichl ich in die Staatskassen fließen 
und die Arbeitslosigkeit sinkt. 

Der zweite Fehler l iegt in der einseitigen Ausrichtung der Budgetpolitik 
auf den Budgetsaldo. Durch das hartnäckige, einseitige Festhalten an der 
fiskal ischen Nachhaltigkeit werden andere wichtigere Ziele der Budget­
politik, wie die Stabi lisierung der Konjunktur, die Förderung des Wachs­
tums, die Verringerung der Arbeitslosigkeit, die ausreichende Bereitstel­
lung von Infrastrukturinvestitionen und vertei lungspolitische Ziele, hintan­
gestel lt. Damit reduziert sich der Pakt auf einen Stabil itätspakt, während 
von einem Wachstumspakt n icht die Rede sein kann. Drittens schl ießl ich 
wird der Koordin ierungsbedarf im Bereich der makroökonomischen Poli­
tiken und der Unternehmens- und Kapitalsteuern ("Steuerunterbietungs­
wettlauf") zwischen den EU-Staaten völl ig ausgeblendet. 

Nach monatelangen Verhandlungen hat sich der Europäische Rat im 
Frühjahr 2005 auf eine Reform des Stabil itäts- und Wachstumspakts ge­
ein igt. Die Neuregelungen zielen einerseits darauf ab, möglichst zu ver­
hindern, dass es überhaupt zu einer Überschreitung der 3%-Defizit-Gren­
ze kommt (Stärkung des präventiven Arms) und andererseits auf Ände­
rungen im Verfahren für den Fall der Überschreitung d ieser Grenze. Die 
Reformen, die im Fall der Überschreitung der 3%-Grenze mehr Flexibil ität 
erlauben, werden von vielen Kommentatorinnen vorsichtig positiv beur­
teile Die weitgehend positive Reaktion auf die Reform des Stabil itäts- und 
Wachstumspakts darf aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass es viele 
Ökonomi nnen und Finanzpolitikerinnen des Mainstream gibt, die d iese 
Flexibilisierung heftig kritisieren. Vor dem Hintergrund der erwähnten Fehl­
konzeptionen bleiben jedoch grundlegende Bedenken bestehen:  Die Re­
formen" . . .  sind kein Ersatz für eine d iskretionäre antizyklische Fiskalpo­
litik, d ie aufgrund der Wirkungsverzögerungen bereits zu einem Zeitpunkt 
gesetzt werden sollte, wenn der Abschwung prognostiziert wird und n icht 
erst dann, wenn dieser schon länger andauert. Weiters fehlt nach wie vor 
ein sinnvoller Koordinierungsmechanismus zwischen den Ländern, der die 
frühzeitige flexible Reaktion der Länder auf asymmetrische Schocks 
erlaubt. Auch bleibt die Inkompatibi l ität des Stabil itäts- und Wachstums­
pakts mit den Zielen von Lissabon teilweise bestehen, da die Schuldenfi­
nanzierung von wachstumsfördernden Ausgaben nur in geringem Umfang 
mög lich ist ("Goldene Finanzierungsregel"). Die Komplexität des Regel­
werks sowie die fehlende Präzision der Ausnahmetatbestände lässt für 
die Zukunft ein behäbiges Entscheidungsprozedere erwarten, das nur be­
grenzt geeignet scheint, die hohe und steigende Arbeitslosigkeit zu redu­
zieren."4 Es zeigt sich einmal mehr, dass es nicht der richtige Weg ist, über 
eine Entschärfung des Stabil itäts- und Wachstumspakts nachzudenken, 

496 



31. Jahrgang (2005), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

weil die zugrunde l iegenden Regeln ökonomisch falsch sind .5 Zur Sicher­
stellung einer nachhaltigen Fiskalpolitik würde es reichen , d ie Schulden­
quoten in % des BIP mittelfristig zu stabi lisieren. Die Anwendung der Gol­
denen Finanzierungsregel, d. h. die Nichtanrechnung öffentlicher I nvesti­
tionen auf den Schuldenstand , soll ergänzend zur Stabilisierung des Wirt­
schaftswachstums beitragen. 6 

2. Wandel der budgetpolitischen Strategien in Österreich 

Die Entwicklung der öffentl ichen Finanzen ist seit dem Beitritt zur Euro­
päischen Union stark von den oben dargestellten Rahmenbedingungen 
geprägt. Zunächst ist von Interesse, welche politischen Strategien die fis­
kalischen Konvergenzkriterien bzw. der Stabil itäts- und Wachstumspakt in 
Österreich ausgelöst haben. Einen geeigneten Anhaltspunkt für die Su­
che nach d iesen Strategien l iefern die Budgetpfade, d ie die jeweiligen Re­
gierungen ihren Konvergenz- bzw. Stabil itätsprogrammen zugrunde ge­
legt haben. 

Aus den "Österreich ischen Konvergenzprogrammen" geht hervor, dass 
die Budgetpolitik in der zweiten Hälfte der 1 990er Jahre zunächst darauf 
ausgerichtet war, das Maastricht-Defizit bis zum Jahr 1 997 unter die er­
laubte Grenze von 3% des BIP zu senken, um die Teilnahme an der drit­
ten Stufe der Wirtschafts- und Währungsunion zu sichern. Nach der Er­
reichung dieses Ziels wurden die Zügel der Budgetpolitik wieder deutlich 
gelockert, und es trat eine Konsolid ierungspause ein.  Das budgetpoliti­
sche Ziel bestand nach dem ersten "Österreichischen Stabil itätsprogramm" 
vom November 1 998 darin ,  das Defizit soweit zu reduzieren, dass es bei 
normalen Konjunkturschwankungen auch ohne gegensteuernde Maß­
nahmen unter der 3%-Grenze gehalten werden kann.  Für das Jahr 2002 
wurde nach der Konsolidierungspause 1 998 im Rahmen einer behutsa­
men Konsolidierung eine Rückführung des Maastricht-Defizits des Staa­
tes auf den Zielwert von 1 ,4 %  des BIP angestrebt {Tabelle 1 ) .  Dieses Sta­
bil itätsprogramm entsprach noch dem "Geist" des Stabil itäts- und Wach­
stumspakts und wurde vom Ecofin-Rat auch als zieladäquat angesehen. 
Die in  der Folge verschärfte Auslegung des Stabi l itäts- und Wachstums­
pakts durch d ie Europäische Kommission und den Ecofin-Rat im "Code 
of Conduct" führte dazu, dass das im März 2000 präsentierte Stabil itäts­
programm mit einem Zielwert von 1 ,3% für 2003 vom Ecofin-Rat heftig kri­
tisiert wurde: "From a quantitative perspective, however, a deficit target of 
1 ,3% in 2003 is rather unambitious. Even this modest target is only achie­
ved with the help of substantial revenue raising one-off measures amoun­
ting to 0,3% of GDP each year (mainly sales of real estate) ." 7 
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Tabelle 1 :  Maastricht-Salden für den Staat gemäß Konvergenz-*) bzw. Stabil itätsprogrammen 
(in % des BIP) 

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006 2007 

Mai 1995 -4,4 -3,8 -3,1 -2,6 

Mai 1996 -6,2 -4,5 -3,0 -2,9 -2,6 

Oktober 1997 -4,0 -2,7 -2,5 -2,2 -1,9 

November 1998 -2,2 -2,0 -1,7 -1,5 -1,4 

März 2000 -2,0 -1,7 -1,5 -1,4 -1,3 

November 2000 -1,4 -0,75 0,0 0,0 0,0 

November 2001 0,0 0,0 0,0 0,2 0,5 

März 2003 -0,6 -1,3 -0,7 -1,5 -1,1 -0,4 

November 2003 -0,1 -1,3 -0,7 -1,5 -1,1 -0,4 

November 2004 -1,1 -1,3 -1,9 -1,7 -0,8 

tatsächl. Ergebnis -5,6 1 -3,9 1 -1,7 1 -2,3 1 -2,2 1 -1,5 1 o, 1 1 -o,4 -1,2 -1,0 

*) bis 1997 
Quelle: Österreichische Konvergenz- bzw. Stabilitätsprogramme und Fortschreibungen, Statistik Austria 
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Diese Kritik wurde zum Anlass für einen Kurswechsel der Österreichi­
schen Budgetpolitik genommen . Es ging in der Folge n icht mehr darum, 
das Budgetdefizit behutsam in Richtung ausgeglichener Haushalte abzu­
senken, vielmehr wurde im Stabil itätsprogramm vom November 2000 mit 
dem abrupten Übergang zu einem "Nul ldefizit" innerhalb von zwei Jahren 
eine neue budgetpolitische Strategie angekündigt. Dabei wurde in der De­
batte immer wieder der Eindruck erweckt, als handle es sich bei der "Null­
defizitregel" um eine Konsolidierungsregel, die auf Dauer jährl ich ausge­
gl ichene Haushalte anstrebt. Verstärkt wurde dieses Bild durch die Stabi­
litätsprogramme vom November 2000 und 2001 . ln einer aus öffentlichen 
Mitteln finanzierten Kampagne "Zukunft ohne Schulden" versuchte d ie 
ÖVP/FPÖ-Koalitionsregierung permanent das Bild zu vermitteln, dass der 
Staat vor einem Bankrott stünde und daher ein Sanierungsfal l  sei . 

Die Argumentation g reift zu kurz, weil den Schulden natürlich der Auf­
bau von Vermögenswerten gegenüberstand, die auch von künftigen Ge­
nerationen genutzt werden und die zur Wohlstandssteigerung in Öster­
reich erheblich beigetragen haben. Österreichs Platz im europäischen 
Spitzenfeld - gemessen am BIP pro Kopf - ist ein Beleg dafür. Auch der 
in d ieser Kampagne häufig strapazierte Vergleich des Staates mit einem 
privaten Haushalt mag zwar für ökonomisch n icht geschulte Menschen 
plausibel erscheinen , er übersieht aber, dass sich der Staat von einem pri­
vaten Haushalt grundlegend unterscheidet: Er ist quasi "unsterblich", weil 
er sich immer wieder neu verschulden kann, und er hat im Gegensatz zum 
privaten Haushalt gesellschaftspolitische Verantwortung zu tragen. 

Zudem ist es ökonomisch sinnvol l ,  bestimmte öffentliche Ausgaben -
insbesondere öffentliche Investitionen mit langfristigen volkswirtschaft­
lichen Erträgen - durch Kredite zu finanzieren, um auch die künftigen Ge­
neration , denen diese Erträge zugute kommen, über Zins- und Tilgungs­
zahlungen an der Finanzierung zu betei ligen . 

Es sind daher weniger das Budgetdefizit und die Staatsschulden als 
Qualitätsmaßstäbe heranzuziehen, entscheidend ist vielmehr das Aus­
maß, in dem der Staat seinen Aufgaben - Bereitstellung von öffentlichen 
Gütern, Stabi lisierung der Konjunktur und Schaffung einer gerechten Ver­
teilung - nachkommt. Damit soll nicht einer Verschuldungspolitik das Wort 
geredet werden. Die kritische Variable ist die aus den Staatsschulden re­
sultierende Zinsenbelastung, vor allem, wenn sie sich sehr dynamisch ent­
wickelt. Sie engt den budgetären Spielraum ein und erzeugt verteilungs­
politische Schieflagen , weil die höheren Einkommensgruppen als Kredit­
geber von den hohen Schulden profitieren ,  während sämtl iche Steuer­
zahlerlnnen zur Finanzierung der Zinsenzahlungen des Staates beitra­
gen. 

Der Übergang zu einer beschleunigten Konsolid ierung kann  allerdings 
nicht nur auf die striktere Auslegung des Stabil itäts- und Wachstumspakts 
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zurückgeführt werden, da die Erreichung eines ausgeglichenen Haushalts 
damals vom Ecofin-Rat und der Europäischen Kommission noch als mittel­
fristiges Haushaltsziel angesehen wurde. Der Ü bergang zu einem "Null­
defizit" als langfristig optimale Haushaltsregel lässt sich auch ökonomisch 
nicht begründen, weder mit der monetaristisch-neoklassischen Theorie 
noch mit der postkeynesianischen Theorie: Letztere fordert notwendigen 
Interventionsspielraum zum Zweck der Stabil isierung,  Erstere argumen­
tiert mit einer fairen intergenerationalen Lastenvertei lung.8 Politisch be­
g ründbar war der Kurswechsel al lemal,  denn mit der permanenten For­
derung nach einem Sparkurs und nach dem Ende des Schuldenmachans 
sollte offensichtlich in der Bevölkerung die Opferbereitschaft erzeugt wer­
den , um die Zustimmung zu den folgenden Sparmaßnahmen zu erhalten. 
Das politische Symbol "Nul ldefizit" d iente dabei als Maßstab für eine so­
l ide Finanzpolitik. Aus ökonomischer Sicht unverständl ich war es auch, 
das "Nulldefizit" zur höchsten wirtschaftspol itischen Priorität hochzusti li­
sieren. Sparen wird besonders bedenklich, wenn die Erreichung des "Null­
defizits" zum alleinigen Erfolgskriterium gemacht wird , denn dann gelten 
al le Maßnahmen als Erfolg , die zur Zielerreichung beitragen. Zusätzlich 
versteifte sich die Regierung darauf, den Abbau des Budgetdefizits über 
die Ausgabenseite herbeizuführen .  Sie stützte sich dabei auf die Thesen 
von Alesina et al. ( 1 998), wonach nur ausgabenseitige Konsol idierungen 
- insbesondere Kürzungen bei den Sozialtransfers und beim Personal -
nachha ltigen Erfolg hätten.9 Diese These, die sich weiterh in hartnäckig 
hält und die die Budgetpolitik im europäischen Raum entscheidend prägt, 
ist al lerd ings in der ökonomischen Theorie heftig umstritten. 10 

Im Anschluss an den Europäischen Rat von Lissabon im März 2000 ge­
wann die Frage nach der Qualität und der Nachhaltigkeit der öffentlichen 
Finanzen zunehmend an Bedeutung. ln der "Österreichischen Strategie 
zur nachhaltigen Entwicklung", die von der Bundesregierung im Apri12002 
beschlossen wurde, wurden drei Kernelemente einer nachhaltigen Ent­
wicklung solider öffentl icher Finanzen genauer spezifiziert: 
• nachhaltig solide Staatsfinanzen bilden einen wesentl ichen Pfeiler für 

einen stabilen makroökonomischen Rahmen; 
• keine neuen Schulden und 
• nachhaltige Rückführung der Steuer- und Abgabenlast sowie d ie Schaf­

fung von mehr Steuergerechtigkeit 
M it der "Strategie zur nachhaltigen Entwicklung" wurde neuerl ich ein 

Schwenk der budgetpol itischen Strategie vollzogen : Das starre Ziel des 
"Nul ldefizits" machte der Formel "ausgeglichener öffentlicher Haushalte 
über den Konjunkturzyklus" Platz. Diese Kurskorrektur bildete sich fortan 
in den Budgetpfaden der Stabi l itätsprogramme ab März 2003 ab (Tabel­
le 1 ). ln der "Strategie zur nachhaltigen Entwicklung" wird ferner davon 
ausgegangen, dass eine Verschuldungsquote dann nachhaltig ist, wenn 
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der Staat d ie Schuld finanzieren kann,  ohne dass zentrale Staatsaufga­
ben eingeschränkt werden müssen. Ausgegl ichene Haushalte über den 
Konjunkturzyklus - so wird argumentiert - führen zu einer Stabi lisierung 
der absoluten Verschuldung und damit bei einer wachsenden Wirtschaft 
zu einer Abnahme der Schuldenquote. Nach diesem Verständnis der Nach­
haltigkeit tendiert die öffentliche Schuldenquote im Zusammenspiel mit 
dem Stabil itäts- und Wachstumspakt sehr langfristig gegen Nul l .  Begrün­
det wird die Notwendigkeit zur Budgetkonsolidierung mit der intergenera­
tionalen Lastenverschiebung. Demgegenüber stützt sich die moderne Fi­
nanzwissenschaft heute auf ein anderes Konzept der Nachhaltigkeit. 1 1  Sie 
defin iert Nachhaltigkeit als jenen Budgetsaldo (Budgetüberschuss bzw. 
-defizit) , der geeignet ist, eine als optimal empfundene Staatsschulden­
quote zumindest zu stabil isieren. 

Ein zentrales Element im Rahmen der soliden öffentlichen Finanzen als 
Basis für eine nachhaltige Entwicklung ist in der Nachhaltigkeitsstrategie 
der Bundesregierung die Senkung der Steuer- und Abgabenquote bis 201 0  
auf unter 40% des B IP12 Eine Politik, die darauf abzielt, dem Staat durch 
Steuersenkungen die finanziellen Ressourcen zu entziehen, kommt einer 
"Pol itik der leeren Kassen" g leich . Mit dem H inweis auf d ie  Finanzie­
rungslücken in  den öffentlichen Haushalten lassen sich dann pro futuro 
Forderungen nach öffentlichen Gütern und Dienstleistungen und deren 
Ausbau sowie die Aufrechterhaltung (sozial)staatl icher Leistungen leicht 
zurückweisen.  Hinter der Strategie einer Verknappung der Einnahmen bei 
g leichzeitigen öffentlichen Haushalten von nahe der Ausgeglichenheit oder 
im Überschuss steht das Ziel der Reduktion der Staatsausgaben und da­
mit die Zurückdrängung des keynesianischen Wohlfahrtsstaates ("schlan­
ker Staat"). 13 

N icht zuletzt bedingt durch d ie Vorgabe von fiskal ischen Grenzwerten 
stand im Untersuchungszeitraum ein ausgeprägter Salden- und Quoten­
fetischismus im Zentrum der budgetpolitischen Strategie Österreichs. Der 
Aspekt der fiskalischen Nachhaltigkeit verdrängte weitgehend andere Zie­
le der Budgetpolitik, wie die Stabil isierung der Konjunkturentwicklung, För­
derung des Wachstums, ausreichende Bereitstel lung an öffentlicher I nf­
rastruktur, Vertei lungsgerechtigkeit und d ie Verri ngerung der Arbeitslo­
sigkeit. Zudem ist Nachhaltigkeit ja nicht nur fiskalische und ökonomische, 
sondern auch ökologische und soziale. 

Viel entscheidender als der Budgetsaldo sind d ie Budgetstrukturen, und 
dafür lassen sich in beiden widerstreitenden ökonomischen Theorien An­
knüpfungspunkte finden. Bei al ler Unterschiedlichkeit der Ansätze sind 
sich sowohl die Walrasian ische als auch die Postkeynesianische Theorie 
darüber einig, dass die Struktur der öffentlichen Ausgaben von großer Be­
deutung und daher eine investitionsorientierte Verschuldung der öffent­
lichen Haushalte sogar angezeigt ist, und zwar im Sinne einer Wachstums-
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und Beschäftigungspolitik (Postkeynesianische Theorie) bzw. im Sinn der 
Optimierung der Lastenvertei lung (Walrasianische Theorie). Auf d iesen 
Aspekt hat schon Lorenz von Stein ( 1 878) hingewiesen , indem er mein­
te: "E in Staat ohne Staatsschulden tut entweder zuwenig für seine Zu­
kunft, oder er fordert zuviel von seiner Gegenwart. " 

3. Die Entwicklung der öffentlichen Finanzen in den Jahren 
1995 bis 2004 

Als nächstes interessiert d ie Frage, wie sich d iese budgetpol itischen 
Strategien in  wichtigen budgetpolitischen I nd ikatoren sowie in der Ein­
nahmen- und Ausgabenstruktur niedergeschlagen haben. Der Fokus wird 
zunächst auf den Sektor Staat gelegt - in einem Exkurs wird auf d ie Be­
deutung der Ausgl iederungen eingegangen -, im Abschnitt 3 .2  wird der 
Bundessektor im Detail untersucht. Den statistischen Rahmen für die Ana­
lyse der Entwicklung der öffentlichen Finanzen bi ldet das Europäische 
System der Volkswirtschaftl ichen Gesamtrechnungen 1 995 (ESVG 95) . 
Die im Jahr 2004 erfolgte Revision der Österreich ischen volkswirtschaft­
lichen Gesamtrechnungen ist in den Daten bereits berücksichtigt. 14 

3.1 Budgetäre Indikatoren für den Sektor Staat 

Tabelle 2 enthält einige wichtige Kennzahlen der budgetären Entwicklung 
des Sektors Staat für die Jahre 1 995 bis 2004, darunter den Maastricht­
Saldo und die Schuldenquote des Staates. Diese beiden Indikatoren spie­
len in der budgetpolitischen Debatte nach wie vor die zentralen Rollen. 

Misst man die Größe des Staates an Hand von Staatsquoten, dann zeigt 
sich, dass die Staatsausgaben als Anteil am B IP (Staatsausgabenquote) 
im Zeitraum 1 995 bis 2004 stark zurückgegangen sind. 1 995 lag der An­
teil des Staates am B I P  noch bei 56%, im Jahr 2004 unterschritt er mit 
49,9% knapp die 50%-Marke. Der starke Rückgang zwischen 1 995 und 
1 997 ist auf die Konsolid ierungsbemühungen im Vorfeld der dritten Stufe 
der Wirtschafts- und Währungsunion zurückzuführen. Nach einer Stag­
nation der Staatsausgabenquote in den Jahren 1 998 und 1 999 wurde sie 
danach neuerlich deutlich abgesenkt. Die Konsolidierungsmaßnahmen in 
den "Doppelbudgets" 2001 /2002 sowie 2003/2004 haben dazu beigetra­
gen. 

Die - sämtliche Einnahmen des Staates umfassende - Einnahmenquote 
des Sektors Staat ging von 50,3% des B IP  im Jahr 1 995 auf 48,8% im 
Jahr  2004 zurück. S ie zeigte im Zeitablauf eine sehr uneinheitl iche Ent­
wicklung. Das kann mit der Entwicklung der Steuern und Sozialbeiträge 
erklärt werden. ln den Konsolidierungsjahren 1 996/97 sowie 2001 stieg 
die Steuer- und Abgabenquote als Folge von Steuer- und Abgabenerhö-
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Tabelle 2 :  Indikatoren der budgetären Entwicklung des Sektors Staat 1 995 bis 2004 (in % des BIP) 

1995 1996 1997 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

Maastricht-Defizit 

Gesamtstaat -5,6 -3,9 -1,7 -2,3 -2,2 -1,5 0,1 -0,4 -1,2 �1.0 

Bund -5,2 -4,1 -2,7 -2,9 -2,4 -1,6 -0,7 -1,1 -1,8 -1,4 

Länder (ohne Wien) 0,1 0,3 0,6 0,4 0,3 0,2 0,5 0,4 0,5 0,3 

Gemeinden ( inkl . Wien) -0,5 -0,1 0,3 0,1 0,0 0,0 0,3 0,2 0,2 0,2 

SV-Träger -0,06 0,08 0,17 0,09 -0,02 -0,11 0,00 -0,01 -0,02 -0,04 

Gesamteinnahmen 50,3 51,4 51' 1 51,0 50,8 49,8 50,7 50,0 49,2 48,8 

Gesamtausgaben (ESVG) 56,0 55,4 53,1 53,4 53,2 51,4 50,8 50,7 50,6 49,9 

Gesamtausgaben nach Swaps 55,9 55,3 52,9 53,3 53,1 51,3 50,6 50,5 50,4 49,8 

Primärsaldo -1,8 -0,1 1,8 1,3 1,2 2,0 3,5 2,7 1,7 1,9 

Steuer- und Abgabenquote lt. VGR 41,4 42,7 44,2 44,1 43,8 42,9 44,8 43,8 43,1 42,7 

Schulden (in Mrd. Euro) 119,2 123,0 118,1 123,6 133,0 138,4 142,8 145,3 146,1 150,8 

Schuldenquote 67,9 67,6 63,8 64,2 66,5 65,8 66,1 65,9 64,4 63,6 

Quelle: Statistik Austria (Stand August 2005), eigene Berechnungen 
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hungen kräftig an .  Sie erreichte im Jahr 2001 mit 44,8% des B I P  i hren 
Höchststand in der Zweiten Republik, seither ist sie rückläufig. Als Folge 
der Steuerreform 2004/2005 wird sie im Jahr 2005 unter 42% des BIP ab­
sinken. 

Abbildung 1: Staatsquoten 1995-2004 (in % des BIP) 
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Aus der Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenquoten ergibt sich 
als Differenz zwischen d iesen Quoten die Defizit-/Überschussquote (Ta­
belle 2 bzw. Abbi ldung 1 ). Das Maastricht-Defizit, 1 5  das im Jahr des EU­
Beitritts mit 5 ,6% weit über dem Maastricht-Grenzwert von 3% des B IP 
lag, konnte durch die Sparpakete der Jahre 1 996/97 stark abgesenkt wer­
den, wodurch die Teilnahme an der dritten Stufe der Wirtschafts- und Wäh­
rungsunion sichergestel lt werden konnte. Nach der Konsolidierungspau­
se 1 998/99 leitete d ie ÖVP/FPÖ-Koalitionsregierung den oben skizzierten 
Kurswechsel in der Budgetpolitik ein und erreichte im Jahr 2001 mit den 
Sparmaßnahmen der Jahre 2000 bis 2002 einmalig einen geringfügigen 
Maastricht-Ü berschuss. Seither ist der Maastricht-Saldo wieder negativ. 
Im Jahr 2005 wird laut aktuellem "Österreichischem Stabil itätsprogramm" 
ein Maastricht-Defizit von 1 ,9% des B IP erwartet. 

Die Konsol idierungsphasen und -pausen des letzten Jahrzehnts spie­
geln sich auch in der Entwicklung des Primärsaldos (= Haushaltsdefizit 
abzüglich Zinsenzahlungen) wider. Das Primärdefizit 1 995 wurde im Zu­
ge der Konsolidierungsbemühungen 1 996/97 in einen Primärüberschuss 
umgewandelt, der in den Jahren 1 998 und 1 999 wieder zurückging. Da­
nach weitete sich der Primärüberschuss erneut bis 2001 aus, seither sinkt 
er kontinuierlich. 

504 



3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

Tei lt man die Veränderung des Maastricht-Saldos in die Komponenten 
Staatseinnahmen und Staatsausgaben auf, dann lässt sich die Frage be­
antworten, ob Konsolidierungen einnahmen- oder ausgabenseitig erfolg­
ten .  Dabei ergibt sich für den Sektor Staat folgendes Bi ld: 

Tabelle 3 :  Veränderungen von Maastricht-Saldo und Einnah-
men- bzw. Ausgabenquote ( in Prozentpunkten) 

1 996 1997 1998 1999 

Maastricht-Saldo 1,79 2,15 -0,56 0,12 

Einnahmenquote des Staates 1,10 -0,30 -0,14 -0,13 

Ausgabenquote des Staates -0,69 -2,34 0,38 -0,24 

2 000 2001 2002 2003 2004 

Maastricht-Saldo 0,69 1,57 -0,52 -0,75 0,20 

Einnahmenquote des Staates -1,05 0,95 -0,68 -0,80 -0,44 

Ausgabenquote des Staates -1,80 -0,62 -0,16 -0,05 -0,65 

Im  Jahr 1 996 kann der Rückgang des Maastricht-Defizits durch einen 
Anstieg der Staatseinnahmenquote und durch einen Rückgang der Aus­
gabenquote erklärt werden.  1 997 stand einem Rückgang der Einnah­
menquote ein sehr starker Rückgang der Ausgabenquote gegenüber: Im 
Jahr 2000 war die Einnahmenquote rückläufig, wurde aber überkompen­
siert durch ein Sinken der Ausgabenquote. Im Jahr 2001 war der Rück­
gang des Maastricht-Defizits zu etwa 60% auf die Erhöhung der Einnah­
menquote und zu rund 40% auf die gesunkene Ausgabenquote zurück­
zuführen .  Der Maastricht-Überschuss wurde somit entgegen der Zielset­
zung der Regierung vorrangig einnahmenseitig erreicht. Das erklärt den 
Höchststand der Steuer- und Abgabenquote im Jahr 200 1 . 1 6  

Ferner lässt sich sagen , dass diese Haushaltskonsolidierung im Sinne 
von Alesina et al .  ( 1 998) keineswegs nachhaltig war: Die Rückführung des 
Budgetdefizits - gemessen am zyklisch bereinigten Primärsaldo - im Jahr 
200 1 war zwar eine Konsolidierung im Sinne von Alesina et a l . ,  aber sie 
war n icht erfolgreich. Nach Alesina l iegt eine Konsol id ierung dann vor, 
wenn das zyklisch berein igte Primärdefizit in einem Jahr um 2%-Punkte 
bzw. in zwei aufeinander folgenden Jahren um jeweils 1 ,5%-Punkte redu­
ziert wird .  Für eine erfolgreiche Konsol idierung wäre es erforderlich ge­
wesen, dass der zykl isch berein igte Primärsaldo im Jahr 2004 um min­
destens 2% des BIP niedriger gelegen wäre als im Jahr der Konsolid ie­
rung bzw. d ie Staatsschu ldenquote drei Jahre nach der Konsol idierung 
um 5%-Punkte unter dem Ausgangsniveau .  Der berein igte Primärüber­
schuss stieg von 1 , 1 %  des B IP (2000) auf 3,6% (2001 ), sank jedoch bis 
zum Jahr 2004 wieder auf 1 ,9% ab. 17 Die Schuldenquote reduzierte sich 
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jedoch nur von 66, 1 %  (2001 ) auf 63,6% im Jahr 2004, also nur um 2,5%­
Punkte. 18 

Die Schuldenquote des Staates lag 1 995 bei 67,9% des BIP und konn­
te bis zum Jahr 2004 auf 63,6% gesenkt werden. Sie lag damit in al len 
Jahren über der nach dem Maastrichter Vertrag zulässigen Obergrenze 
von 60% des B IP 

3.1.1 Exkurs: Budgetentlastungen durch Ausgliederungen 

Bei der Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenquoten ist zu be­
rücksichtigen, dass es durch zunehmende Ausgl iederungen von öffent­
l ichen Aufgaben in den privatwirtschaftl iehen Bereich zu Zeitreihenbrü­
chen kam. 19 Im EU-Vergleich besonders starke Brüche im Zeitablauf tra­
ten in den Jahren 1 997 und 2001 aue0 ln  diesen besonders markanten 
"Ausg l iederungsjahren" wurden 1 997 d ie ASF INAG und d ie bereits be­
stehenden Krankenanstaltenbetriebsgesellschaften und 2001 d ie rest­
lichen Krankenanstaltenbetriebsgesellschaften ausgegliedert. Weiters be­
wirkte ab 1 997 die Überführung von bestimmten marktnahen Tätigkeiten 
in brutto verrechnende Betriebe mit marktbestimmter Tätigkeit (z. B. "Ge­
bührenhaushalte" der Gemeinden), dass die Gebarung dieser Betriebe 
aus dem öffentlichen Sektor herausgenommen und dem Marktsektor zu­
geordnet wurde. Zusätzl ich wurden 2004 die Universitäten ausgegliedert. 

Budgetausg l iederungen s ind kein neues Phänomen, das erst im be­
trachteten Zeitraum aufgetreten ist_21 Die Anfänge der Ausgl iederungen 
re ichen Jahrzehnte zurück, g rößere Bedeutung erlangten sie im Zu­
sammenhang mit der Errichtung von Autobahnen in den 1 960er Jahren 
und dem Ausgl iederungsprogramm der 1 990er Jahre. ln d ieser zweiten 
Phase zielten sie zunächst auf eine effizientere Leistungserbringung, seit 
der "Maastricht-Welt" wurden Ausgliederungen auch vorgenommen , um 
das Maastricht-Defizit zu senken und damit positive Effekte auf den Schul­
denstand zu erreichen. 

Stübler (2005) versucht auf Basis der verfügbaren Daten d ie  Auswir­
kungen der Ausgl iederungen und d ie Größenordnung von staatsnahen 
Bereichen zu quantifizieren und - für die Jahre 2001 bis 2003 - die Ent­
lastung der öffentlichen Haushalte durch Ausgliederungen zu quantifizie­
ren .  Der Versuch der Quantifizierung von einzelnen Bereichen des 
öffentlichen Sektors außerhalb des Sektors Staat ist sehr verdienstvol l ,  
weil bis dato die Informationen darüber nicht vollständig erfasst bzw. nur 
sehr rudimentär vorhanden gewesen sind. 

I nnerhalb des Sektors Staat schlagen sich ausgabenseitig die Ausglie­
derungen am stärksten bei den Löhnen und Gehältern (Arbeitnehmer­
entgelte), bei den Vorleistungen und bei den Bruttoanlageinvestitionen nie­
der. Die Löhne und Gehälter lagen im Sektor Staat 2004 mit 1 6 ,4 Mrd .  € 
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unter jenen des Jahres 1 995 ( 1 6 ,6 Mrd .  €).  Besonders kräftig fielen die 
Rückgänge 1 997 (-5,3%) und 2001 (-8,8%) aus. Demgegenüber stieg der 
Anteil der Löhne und Gehälter im staatsnahen Bereich (Quasi-Kapitalge­
sellschaften,  Gemeindeverbände außerhalb des Sektors Staat) zwischen 
1 999 und 2003 an.22 Bei den Vorleistungen erreichten die staatsnahen Be­
reiche 2003 bereits ein Fünftel des Sektors Staat, bei den Bruttoanlage­
investitionen sogar schon die Hälfte. Einnahmenseitig wirkten sich die Aus­
gliederungen vor allem auf die Produktionserlöse aus. 2003 lagen die Ein­
nahmen aus Produktionserlösen im staatsnahen Bereich nahezu gleich 
auf mit jenen des Sektors Staat, während 1 999 noch etwa 63% auf den 
Sektor Staat entfal len waren. 

Bei der Ermittlung der Effekte der Budgetausgl iederungen auf den Bud­
getsaldo geht Stübler (2005) davon aus, dass eine Budgetentlastung dann 
vorliegt, wenn sich die ausgegl iederte Einheit zumindest teilweise selbst 
finanzieren kann, was bei den Quasi-Kapitalgesellschaften der Länder und 
Gemeinden tatsächl ich der Fal l  ist. Aus Tabelle 4 geht hervor, dass die 
Selbstfinanzierung im staatsnahen Bereich im Jahr 2003 insgesamt 662 
Mio. € (0,3% des B IP) betrug. Davon entfielen 456 Mio. € auf die Ge­
meinden, 1 31 Mio. € auf Wien und 75 Mio. € auf die Länder. Zählt man 
die (teilweise) Eigenfinanzierung in Form von Krediten und/oder Kapital­
zuschüssen bei den ausgegliederten Krankenanstalten in der Höhe von 
666 Mio. € h inzu, dann erhöht sich die Budgetentlastung 2003 auf ins­
gesamt 1 .328 Mio. € oder 0,6% des B IP.  ln den beiden Jahren zuvor la­
gen die Entlastungseffekte bei 0 ,5% des B IP.  Anders formul iert: Hätten 
diese Ausgliederungen nicht stattgefunden, dann wäre der gesamtstaat­
liche Maastricht-Saldo um diesen Betrag höher gewesen,  dann hätte es 
auch im Jahr 2001 keinen ausgeglichenen Haushalt gegeben (Tabelle 4). 

Tabelle 4: Budgetentlastung durch Ausgliederungen (in Mio. €) 

2001 2002 2003 

Staatsnaher Bereich - Eigenfinanzierung 500 583 662 

Krankenanstalten GmbH der Länder ohne Wien -

Eigenfinanzierung 517 545 666 

Budgetentlastungen insgesamt 1.017 1.128 1.328 

Budgetentlastungen in % des BIP 0,5 0,5 0,6 

Maastricht-Saldo ohne Ausgliederungen (in % des B IP) -0,4 -0,9 -1,8 

Maastricht-Saldo mit Ausgliederungen ( in % des BIP) 0,1 -0,4 -1,2 

Quelle: Stübler 2005, eigene Berechnungen 
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Im Zusammenhang mit Budgetentlastungen ist darauf hinzuweisen, dass 
zur Erreichung der Maastricht-Ziele auch ein gewisses Ausmaß "kreativer 
Buchführung" von Bedeutung war. Ein Beispiel h iefür bilden die Kranken­
anstalten. Ab der Finanzausgleichsperiode 2001 bis 2004 erfolgte bei die­
sen eine Umstellung der Finanzierung des Betriebsabgangs. Bis 2001 wur­
de der Betriebsabgang durch laufende Zuschüsse aus den Landeshaus­
halten an d ie Krankenanstalten gedeckt, während in  der Folge d ie Ab­
gangsfinanzierung in einigen Bundesländern (z. B. Kärnten, Steiermark23) 
auf eine Darlehensgewährung umgestel lt wurde, um die erforderlichen 
Stabi l itätsbeiträge zum "Österreichischen Stabi l itätspakt" leichter errei­
chen zu können. Diese Darlehen werden im Gegensatz zu den Zuschüs­
sen von Statistik Austria als Maastricht-neutral verbucht. Die Behandlung 
dieser Darlehen als finanzielle Transaktion entspricht meines Erachtens 
nicht den EU-Standards des ESVG 95, wurde jedoch von Eurestat bisher 
geduldet,24 

Nunmehr müssen als Folge d ieser geänderten Finanzierungsmodal itä­
ten durch die Landeshaushalte die erforderlichen Mittel bereitgestellt wer­
den, um die bis Ende 2004 aushaftenden Landesdarlehen einschließl ich 
der aushaftenden kapital isierten Zinsen zu tilgen. Diese Form der Scho­
nung des Maastricht-Defizits schlägt sich somit verzögert im Maastricht­
Saldo nieder und ist zudem teuer, wei l  die Darlehensaufnahmen Zinsen­
zahlungen zur Folge haben . 

3.2 Die Entwicklung der Einnahmen, Ausgaben und des Maast­
richt-Defizits für den Bundessektor 

l n  diesem Abschnitt erfolgt eine Fokussierung auf die Entwicklung der 
Einnahmen und Ausgaben des Bundessektors. Die Entwicklung der Ein­
nahmen- und Ausgabenquoten des Bundessektors weicht von der ge­
samtstaatlichen Entwicklung deutlich ab. Die Ausgabenquote des Bundes­
sektors ist von 1 995 bis 2000 von 31 ,8% des B IP  auf 27,6% gesunken , 
im Zeitraum danach ist sie nahezu kontinuierlich angestiegen und erreichte 
im Jahr 2004 29,9%. Im Gegensatz dazu ist jene des Sektors Staat na­
hezu kontinu ierlich gesunken. Die Einnahmenquote stieg zunächst 1 996 
auf rund 27% des B IP an und ging danach bis zum Jahr 2000 kontinuier­
l ich auf etwa 26% des B IP  zurück. Im Jahr 2001 stieg sie um 1 ,4% des 
BIP an, sank dann wieder ab und nahm 2004 erneut zu. Während d ie Ein­
nahmenquote des Sektors Staat im Jahr 2004 unter jener des Jahres 1 995 
lag, befand sich jene des Bundessektors im Endjahr deutl ich über jener 
des Ausgangsjahres (Abbildung 2). Ein anderes Bild ergibt sich , wenn die 
E innahmen- und Ausgabenquoten um die Ausgl iederungen der Univer­
sitäten im Jahr 2004 bereinigt werden.25 l n  der um diese Verzerrung be­
reinigten Zeitreihe ging 2004 d ie Ausgabenquote deutlich zurück, lag aber 
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immer noch über dem Tiefststand des Jahres 2000. Die Einnahmenquo­
te blieb 2004 auf dem Niveau des Vorjahres und war auch damit höher 
als im Jahr 1 995. 

Abbildung 2: Einnahmen- und Ausgabenquoten des Bundessektors 
1995-2004 (in '% des BIP) 
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Daraus resultiert für den Bundessektor auch eine andere Entwicklung 
des Maastricht-Saldos als für den Sektor Staat. Bis zum Jahr 2001 sank 
der Maastricht-Saldo des Bundessektors mit Ausnahme des Jahres 1998 
kontinuierlich, stieg danach bis 2003 und ging 2004 wieder zurück. Im 
Gegensatz zu den ande�n Teilsektoren des Staates (Länder; Gemeinden, 
Sozialversicherungen) war der Maastricht-Saldo des Bundessektors in al­
len Jahren negativ (Tabelle 2). 

Um die Entwicklung der Einnahmen- und Ausgabenquoten erklären zu 
können, werden im Folgenden die einzelnen Einnahmen- und Ausgaben­
kategorien näher beleuchtet. Um vergleichbare Zeitreihen zu haben, wird 
die Ausgliederung der Universitäten sowohl bei den Einnahmen als auch 
bei den Ausgaben im Jahr 2004 herausgerechnet Der Verlauf der Aus­
gaben- und der Einnahmenquoten auf Bundesebene legt es nahe, den 
Untersuchungszeitraum in zwei Zeitperioden aufzuspalten: 1995 bis 1 999 
und 2000 bis 2004. Das Jahr 2000 stellte für beide Quoten einen Wende­
punkt dar. 

3.2.1 Struktur und Entwicklung der Ausgaben des Bundessektors 

Hinsichtlich der Ausgabenstruktur zeigt sich, dass die intergovernmen­
talen Transfers die bedeutendste Ausgabenkategorie darstellen (2004: 
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Tabel le 5:  Ausgaben,  Einnahmen und Maastricht-Defizit des 
Bundessektors*) (in Mrd.  €) 

1995 1996 1997 1998 1999 

Ausgaben 

Vorleistungen 3,70 3,82 3,69 3,86 3,89 

Arbe�nehmerentgelt (o. unterst. Soz.be�r.) 6,83 6,90 6,96 7,11 7,45 

gezahHe Steuern 0,17 0,15 0,14 0,15 0,16 

Summe Sach- und Personalaufwand 10,70 10,87 10,79 11,12 11,50 

Monetäre Sozialleistungen 11,44 11,50 11,24 11,07 11,62 

Soziale Sachleistungen 0,40 0,40 0,37 0,35 0,37 

Sonstige laufende Transfers 1,98 2,08 2,12 2,22 2,38 

Summe Transfers an priv. Haushalte 13,82 13,97 13,73 13,65 14,37 

Subventionen 3,36 2,98 3,31 3,75 3,67 

Vermögenstransfers 4,03 3,82 3,07 3,61 3,30 

Summe Transfers an Marktproduzenten 7,39 6,81 6,37 7,36 6,97 

lntergovernmentale Transfers 14,67 15,70 15,13 15,20 15,66 

Zinsen für die Staatsschuld 6,29 6,54 6,30 6,59 6,62 

Bruttoinvest�ionen 1,32 1,22 0,95 0,95 0,88 

untersleiHe Sozialbe�räge 1,81 1,82 1,83 1,86 1,93 

Nettozugang an nichtprod. Vermögens- -0,01 -0,04 -0,04 -0,02 -0,07 
gütern 

Ausgaben insgesamt 55,98 56,87 55,08 56,71 57,85 
Ausgaben insgesamt (nach Swaps) 55,81 56,58 54,82 56,46 57,61 
Einnahmen 

Produktions- und Importabgaben 16,83 17,76 19,18 20,21 21,15 

Einkommen- und Vermögensteuern 14,14 16,09 17,43 18,29 18,67 

Sozialbeiträge (ohne unterst. Soz.bert.) 4,24 4,49 4,64 4,81 4,93 

Summe Steuern und Abgaben des Bundes 35,21 38,35 41,25 43,31 44,75 

Produktionserlöse 0,65 0,71 0,48 0,55 0,52 

Vermögenseinkommen 2,47 2,00 1,60 1,08 1,35 

lntergovernmentale Transfers 4,65 4,40 2,84 2,59 2,77 

unterstellte Sozialbeiträge 1,81 1,82 1,83 1,86 1,93 

Sonstige Transfers 1,86 1,89 1,80 1,42 1,51 

Einnahmen insgesamt 46,66 49,1 8  49,80 50,80 52,83 
Finanzierungssaldo-VGR -9,33 -7,70 -5,28 -5,91 -5,03 
Swaps 0,17 0,29 0,26 0,25 0,25 

Finanzierungssaldo-Maastricht -9, 1 5  -7,41 -5,02 -5,66 -4,78 
in % des BIP -5,2 -4,1 -2,7 -2,9 -2,4 

*) Das Jahr 2004 ist um die Ausgliederung der Universitäten bereinigt. 
Quelle: Statistik Austria (Stand August 2005), eigene Berechnungen 
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0 Veränderungen in % 

2002 2003 2004 95-04 95-99 00-04 

Ausgaben 

Vorleistungen 4 ,00 4,25 4,40 1,9 1,2 4 ,5 

Arbertnehmerentgelt (o .  unterst. Soz.bek) 7,78 8,06 8,32 2,2 2,2 2,2 

gezahlte Steuern 0,16 0,17 0,16 -0,1 -1,2 -0,1 

Summe Sach- und Personalaufwand 11,94 12,48 12,88 2,1 1,8 3,0 

Monetäre Sozialleistungen 13,29 14,15 14,63 2,8 0,4 5,0 

Soziale Sachleistungen 0,39 0,40 0,41 0,3 -2,3 2,9 

Sonstige laufende Transfers 2,84 2,73 3,02 4,8 4,7 6,2 

Summe Transfers an priv. Haushalte 16,52 17,28 18,07 3,0 1,0 5,1 

Subventionen 4 ,02 4,56 4,04 2,1 2,3 3,7 

Vermögenstransfers 3,35 3,37 4,69 1,7 -4,9 7,3 

Summe Transfers an Marktproduzenten 7,37 7,93 8,72 1,9 -1,4 5,6 

lntergovernmentale Transfers 19,60 19,53 19,42 3,2 1,6 5,0 

Zinsen für die Staatsschuld 7,12 6,81 6,85 1,0 1,3 -1,2 

Bruttoinvestitionen 0,62 0,49 0,53 -9,7 -9,6 -9,6 

unterstellte Sozialbeiträge 2,04 2,11 1,90 0,6 1,6 -0,9 

Nettozugang an nichtprod. Vermögens- -0,05 -0,04 0,00 -8,9 66,8 -73,7 
gütern 

Ausgaben insgesamt 65, 16 66,59 68,37 2,2 0,8 4,0 
Ausgaben insgesamt (nach Swaps) 64,72 66,26 68,09 2,2 0,8 4,1 
Einnahmen 

Produktions- und Importabgaben 23,63 24,39 25,16 4,6 5,9 3,9 

Einkommen- und Vermögensteuern 22,68 22,59 23,42 5,8 7,2 4,6 

Sozialbeiträge (ohne unterst. Soz.beit.) 5,41 5,49 5,70 3,3 3,8 2,8 

Summe Steuern und Abgaben des Bundes 51,72 52,47 54,28 4,9 6,2 4,1 

Produktionserlöse 0,72 0,74 0,95 4,3 -5,4 19,5 

Vermögenseinkommen 1,70 1,73 1,65 -4 ,4 -14 ,1 0,7 

lntergovernmentale Transfers 4,11 3,12 4,05 -1,5 -12,1 10,4 

unterstellte Sozialbeiträge 2,04 2,11 1,90 0,6 1,6 -0,9 

Sonstige Transfers 2,06 1,90 2,06 1,1 -5,1 6,7 

Einnahmen insgesamt 62,35 62,08 64,89 3,7 3,2 4,4 
Finanzierungssaldo-VGR -2,81 -4,51 -3,48 
Swaps 0,44 0,33 0,28 

Finanzierungssaldo-Maastricht -2,37 -4, 1 8  -3,20 
in % des BIP -1 , 1  -1 ,8 -1,3 
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28,4%). Es folgen mit 26,4% die Transfers an die privaten Haushalte. der 
Sach- und Personalautwand mit 1 8,8%, die Transfers an Unternehmen 
mit 12,8% und schließlich die Zinsen für die Staatsschuld mit 10%.  Die 
Bruttoinvestitionen haben mit einem Ausgabenanteil von 0,8% im Bundes­
sektor eine sehr geringe Bedeutung. 

Abbildung 3: Ausgewählte Ausgabenkategorien des Bundessektors 
(in % des BJP) 
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Im Zeitablauf zeigt sich für diese Ausgabenkategorien - gemessen am 
BIP - folgendes Bild (Abbildung 3, Tabelle 6): Die intergovernmentalen 
Transfers einschließlich der Universitäten stiegen im Zeitraum 1 995/2004 
von 8,4% auf 9,4%. Dieses Bild wird durch die Ausgliederung der Uni­
versitäten im Jahr 2004 stark verzerrt. Ausgabenseitig schlägt sich diese 
Ausgliederung durch Zahlungen des Bundes an die Universitäten (1.990 
Mio. €) und durch Zahlungen an den Hochschulsektor für die Ämter der 
Universitäten (767 Mio. €), insgesamt also mit 2.757 Mio. € nieder. Bei 
bereinigter Betrachtung lagen die intergovernmentalen Transfers im End­
jahr bei 8,2% und damit unter dem Niveau des Ausgangsjahres. Innerhalb 
des Untersuchungszeitraums zeigen die bereinigten Transfers zwischen 
verschiedenen Teilsektoren des Staates (Bund, Länder, Gemeinden, So­
zialversicherung) einen uneinheitlichen Verlauf (Abbildung 3): Bis zum 
Jahr 2000 ging ihr Anteil an der Ausgabenquote tendenziell zurück. da­
nach erfolgte ein Anstieg bis 2002. in den Jahren 2003 und 2004 sanken 
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sie wiederum.  Während sie im Zeitraum 1 995/99 im Jahresdurchschnitt 
um 1 ,4% sanken, stiegen sie zwischen 2000 und 2004 - bedingt durch 
den starken Anstieg zwischen 2000 und 2002 - um durchschnittl ich 5%. 
Aus diesen intergovernmentalen Transfers, d ie im Finanzausgleichsge­
setz sowie in speziellen Materiegesetzen geregelt sind, wird ersichtlich , 
dass von der Bundesebene Leistungen teilweise oder zur Gänze finan­
ziert werden, die von anderen öffentlichen Rechtsträgern erbracht wer­
den. Beispiele dafür sind die Kostenersätze für die Landeslehrerlnnen, die 
I nvestitionsbeiträge für Wohnbau, Umwelt und lnfrastruktur, 26 Förderung 
der Siedlungswasserwirtschaft, Beiträge des Bundes zur Krankenanstal­
tenfinanzierung, Bedarfszuweisungen gemäß Finanzausgleichsgesetz und 
die Kostenersätze für die Übertragung der Bundesstraßen B an die Län­
der. Die große Bedeutung der intergovernmentalen Transfers ist ein Spie­
gelbild der zahlreichen Kompetenz- und Finanzierungsverflechtungen, die 
auf al len Gebietskörperschaftsebenen anzutreffen sind . Sie sind Anlass 
zu ineffizienter Aufgabenerfül lung - das Paradebeispiel der Landeslehre­
ri nnen ist dabei nur eines unter vielen - und führen zu zahlreichen Dop­
pelgleisigkeiten. Eine Optimierung der Aufgabenerfül lung muss daher an 
einer Reduktion der intergovernmentalen Transfers ansetzen .  Die Forde­
rung nach einer Zusammenlegung von Ausgaben-, Aufgaben- und Fi­
nanzierungsverantwortung wird zwar seit langem erhoben , zu weit rei­
chenden Reformen ist es bisher al lerdings nicht gekommen. Der Öster­
reich-Konvent scheiterte u. a. auch an d ieser Frage. 

Die Transfers an private Haushalte in Prozent des BIP gingen in den Jah­
ren 1 995 bis 1 998 als Folge der Sparpakete 1 995 sowie 1 996/97 zurück. 
Im Jahr 2000 erreichten sie den Tiefststand und stiegen danach kontinu­
ierl ich bis 2004 an.  M it 7,6% des BIP lagen sie 2004 jedoch unter dem 
Ausgangsniveau des Jahres 1 995 (7,9% des BIP). Einer durchschnittlichen 
jährlichen Ausweitung von 1 %  im Zeitraum 1 995/99 steht ein Anstieg von 
5, 1 %  pro Jahr zwischen 2000 und 2004 gegenüber. Der weitaus über­
wiegende Teil der Transfers an private Haushalte entfällt auf monetäre So­
zia lausgaben ,  insbesondere Pensionen, Famil ienbeihi lfen ,  Arbeitslosen­
gelder, Unfal lrenten und Pflegegeld .  Der nahezu ungebrochene Anstieg 
d ieser Ausgaben nach dem Jahr 1 998 kann auf verschiedene Faktoren 
zurückgeführt werden, darunter: Ausweitungen der Leistungen des Fami­
lienlastenausgleichsfonds (Urteil des Verfassungsgerichtshofs, Einführung 
des Kinderbetreuungsgeldes im Jahr 2002, Erhöhung der Fami l ienbeihil­
fen) und steigende Zahlungen an Arbeitslose durch einen Anstieg der Ar­
beitslosigkeit. Ausgabendämpfende Wirkungen sind von den Pensionsre­
formen 1 998, 2000 und 2003 ausgegangen. Die sozialen Sachleistungen 
spielen im Bundessektor nur eine geringe Rolle (z. B. Schülerfreifahrten, 
Schulbücher) ,  gemessen am B IP ist ihr Anteil im Untersuchungszeitraum 
gesunken. 
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Tabelle 6 :  Ausgaben, Einnahmen und Maastricht-Defizit des 
Bundessektors*) (in % des BIP) 

1995 1996 1997 1998 1999 

Ausgaben 

Vorleistungen 2,11 2,10 1,99 2,01 1,95 

Arbertnehnnerentgelt (o. unterst. Soz.bertr.) 3,89 3,79 3,76 3,70 3,73 

gezahHe Steuern 0,09 0,08 0,08 0,08 0,08 

Summe Sach- und Personalaufwand 6,09 5,97 5,83 5,78 5,75 

Monetäre Sozialleistungen 6,52 6,32 6,07 5,76 5,81 

Soziale Sachleistungen 0,23 0,22 0,20 0,18 0,18 

Sonstige laufende Transfers 1,13 1 '14 1 '14 1 '15 1,19 

Summe Transfers an priv. HaushaHe 7,87 7,68 7,42 7,09 7,18 

Subventionen 1,91 1,64 1,79 1,95 1,84 

Vermögenstransfers 2,30 2,10 1,66 1,88 1,65 

Summe Transfers an Marktproduzenten 4,21 3,74 3,44 3,82 3,48 

lntergovernmentale Transfers 8,36 8,63 8,17 7,90 7,83 

Zinsen für die Staatsschuld 3,58 3,59 3,40 3,43 3,31 

Bruttoinvestrtionen 0,75 0,67 0,51 0,49 0,44 

unterstellte Sozialberträge 1,03 1,00 0,99 0,97 0,96 

Nettozugang an nichtprod. Vermögens- -0,01 -0,02 -0,02 -0,01 -0,04 
gülern 

Ausgaben insgesamt 31 ,90 31 ,27 29,75 29,48 28,92 
Ausgaben insgesamt (nach Swaps) 31 ,80 31,11  29,61 29,35 28,80 
Einnahmen 

Produktions- und Importabgaben 9,59 9,77 10,36 10,50 10,57 

Einkommen- und Vermögensteuern 8,05 8,85 9,41 9,51 9,33 

Sozialbeiträge (ohne unterst. Soz.beil.) 2,42 2,47 2,51 2,50 2,47 

Summe Steuern und Abgaben des Bundes 20,06 21,09 22,28 22,51 22,37 

Produktionserlöse 0,37 0,39 0,26 0,29 0,26 

Vermögenseinkommen 1,41 1,10 0,86 0,56 0,67 

lntergovernnnentale Transfers 2,65 2,42 1,53 1,35 1,39 

untersleiHe Sozialbeiträge 1,03 1,00 0,99 0,97 0,96 

Sonstige Transfers 1,06 1,04 0,97 0,74 0,75 

Einnahmen insgesamt 26,58 27,04 26,90 26,41 26,41 
Finanzierungssaldo-Maastricht -5,2 -4, 1 -2,7 -2,9 -2,4 

*) Das Jahr 2004 ist um die Ausgliederung der Universitäten bereinigt. 
Quelle: Statistik Austria (Stand August 2005), eigene Berechnungen 
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0 Veränderungen in % 

2002 2003 2004 95-04 95-99 00-04 

Ausgaben 

Vorleistungen 1,81 1,87 1,86 -1,4 -2,0 1,5 

Arbeitnehmerentgelt (o .  unterst. Soz.beitr.) 3,52 3,55 3,51 -1,1 -1,1 -0,8 

gezahlte Steuern 0,07 0,07 0,07 -3,4 -4,4 -3,1 

Summe Sach- und Personalaufwand 5,41 5,50 5,43 -1,3 -1,4 -0,1 

Monetäre Sozialleistungen 6,02 6,23 6,17 -0,6 -2,8 1,9 

Soziale Sachleistungen 0,18 0,18 0,17 -3,0 -5,5 -0,1 

Sonstige laufende Transfers 1,28 1,20 1,28 1,4 1,4 3,1 

Summe Transfers an priv. Haushalte 7,49 7,61 7,62 -0,4 -2,3 2,1 

Subventionen 1,82 2,01 1,70 -1, 3  -1,0 0,6 

Vermögenstransfers 1,52 1,49 1,98 -1,6 -8,0 4,2 

Summe Transfers an Marktproduzenten 3,34 3,49 3,68 -1,5 -4,6 2,5 

lntergovernmentale Transfers 8,88 8,61 8,19 -0,2 -1,6 1,9 

Zinsen für d ie Staatsschuld 3,23 3,00 2,89 -2,4 -2,0 -4,1 

Bruttoinvestitionen 0,28 0,22 0,22 -12,6 -12,5 -12,3 

untersleiHe Sozialbeiträge 0,93 0,93 0,80 -2,7 -1,7 -3,8 

Nettozugang an nichtprod. Vermögens- -0,02 -0,02 0,00 -11,9 61,4 -74,5  
gülern 

Ausgaben insgesanrt 29,53 29,34 28,84 -1 , 1  -2,4 1 ,0 
Ausgaben insgesamt (nach Swaps) 29,33 29, 1 9  28,72 -1 ,1 -2,4 1 ,0 
Einnahmen 

Produktions- und Importabgaben 10,71 10,75 10,61 1,1 2,5 0,8 

Einkommen- und Vermögensteuern 10,28 9,95 9,88 2,3 3,8 1,6 

Sozialbeiträge (ohne unterst. Soz.beit.) 2 ,45 2,42 2,40 -0,1 0 ,5 -0,2 

Summe Steuern und Abgaben des Bundes 23,43 23,12 22,90 1,5 2,8 1,0 

Produktionserlöse 0,33 0,33 0,40 0,9 -8,4 16,0 

Vermögenseinkommen 0,77 0,76 0,70 -7,5 -16,8 -2,3 

lntergovernmentale Transfers 1,86 1,38 1,71 -4,8 -15,0 7,2 

unterstellte Sozialbeiträge 0,93 0,93 0,80 -2,7 -1,7 -3,8 

Sonstige Transfers 0,93 0,84 0,87 -2,2  -8,2 3,5 

Einnahmen insgesamt 28,25 27,35 27,38 0,3 -0,2 1 ,3 
Finanzierungssaldo-Maastricht -1 ,1 -1 ,8 -1,3 
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Der Sach- und Personalaufwand in Prozent des B IP  sank im Zeitraum 
1 995/2004 nahezu durchgängig. Er lag im Jahr 1 995 bei 6 , 1 %  des B IP  
und 2004 bei 5,4%. Dieser Rückgang lässt sich auch bei seinen beiden 
wichtigsten Teilkomponenten, dem Arbeitnehmerentgelt (ohne unterstell­
te Sozialbeiträge des Staates für die Beamtinnen) und bei den Vorleis­
tungen (Betriebsmittel ,  lnstandhaltungsarbeiten, Käufe von Dienstleistun­
gen , Mietenzahlungen) feststellen. Der Rückgang beim Personalaufwand 
lässt sich zum einen - wie bereits ausgeführt - auf die Ausgliederungen 
und zum anderen auf den Personalabbau sowie auf zum Tei l  moderate 
Gehaltsabschlüsse vor al lem in der zweiten Hälfte der 1 990er Jahre zu­
rückführen. Obwohl der Personalabbau beim Bund insbesondere ab dem 
Jahr 2000 ein erklärtes Ziel der Bundesregierung bildete, war d ie Dyna­
mik der Ausgabenentwicklung nicht anders als im Zeitraum 1 995/1 999. 
Erschwert wurde der Personalabbau ab 2000 durch die Pensionsreform 
2000 und d ie Pensionssicherungsreform 2003.27 M it d iesen Pensionsre­
formen wurde das Pensionsantrittsalter auf das vollendete 65. Lebensjahr 
angehoben. Im Zeitraum Ende 1 999 bis 2004 wurde die Zahl der Vol lbe­
schäftigtenäquivalente beim Bund um rund 25.000 reduziert_Z8 Der Per­
sonalabbau beruhte neben den Ausgliederungen auf der Nicht-Nachbe­
setzung von Planstellen und auf - in einzelnen Jahren massiven - Pen­
sionsübertritten,  die durch verschiedene Modelle (Vorruhestandsmodell ,  
Pensionierung mit 55) gefördert wurden. Mit d iesen Anreizen zu Früh­
pensionierungen wurde n icht nur das eigene Regierungsziel der Anhe­
bung des Pensionsantrittsalters konterkariert, es bewirkte auch eine Ver­
lagerung der Ausgaben von aktiven öffentlich Bediensteten zu Pensionis­
tlnnen. Der Personalabbau der letzten Jahre wird seitens der Regierung 
immer als integraler Bestandteil der Verwaltungsreform gesehen. Dazu ist 
kritisch anzumerken, dass d ieser Personalabbau,  der weitgehend l inear 
über die Ressorts erfolgte, mit Verwaltungsmodernisierung nur sehr am 
Rande zu tun hatte. Es handelte sich vielmehr um eine Maßnahme zur 
Budgetkonsolidierung mit dem Ziel, d ie Maastricht-Defizite zu reduzieren. 

Auch bei den Vorleistungen sind die Ausgl iederungen ein wichtiger Er­
klärungsfaktor für deren Rückgang in Prozent des B IP.  

Die Transfers an  Marktproduzenten setzen sich aus Subventionen (Zah­
lungen ohne Gegenleistungen an Produzenten) und Vermögenstransfers 
zusammen. Sie umfassen Förderungen an die Landwirtschaft, I ndustrie 
und Gewerbe, an d ie Forschung usw. , betriebswirtschaftliche Transfers an 
staatsnahe Unternehmungen (ÖBB, Post, marktmäßige Betriebe etc.) so­
wie Leistungen im Rahmen der Arbeitsmarktpol itik. l n  d ieser Kategorie 
sind auch die Ausgaben für wachstumsfördernde Maßnahmen sowie die 
Konjunkturpakete der Bundesregierung 2002 und 2003 enthalten ( l nves­
titionszuwachs-, Forschungs-, Bi ldungsprämie), n icht hingegen die För­
dergelder aus dem EU-Haushalt für den Ag rarbereich. Ihre Abwicklung 
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erfolgt zwar über den Bundeshaushalt, in der VGR handelt es sich dabei 
jedoch um direkte Subventionen von der EU an heimische Unternehmun­
gen . Gemessen am B I P  sanken die Transfers an Marktproduzenten von 
4,2% im Jahr 1 995 auf 3,7% 2004, wobei der Rückgang bei den Vermö­
genstransfers kräftiger ausfiel als bei den Subventionen. Innerhalb d ieses 
Zeitraums kann der Verlauf als wel lenförmig charakterisiert werden. Er 
dürfte auch auf institutionel le Veränderungen (Ausgl iederungen) zu­
rückzuführen sein.  Während die Transfers an Marktproduzenten im Zeit­
raum 1 995/99 um jahresdurchschnittl ich 1 ,4% sanken, stiegen sie im Zeit­
raum 2000 bis 2004 um 5,6% pro Jahr an. 

l n  Prozent des BIP weisen d ie Zahlungen zur Bedienung der Bundes­
schuld einen rückläufigen Verlauf auf ( 1 995: 3,6% des B IP, 2004: 2,9%).  
Darin spiegeln sich die niedrigere Verschuldung des Bundes, das n iedri­
gere Zinsniveau und Maßnahmen des Schulden-Managements wider: 

Auch die Bruttoinvestitionen in Prozent des B IP waren im Analysezeit­
raum rückläufig. Die bereits 1 995 geringe Bedeutung der Bruttoinvestitio­
nen des Bundessektors wurde weiter geschmälert, so dass ihr Volumen 
weitgehend bedeutungslos geworden ist (2004: 529 Mio. €). Die Ursachen 
für d iesen Bedeutungsverlust l iegen in den Ausgl iederungen und in den 
Konsol idierungsbemühungen.29 Zählt man die I nvestitionen der ausge­
gl iederten Einheiten (ASFI NAG, B IG ,  sonstige Ausgl iederungen) dazu, 
dann erhöht s ich das Volumen der Bruttoinvestitionen im Jahr 2004 auf 
1 .920 Mio. €.30 

Zusammenfassend zeigt sich eine sehr unterschiedl iche Ausgabendy­
namik in den Zeiträumen 1 995/99 und 2000/04, die die Entwicklung der 
Ausgabenquote des Bundessektors gut erklärt. Während d ie gesamten 
Ausgaben des Bundessektors zwischen 1 995 und 1 999 durchschnittl ich 
pro Jahr nur um 0,8% wuchsen und damit weit hinter dem B I P-Anstieg 
(3,3%) zurückblieben, expandierten die Ausgaben in der Phase 2000/2004 
mit jährlich durchschnittlich 4, 1 %  deutlich kräftiger als das B IP  (3,0%). ln 
der Phase bis 1 999 wuchsen nahezu alle Ausgabenkategorien schwächer 
als das B IP, umgekehrt wuchsen ein ige Ausgabenbereiche ab dem Jahr 
2000 stärker als das BIP. Dabei wiesen die Transfers an Marktproduzen­
ten ,  die Transfers an private Haushalte und d ie intergovernmentalen Trans­
fers eine besonders hohe Wachstumsdynamik auf (Tabelle 5). 

3.2.2 Struktur und Entwicklung der Einnahmen des Bundessektors 

Die Einnahmenseite des Bundessektors ist geprägt durch die - dem Bund 
nach dem Finanzausgleich und nach Abzug des Beitrags zur EU ver­
bleibenden - Steuern und Abgaben des Bundes. 2004 entfielen darauf 
83,6% aller Einnahmen des Bundessektors. Die zweitbedeutendste Ein­
nahmenkategorie sind mit 6,2% der Einnahmen die intergovernmentalen 
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Transfers. Etwa je 3% der Einnahmen entfal len auf die unterstel lten So­
zialbeiträge31 und sonstige Transfers. Aus den Vermögenseinkommen (Zin­
sen ,  Dividenden, Konzessionsentgelte) stammen etwa 2,5% der Einnah­
men. Im Gegensatz zu anderen öffentlichen Rechtsträgern spielen d ie 
Einnahmen aus Produktionserlösen im Bundessektor eine geringe Rolle. 
Auf sie entfielen 2004 rund 1 ,5% der Einnahmen . 

l n  der Einnahmenkategorie Steuern und Abgaben kommt den Steuern 
- soweit sie dem Bund verbleiben - das weitaus größte Gewicht zu. ln der 
VGR werden die Steuern in Produktions- und Importabgaben ( indirekte 
Steuern) sowie in Einkommen- und Vermögenssteuern (direkte Steuern) 
unterteilt. Auf die direkten Steuern (Lohnsteuer, veranlagte Einkommen­
steuer, Körperschaftsteuer, Kapitalertragsteuern etc.) entfielen 2004 rund 
43%, auf die indirekten Steuern (Umsatz-, Mineralöl-, Tabak-, Versiche­
rungssteuern, Dienstgeberbeiträge zum Fami l ienlastenausgleichsfonds 
usf. ) etwa 46% und auf die Sozialbeiträge der Arbeitnehmer und Arbeit­
geber (Pensions-, Kranken- und Unfallversicherungsbeiträge) 1 1 %  der ge­
samten Steuern und Abgaben. 

Gemessen am B I P  haben sowohl  die E inkommen- und Vermögens­
steuern als auch die Produktions- und Importabgaben über den Zeitraum 
1 999/04 an Bedeutung gewonnen . Der Ante i l  der Ersteren an der Ein­
nahmenquote stieg von 8 , 1 % auf 9 ,9%, jener der Letzteren von 9,6 auf 
1 0 ,6% des B IP.  Der Anteil der Sozialbeiträge war im Untersuchungszeit­
raum sehr stabi l (Tabelle 6). Die B IP-Anteile der d i rekten und indirekten 
Steuern unterlagen hingegen im Zeitablauf erheblichen Schwankungen. 
Das hängt damit zusammen, dass deren Entwicklung durch ein Bündel 
an Faktoren beeinflusst wurde. Zur Konsolidierung des Bundeshaushal­
tes wurden sowohl  in den 1 990er Jahren als auch zu Beginn des Jahr­
tausends, aber auch zur Gegenfinanzierung der ersten Etappe der Steu­
erreform 2004/05 verschiedenste Steuern erhöht. Auf Konsolidierungs­
phasen folgten regel mäßig Steuersenkungen bei den einkommensab­
hängigen Steuern (2000 bzw. 2004/2005) . Ferner wurde das Aufkommen 
der Steuereinnahmen durch die konjunkturelle Entwicklung sowie durch 
den konjunkturellen Impuls der Fiskalpolitik erheblich beeinflusst. Auf die 
beiden zu letzt genannten Faktoren,  die vor al lem in der Phase stagnie­
renden Wirtschaftswachstums ab 2001 eine bedeutende Rol le spielten,  
wird im nächsten Abschnitt noch näher eingegangen. Darüber hinaus spiel­
ten steuererleichternde Maßnahmen eine nicht unbedeutende Rolle. Hier 
sind beispielsweise d ie Steuererleichterungen aus den Konjunkturbele­
bungspaketen I und II sowie aus den Wachstums- und Standortpaketen 
2002 und 2003 zu erwähnen. Bei der Umsatzsteuer dürfte die Steuerbe­
trugsbekämpfung eine Rolle gespielt haben. Und schließlich wird das Steu­
eraufkommen des Bundes auch durch den Finanzausgleich bestimmt. Wie 
sich d iese Bestimmungsfaktoren ausgewirkt haben, lässt sich an der ge-
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samten Steuer- und Abgabenquote ablesen (Tabelle 2). 
Bei den intergovernmentalen Transfers schlägt sich die Ausgl iederung 

der Universitäten mit insgesamt 2.705 Mio. € nieder. Davon entfallen Ein­
nahmen in der Höhe von 2.077 Mio. € auf den Hochschulsektor (Zahlun­
gen vom Bund, Studienbeiträge) und 627 Mio. € auf den Bund (Ämter der 
Universitäten).  Bei der zeitl ichen Entwicklung der um die Ausgliederung 
der Universitäten bereinigten intergovernmentalen Transfers zeigt sich ei­
ne sehr uneinheitl iche Entwicklung. Bis zum Jahr 2000 gingen die Ein­
nahmen aus intergovernmentalen Transfers kontinuierlich zurück. Von die­
sem Tiefststand aus stiegen sie bis 2002 wieder kräftig an. Ihr  Anteil am 
B IP lag im Jahr 2004 deutlich unter dem Niveau des Jahres 1 995. 

Gemessen am B IP haben sich die Einnahmen aus Vermögenseinkom­
men im Untersuchungszeitraum halbiert. 

Zusammenfassend zeigt sich , dass d ie Steuern und Abgaben des 
Bundessektors als Antei l  am B IP  sowohl im Zeitraum 1 995/99 als auch 
2000/04 vor al lem als Folge von Steuererhöhungen im Zuge der Sparpa­
kete kräftig stiegen. ln der Phase 1 995/99 wurde der Anstieg der Steuern 
und Abgaben jedoch gedämpft durch rückläufige Anteile bei den Vermö­
genseinkommen, den Produktionserlösen und bei den intergovernmenta­
len Transfers. Diese dämpfenden Effekte fehlten in der zweiten Phase des 
Untersuchungszeitraums, es kam im Gegenteil bei den Produktionserlö­
sen und bei den intergovernmentalen Transfers zu einem Anstieg der B IP­
Antei le.  Dadurch fand im Untersuchungszeitraum ein Anstieg der Ein­
nahmenquote des Bundessektors statt. 

Teilt man die Veränderung des Maastricht-Saldos für den Bundessektor 
in die Komponenten Einnahmen und Ausgaben der Bundesebene auf, 
dann lässt sich die Frage beantworten, ob Konsolid ierungen einnahmen­
oder ausgabenseitig erfolgten. Dabei ergibt sich für den Bundessektor fol­
gendes Bi ld :  

Tabelle 7: Veränderungen von Maastricht-Saldo und Einnahmen- bzw. 
Ausgabenquote des Bundessektors (in Prozentpunkten) 

1996 1997 1998 1999 2000 

Maastricht-Saldo des Bundessektors 1,14 1,36 -0,23 0,55 0,79 

Einnahmenquote des Bundessektors 0,46 -0,14 -0,49 0,00 -0,44 

Ausgabenquote des Bundesektors -0,68 -1,50 -0,26 -0,55 -1,24 

2001 2002 2003 2004 

Maastricht-Saldo des Bundessektors 0,93 -0,40 -0,77 0,49 

Einnahmenquote des Bundessektors 2,43 -0,15 -0,90 0,02 

Ausgabenquote des Bundesektors 1,51 0,26 -0,13 -0,47 
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Für d ie Konsolid ierungsphase 1 996/97 ähnelt die Entwicklung jener für 
den Staatssektor insgesamt: 1 996 erfolgte der Rückgang des Maastricht­
Defizits des Bundes durch einen Anstieg der Einnahmenquote und einen 
Rückgang der Ausgabenquote. Im Jahr 1 997 stand dem Rückgang der 
Einnahmenquote ein starker Rückgang der Ausgabenquote gegenüber. 
Die Konsolid ierung in diesen beiden Jahren war daher stärker ausgaben­
seitig determiniert. Im Jahr 2000 war die Einnahmenquote rückläufig, was 
aber durch eine stärker sinkende Ausgabenquote überkompensiert wur­
de. Dazu muss angemerkt werden, dass die Einnahmen aus der Vergabe 
der UMTS-Lizenzen in Höhe von rund 835 Mio. € in der VGR auf der Aus­
gabenseite als Desinvestition verbucht wurden. Die Konsolidierung 2001 
war ausschließlich auf den kräftigen Anstieg der Einnahmenquote zurück­
zuführen. Gleichzeitig wurde der Konsolidierungseffekt durch den Anstieg 
der Ausgabenquote gedämpft. Entgegen den strategischen Zielsetzungen 
und Behauptungen der Regierung kam d ie Konsol id ierung 200 1 daher 
ausschl ießlich über die Einnahmenseite zustande. 

4. Der konjunkturelle I�puls der öffentlichen Haushalte in 
Osterreich 

Seit Bestehen des Stabil itäts- und Wachstumspakts und insbesondere 
seit den wiederholten Verletzungen des Pakts durch einige Mitgl iedstaa­
ten wird unter Ökonominnen die Frage diskutiert, ob die im Stabil itäts- und 
Wachstumspakt vereinbarten Regeln der konjunkturpolitischen Gestaltung 
ausreichend Raum lassen bzw. ob die M itg l iedstaaten eine aus makro­
ökonomischer Sicht adäquate Fiskalpol itik betrieben .  Buti und van den 
Noord (2003, 2004) sind dieser Frage nachgegangen. Diese Frage ist auch 
für Österreich von großem I nteresse, wei l  häufig der Verdacht geäußert 
wurde, dass nach dem Paradigmenwechsel ab dem Jahr 2000 eine pro­
zyklische Fiskalpolitik betrieben wurde, die "hausgemacht" zu einer Ver­
schärfung des Konjunkturabschwungs beigetragen hat. 

Um das fiskalpolitische Verhalten seit der dritten Stufe der Währungs­
union zu untersuchen, konstruieren Buti und van den Noord einen Indi­
kator für eine d iskretionäre Fiskalpolitik, mit dem sie den konjunkturellen 
Impuls der öffentlichen Haushalte für elf M itg l iedstaaten der EU (Euro­
raum ohne Luxemburg) für die Jahre 1 999 bis 2003 empirisch ermitteln 
wollen. Dieser Indikator zerlegt den Primärsaldo in zwei Komponenten, ei­
nen hypothetischen konjunkturneutralen Budgetsaldo und in einen Bud­
getsaldo, der den konjunkturellen Impuls misst. Diesen ermitteln sie, in­
dem sie vom konjunkturneutralen Budgetsaldo den tatsächl ichen Bud­
getsaldo abziehen . l n  einem zweiten Schritt bereinigen sie d iesen kon­
junkturellen Impuls um die "Wachstums-Dividende" und die " Inflations-Di­
vidende". Solche "Dividenden" ergeben sich im Modell von Buti und van 
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den Noord dann,  wenn d ie erwartete Wachstumsrate g rößer ist als d ie 
Trend-Wachstumsrate bzw. wenn die erwartete Inflationsrate größer ist als 
die Zielinflationsrate der Europäischen Zentralbank. Unter Abzug d ieser 
Dividenden ermitteln sie dann den "wirklichen" konjunkturellen Impuls. Da­
bei weisen negative (positive) Vorzeichen in Tabelle 8 auf eine kontrakti­
ve (expansive) Fiskalpolitik h in .  

Die Berechnungen zeigen , dass die Länder des Euroraums zu Beginn 
der dritten Stufe der Währungsunion mehrheitl ich eine kontraktive Fiskal­
politik verfolgten. ln den Jahren danach wurde die Fiskalpolitik tendenziell 
expansiver, im Jahr 2003 betrieb eine Mehrheit der Mitg liedstaaten eine 
expansive Fiskalpol itik. 

Buti und van den Noord gehen auch der Frage nach, ob die ausgelösten 
konjunkturellen Impulse die Konjunkturschwankungen gemildert oder ver­
stärkt haben. Sie kommen zu dem Ergebnis, dass für alle Länder zusam­
men betrachtet der durch die Budgetgestaltung ausgelöste konjunkturel­
le Impuls prozyklisch war, d. h. also die Konjunkturschwankungen verstärkt 
hat. Das Konterkarieren der automatischen Stabi l isatoren durch diskre­
tionäre Maßnahmen führen sie auf das Bestehen eines pol itischen Kon­
junkturzyklus zurück, wonach der expansive konjunkturelle Effekt aller Län­
der zusammen um so stärker ausfäl lt, je höher d ie Zahl von Wahlen ist. 
N icht hinterfragt wird hingegen , ob es nicht viel eher die fiskal ischen Re­
geln sind, die die Wirksamkeit der automatischen Stabilisatoren durch ein 
prozyklisches Verhalten durchkreuzt haben . 

Welches Bild ergibt sich für die Fiskalpolitik in Österreich? ln  den ersten 
drei Jahren der Währungsunion war nach ihren Schätzungen der "wirkli­
che" konjunkturelle Impuls durch die öffentlichen Haushalte kontraktiv, im 
Jahr 2002 war die Fiskalpolitik konjunkturneutral und 2003 war sie erst­
mals wieder expansiv. Die Detai lausführungen des "Österreichischen Re­
formprogramms für Wachstum und Beschäftigung" vom Oktober 2005 
kommen für den konjunkturellen Impuls für die Fiskalpolitik in Österreich 
zu davon abweichenden , aber in der Tendenz ähnlichen Ergebnissen: Im 
Jahr 1 999 war d ie Fiska lpol itik weitgehend neutra l ,  in  den Jahren 2000 
und 2001 kontraktiv. ln den Folgejahren gibt es einen Trend zu konjunk­
turneutralen (2004 , 2006) bzw. konjunkturel l  expansiveren öffentl ichen 
Budgets (2002, 2003, 2005). 

Allen diesen Berechnungen haftet das Problem an, dass Schätzungen 
der Output-Lücke, das ist der prozentuale Unterschied zwischen tatsäch­
lichem und potenziellem BIP, sehr problematisch sind, weil die Ergebnisse 
je nach Berechnungsmethode sehr unterschiedlich - mit Schwankungen 
bis zu 2% des B IP - ausfallen können. 
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Tabelle 8: Indikatoren für den konjunkturellen Impuls von Budgetsalden (Beitrag zum Primärsaldo 
in % des BIP) 

konjunktureller I mpuls konjunkturneutraler Primärsaldo tatsächlicher Primärsaldo 

1999 2000 2001 2002 2003 1999 2000 2001 2002 2003 1999 2000 2001 2002 2003 

Österreich -0,8 -0,9 -3,2 -0,2 0,0 -0,1 -0,3 0,1 -2,0 -1,4 -0,8 -1,2 -3,2 -2,2 -1,4 

Belgien 0,9 0,2 -0,3 0,5 0,5 -7,0 -6,8 -6,1 -6,2 -5,7 -6,2 -6,6 -6,4 -5,7 -5,2 

Finnland -1,0 -2,2 2,2 0,6 1,5 -2,6 -5,8 -8,0 -5,4 -4,7 -3,6 -8,0 -5,8 -4,8 -3,2 

Frankreich -1,3 -0,4 -0,4 0,9 -0,7 0,2 -0,9 -0,7 -0,4 1,5 -1,1 -1,4 -1,1 0,5 0,8 

Deutschland -0,7 0,1 1,1 0,4 -0,8 -0,9 -1,6 -1,1 0,4 1,5 -1,6 -1,5 0,0 0,8 0,8 

Griechenland 1,0 1,8 2,2 1,5 1,1 -6,4 -6,9 -6,6 -5,8 -5,4 -5,4 -5,1 -4,4 -4,3 -4,3 

Irland 1,7 -1,2 3,6 2,3 -0,1 -5,2 -4,2 -5,4 -2,0 0,7 -3,5 -5,4 -1,8 0,2 0,6 

Italien 0,2 0,8 1,3 0,3 0,8 -4,6 -5,0 -4,5 -3,1 -3,0 -4,4 -4,1 -3,3 -2,9 -2,2 

Niederlande -0,9 0,6 2,6 1,0 0,6 -3,6 -5,4 -5,4 -2,5 -1,3 -4,5 -4,7 -2,8 -1,5 -0,7 

Portugal 0,1 0,5 1,2 -1,4 0,3 -0,4 -0,5 -0,1 1,1 -0,1 -0,4 0,0 1,1 -0,4 0,1 

Spanien 0,0 1,1 0,2 0,8 0,7 -2,2 -3,2 -2,9 -3,4 -2,9 -2,2 -2,1 -2,7 -2,6 -2,2 

gewicht. Durchsch. -0,5 0,2 0,7 0,5 0,0 -2,1 -2,9 -2,5 -1,6 -0,7 -2,5 -2,6 -1,8 -1,0 -0,7 

ungew. Durchsch. -0,1 0,0 1,0 0,6 0,4 -3,0 -3,7 -3,7 -2,7 -1,9 -3,1 -3,6 -2,8 -2,1 -1,5 �--
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Fortsetzung von Tabelle 8 

"wirklicher" konjunktureller I mpuls 

1999 2000 2001 2002 2003 

Österreich -0,8 -0,6 -3,4 0 ,0 0 ,2 

Belgien 0,8 0,3 -0,2  0,5 0,4 

Finnland -1,6 -2,8 1,8 1,2 1,5 

Frankreich -1 ,4 -0,8 -0,7 0,6 -0,8 

Deutschland -0,7 -0,2 0,6 0,6 -0,8 

Griechenland 0,4 1,3 1,2 0,8 0 ,5 

I rland 1,7 -1,8 2,4 2,2 -0,1 

Italien -0,3 0 ,7 0 ,5 -0,3 0,4 

Niederlande -1,2  0,5 1,2 0,8 0,2 

Portugal -0,3 0,2 0,3 -2,0 -0,4 

Spanien -0,4 0,8 -0,2 0,5 0,2 

gewicht. Durchsch. -0,7 0,0 0,1 0,4 -0,2 

ungew. Durchsch. -0,3 -0,2 0,3 0,5 0,1 

Quelle: Buti, van den Noord (2004) 

erwartete "Wachstums-Dividende" 

1999 2000 2001 2002 2003 

0,2 0 ,0 0,1 -0,5 -0,3 

0,1 0,1 0 ,0 -0,3 0,0 

0,4 0,5 0,6 -0,5 0,1 

0,2 0,4 0 ,5 0,2 0,1 

0,2 0,5 0,5 -0,3 0,0 

0,2 0,3 0,8 0,2 0,1 

-0,3 0,2 0,5 -0,6 -0,6 

0,3 0,1 0,4 0,2 0,2 

0 ,0 -0,2 0,5 -0,6 -0,6 

0,1 0,0 0,1 -0,2 -0,1 

0,3 0,2 0,2 -0,1 0,1 

0,2 0,3 0 ,4 -0,1 0,0 

0,1 0,2 0,4 -0,2 -0,1 

erwartete " I nflations-Dividende" 

1999 2000 2001 2002 2003 

-0,2 -0,3 0,1 0,3 0,0 

0 ,0 -0,2 -0,1 0,3 0,0 

0 ,2 0,0 -0,1 -0,2 -0,1 

-0,1 0,0 -0,1 0,1 0 ,0 

-0,2 -0,2 0,0 0 ,0 0 ,0 

0,3 0,2 0,3 0,5 0,6 

0,3 0,4 0,8 0,6 0,6 

0,2 0,1 0,4 0,4 0,2 

0,3 0,4 0,9 0 ,7 0,9 

0,3 0,3 0,8 0,7 0 ,7 

0,1 0,2 0,3 0,4 0 ,4 

0 ,0 0 ,0 0,1 0,2 0,2 

0 ,1 0 ,1 0,3 0,4 0,3 

w 
� 

§ 
& 
10 0 0 Vl 
':"' 

� :::> 
-!:>-

� 00 

g. :::> 
8. 
Cl (1) 00 � (i;" 0 

� 



Wirtschaft und Gesellschaft 3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 4 

Abbildung 4: Ausrichtung der Fiskalpolitik (fiscal stance) in Österreich 
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Nach beiden Einschätzungen wirkte die Fiskalpolitik Österreichs im Jahr 
200 1 ziem lich kontraktiv. ln d iesem Jahr setzte der internationale Kon­
junkturabschwung ein und erfasste auch Österreich. Dessen ungeachtet 
hielt die Regierung an den im "Doppelbudget" 2001 /2002 beschlossenen 
Konsolidierungsplänen in Richtung "Nul ldefizit" fest, obwohl im Jahres­
verlauf 2001 die Prognosen für das Wirtschaftswachstum von Prognose­
termin zu Prognosetermin herab- und die Arbeitslosenquoten hinaufrevi­
d iert werden mussten.32 Symptomatisch für den damal igen budgetpoliti­
schen Kurs in Österreich war d ie Beschlussfassung eines "Pseudo"-Kon­
junkturprogramms vom 4. September 2001 , in dem sich der bemerkens­
werte Satz findet: "Vorbei sind sie, die Zeiten des sinnlosen wirtschafts­
politischen Aktivismus keynesianischer Prägung." Zwei Monate später, am 
5. Dezember 2001 , reagierte die Regierung unter dem Druck steigender 
Arbeitslosigkeit in einem Konjunkturg ipfel mit dem Beschluss des Kon­
junkturbelebungspakets I. ln dessen Zentrum standen Maßnahmen für die 
Sauwirtschaft, eine befristete vorzeitige Abschreibung, strukturelle Maß­
nahmen für den Arbeitsmarkt sowie Maßnahmen (Hochbaumil l iarde, In­
frastruktur) im Bereich der Forschungs- und Technologiepolitik. Die be­
haupteten Kaufkraftimpulse d ieses Programms in der Höhe von 5,8 Mrd .  
€ können wir nicht nachvollziehen, und der Großteil der Maßnahmen hat­
te mit kurzfristiger Konjunkturpolitik nichts zu tun .  

Das niedrige Wachstum des BIP im Jahr 2001 , d ie  weiter steigenden Ar­
beitslosenzahlen und das Ausbleiben des erwarteten Konjunkturauf­
schwungs waren im September 2002 Anlass für das Konjunkturbele-
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bungspaket I I ,  das vor allem Steuer- und Abgabenerleichterungen mit sich 
brachte ( l nvestitionszuwachsprämie, befristete vorzeitige Abschreibung, 
Forschungsfreibetrag( -sprämie ) ,  Bi ldungsfreibetrag( -sprämie) , Lehrlings­
prämie, Lohnnebenkostensenkung für Lehrlinge etc.) .  Das steuerliche Ent­
lastungsvolumen lag nach Berechnungen von SchratzenstaUer et al. (2003) 
bei 562 Mio. € (2004).33 Eine erste Evaluierung beider Pakete ergab, dass 
die gesamtwirtschaftl ichen Effekte der Maßnahmen positiv waren, wobei 
der Wachstumsbeitrag der Infrastrukturausgaben und der l nvestitionszu­
wachsprämie hervorgehoben wurden. Ihr Zusatzeffekt lag 2003 insgesamt 
bei etwa 3/4% des BIP. 

Obwohl Österreich in den Jahren 2001 , 2002 und 2003 durch eine un­
gewöhnlich lange Phase der Stagnation ging - im Durchschnitt betrug das 
Wachstum nur etwa 1 %  pro Jahr, in der EU hingegen 1 ,2% pro Jahr - und 
die aufgrund der zu restriktiven Fiskalpolitik zum Teil hausgemachten Wohl­
fahrtsverluste dieser schleichenden Wirtschaftskrise jenen der großen Re­
zessionen der Nachkriegszeit ( 1 975, 1 98 1 /82, 1 993) entsprachen, sprach 
Finanzminister Grasser i n  seiner Budgetrede zum "Doppelbudget" 
2003/2004 von "hervorragenden Ausgangsbedingungen".34 Er kündigte 
ein schwach expansiv wirkendes Budget 2003 und ein Sparbudget 2004 
an,  das d ie Basis für d ie Steuerreform im Jahr 2005 schaffen sol lte. Mit 
d iesen Budgets reagierte Österreich weiterh in nicht annähernd ausrei­
chend auf die wichtigste Ursache der Wachstumsschwäche, nämlich auf 
den gravierenden Mangel an Binnennachfrage. Österreich wie auch die 
EU gingen viel zu lange davon aus, dass der Konjunkturaufschwung von 
alleine einsetzen würde. Diese Hoffnungen erwiesen sich als unbegrün­
det, ohne wirtschaftspolitische Impulse konnte_ sich die konjunkturelle La­
ge nicht durchgreifend verbessern. Die Forderungen der Opposition so­
wie der Arbeiterkammer und der Gewerkschaften nach einer Vorverlegung 
der großen Steuerreform auf das Jahr 2004 und nach Wachstumsinitiati­
ven wurden abgeschmettert. Die Auswirkungen der vorgezogenen ersten 
Etappe der Steuerreform 2004 verpufften weitgehend ,  wei l  den Steuer­
senkungen auch Steuer- und Abgabenerhöhungen (Mineralölsteuer, Ener­
gieabgabe, Krankenversicherung) sowie andere Sparmaßnahmen (z. B. 
moderate Anpassungen der Pensionen) gegenüberstanden. Auch das im 
Spätherbst 2003 beschlossene Konjunkturbelebungspaket I I I  (Wachstums­
und Standortpaket) brachte wenig unmittelbar konjunkturwirksame Maß­
nahmen mit sich . Wenn es überhaupt Wachstumswirkungen auslöste, dann 
am ehesten aufgrund der Investitionen in Forschung und Entwicklung. Bei 
den angekündigten Infrastrukturinvestitionen handelte es sich nicht um zu­
sätzliche Investitionen , sie waren bereits im Regierungsprogramm ange­
kündigt. 

Die Budgets der Jahre 2003 und 2004 lassen in makroökonomischer 
Hinsicht daher weiterhin einen orientierungslosen Zick-Zack-Kurs der Re-
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gierung erkennen,  e in zukunftsweisendes Konzept zur Schaffung von 
Wachstum und zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit ist n icht erkennbar. 
Es fehlten Wachstumsinitiativen und eine Intensivierung der öffentl ichen 
Investitionen, die in der damaligen Situation ungünstiger Erwartungen bei 
Unternehmen und Haushalten rascher und direkter gewirkt hätten als Steu­
ersenkungen. Zusätzl ich hat die Regierung mit der so genannten "Pen­
sionssicherungsrefom" 2003 ein "Angstsparen" bei den privaten Haus­
halten ausgelöst, dessen negative Auswirkungen auf den gesamten pri­
vaten Konsum mit 0,6% geschätzt werden können. 

Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass für die elf Länder des Eu­
roraums zusammen betrachtet der durch die Budgetgestaltung ausgelös­
te konjunkturelle Impuls seit Bestehen der Währungsunion prozyklisch 
war, d. h .  also die Konjunkturschwankungen verstärkt hat. ln Österreich 
wirkten insbesondere die öffentlichen Haushalte 2001 prozykl isch. Der 
aufgrund der internationalen Wachstumsschwäche einsetzende Konjunk­
turabschwung wurde durch die Sparpolitik zur Erreichung des "Nul ldefi­
zits" hausgemacht verschärft. Die konjunkturneutralen bis geringfügig ex­
pansiven Impulse der Budgets der Jahre 2002 bis 2004 reichten nicht aus, 
um die gravierende Wirtschaftsschwäche, die sich vor allem in einer schwa­
chen Binnennachfrage manifestierte, zu überwinden . Ein kontinuierlicher 
Anstieg der Arbeitslosenquote ab dem Jahr 2001 war daher unvermeid­
l ich. Die Stimul ierung des Wirtschaftswachstums scheiterte n icht nur in 
Österreich , sondern auch auf europäischer Ebene. Der Stabi l itäts- und 
Wachstumspakt ist an diesem Scheitern in  hohem Maße mitverantwort­
lich . 

5. Zusammenfassung 

Seit dem Beitritt Österreichs zur EU war die Budgetpolitik durch die sup­
ranationalen Rahmenbedingungen geprägt, deren Sinnhaftigkeit von vie­
len Ökonominnen von Anbeginn bezweifelt wurde. Das Scheitern des Sta­
bi l itäts- und Wachstumspakts sollte ihnen Recht geben. Er trug zu Aus­
maß und Dauer der Stagnation bei und konnte den markanten Anstieg der 
Budgetdefizite in vielen Mitgl iedstaaten n icht verhindern. Trotz seiner Re­
form im Jahr 2005 bleibt er weiterhin umstritten .  

Der Wunsch nach einer Tei lnahme an der dritten Stufe der Wirtschafts­
und Währungsunion und der Übergang zu einer regelgebundenen Bud­
getpolitik zogen einen Wandel der budgetpolitischen Strategie in Öster­
reich nach sich. Stärker denn je war die Budgetpolitik am Ziel fiskalischer 
Stabi lisierung ausgerichtet, wodurch andere Ziele der Budgetpol itik (Sta­
bi l isierung der Konjunktur, Förderung des Wachstums, Verte i lungsge­
rechtigkeit, Verringerung der Arbeitslosigkeit etc.) weitgehend verdrängt 
und der Blick auf die Budgetstrukturen verstellt wurden. Das Konzept dau-
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erhafter "Nulldefizite", auf das d ie Budgetpol itik ab 2000 einschwenkte, 
wurde wenig später in der "Österreichischen Strategie zur nachhaltigen 
Entwicklung" ersetzt durch "ausgeglichene Haushalte über den Konjunk­
turzyklus". Begleitet von einer Senkung der Steuer- und Abgabenquote 
("Pol itik der leeren Kassen") zielte es auf die Zurückdrängung des key­
nesianischen Wohlfahrtsstaates ("schlanker Staat") und sehr langfristig 
auf einen Abbau der Staatsschulden gegen nul l .  

Diese Konsolidierungsstrategien führten im Zeitraum 1 995 bis 2004 zu 
einem Rückgang der Einnahmen- und Ausgabenquoten des Sektors Staat. 
Das gesamtstaatliche Maastricht-Defizit wurde zwischen 1 995 und 2001 
- abgesehen von der Konsol idierungspause 1 998 und 1 999 - kontinuier­
lich gesenkt, 2001 wurde ein geringfügiger Maastricht-Überschuss erzielt. 
Danach wurden die öffentlichen Defizite wieder ausgeweitet. Ausgl iede­
rungen und "kreative Buchhaltung" haben zu d ieser Entwicklung in er­
heblichem Ausmaß beigetragen. Die Budgetentlastung durch Ausgliede­
rungen betrug 2003 beachtliche 0,6% des B IP.  Während die Konsolid ie­
rung 1 996/97 schwerpunktmäßig ausgabenseitig zustande kam, war die 
Konsolidierung 2000/2001 - entgegen den strategischen Zielsetzungen -
überwiegend einnahmenseitig getragen und kulminierte 2001 in der höchs­
ten Steuer- und Abgabenquote der Zweiten Republ ik. Die Staatsschul­
denquote konnte zwar gesenkt werden , lag aber im gesamten Untersu­
chungszeitraum über dem Maastricht-Grenzwert. Dazu trugen nachträg­
liche Zubuchungen der so genannten Rechtsträgerfinanzierungen und der 
Forderungsverzicht des Bundes gegenüber den ÖBB und der SCHIG bei . 

Für den Bundessektor zeigen die um die Ausgliederung der Universitä­
ten im Jahr 2004 bereinigten Einnahmen- und Ausgabenquoten zwischen 
1 995 und 2004 hingegen einen anderen Verlauf. Die Ausgabenquote ging 
zwar ebenfalls zurück, bemerkenswert ist aber der Anstieg zwischen 2000 
und 2002. Umgekehrt liegt die Einnahmenquote 2004 über jener des Jah­
res 1 995. Besonders kräftig war der Anstieg von 2000 auf 200 1 . Der 
Maastricht-Saldo des Bundessektors war in allen Jahren negativ. Der Über­
schuss des Sektors Staat im Jahr 200 1 war daher nur  durch die Über­
schüsse anderer Gebietskörperschaften,  insbesondere der Länder, mög­
lich, die zum Tei l  nur durch "kreative Buchführung" zustande kamen .  

Die Ausgabendynamik des berein igten Bundessektors war in den Zeit­
räumen 1 995-99 und 2000-04 sehr unterschiedlich. Während die gesam­
ten Ausgaben des Bundessektors zwischen 1 995 und 1 999 durchschnitt­
lich pro Jahr nur um 0,8% wuchsen und damit weit hinter dem B IP-Anstieg 
(3,3%) zurückblieben, expandierten die Ausgaben in der Phase 2000-2004 
mit jährl ich durchschnittl ich 4, 1 %  deutlich kräftiger als das B IP (3,0%). l n  
der Phase bis 1 999 wuchsen nahezu alle Ausgabenkategorien schwächer 
als das B I P,  umgekehrt stiegen einige Ausgabenbereiche ab dem Jahr 
2000 stärker als das BIP. Dabei wiesen die Transfers an Marktproduzen-
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ten, die Transfers an private Haushalte und die intergovernmentalen Trans­
fers eine besonders hohe Wachstumsdynamik auf. Die große Bedeutung 
der intergovernmentalen Transfers ist ein Spiegelbild der zahlreichen Kom­
petenz- und Finanzierungsverflechtungen, die ineffiziente Aufgabenerfü l­
lung und Doppelgleisigkeiten bedingen. Eine Optimierung der Aufgaben­
erfül lung muss daher an einer Reduktion der intergovernmentalen Trans­
fers ansetzen.  Die seit langem erhobene Forderung nach einer Zu­
sammenlegung von Ausgaben-, Aufgaben- und Finanzierungsverantwor­
tung ist bisher wirkungslos geblieben. 

Für die bereinigte Einnahmenquote des Bundessektors zeigt sich, dass 
die Steuern und Abgaben als Antei l  am B IP  - soweit sie dem Bund ver­
bleiben - sowohl im Zeitraum 1 995-99 als auch 2000-04 als Folge von 
Steuererhöhungen im Zuge der Sparpakete kräftig stiegen .  ln der Phase 
1 995-99 wurde der Anstieg der Steuern und Abgaben jedoch gedämpft 
durch rückläufige Antei le bei den Vermögenseinkommen, den Produk­
tionserlösen und bei den intergovernmentalen Transfers. Diese dämpfen­
den Effekte fehlten in der zweiten Phase des Untersuchungszeitraums, es 
kam im Gegentei l  bei den Produktionserlösen und bei den intergovern­
mentalen Transfers zu einem Anstieg der B IP-Anteile. Dadurch fand im 
Untersuchungszeitraum ein Anstieg der Einnahmenquote des Bundes­
sektors statt. 

Zur Konsolid ierung des Bundessektors trugen 1 996/1 997 ausgabensei­
tige Maßnahmen stärker bei als e innahmenseitige. ln der Konsol id ie­
rungsphase 2000/2001  trugen ausgabenseitige Maßnahmen nur im Jahr 
2000 zur Konsolidierung bei, wobei anzumerken ist, dass die Einnahmen 
aus der Vergabe der UMTS-Lizenzen in Höhe von rund 835 Mio. € in der 
VGR auf der Ausgabenseite als Desinvestition verbucht wurden. Die Kon­
solidierung 2001 war ausschl ießl ich dem kräftigen Anstieg der Einnah­
menquote zuzuschreiben , der Anstieg der Ausgabenquote hat den Kon­
sol idierungseffekt sogar gedämpft. 

Aus verteilungspolitischer Sicht lässt sich festhalten,  dass Verteilungs­
fragen in der Konsol idierung 1 996/97 stärker berücksichtigt wurden als 
2000/2001 .  Es wurden nahezu alle Ausgabenbereiche in  die Konsolidie­
rung einbezogen,  und es wurde versucht, das Entstehen sozialer Härten 
durch abfedernde Maßnahmen so weit wie möglich zu verhindern. Zu den 
Verteilungswirkungen der Konsolidierung 2000/2001 kommt Kramer (2001 )  
zu  folgendem Ergebnis: " Im unteren Drittel der Einkommensverte i lung 
übertrifft die durch d iese Maßnahmen ab Mitte 2000 wirksame Mehrbe­
lastung die vorhergehende Entlastung aus der Lohnsteuersenkung deut­
l ich." Und weiters: "Durch die Änderung des Einkommensteuerrechts ab 
2001 büßen somit sowohl aktive Arbeitnehmer als auch Pensionisten der 
mittleren Einkommenskategorie (bis etwa ATS 42.000,-) am meisten von 
den Vorteilen aus der Steuerreform 2000 wieder ein." Kramer fasst seine 
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Beurteilung wie folgt zusammen: "Die Konsolidierungsmaßnahmen trafen 
und treffen ab Anfang 2001 besonders die Bezieher n iedriger (n icht un­
bedingt der n iedrigsten) und mittlerer Einkommen, die ein Jahr zuvor als 
stärker begünstigt erschienen." Weiters lässt sich festhalten, dass die Ge­
winne der Unternehmen steuerlich sehr geschont wurden. Der Beitrag der 
Unternehmen zur Konsolidierung 2001 bestand im Wesentlichen darin ,  
dass durch d ie Einführung der Anspruchsverzinsung auf Steuerschulden 
Steuerzahlungen zeitl ich vorgezogen wurden. Durch die Steuerreform 
2004/2005 wurden die Unternehmen für d iese "Vorleistungen" durch die 
Senkung des Körperschaftsteuersatzes und die Einführung der Grup­
penbesteuerung sowie durch den Halbsatz für nicht entnommene Gewinne 
reichl ich "entlohnt" . Diese ungleiche Entlastung der Faktoren Arbeit und 
Kapital durch die Steuerreform 2004/2005 wie auch die steuerliche Ent­
lastung von Dieseltreibstoff für d ie Landwirtschaft zeugen von Kliente­
l ismus, der d ie Budgetpolitik seit 2000 insgesamt sehr stark prägt. Auch 
bei der Verwendung der Gewinne wurden die Unternehmen in den letzten 
Jahren zu wenig in die Pfl icht genommen. 

Für alle Länder des Euroraums zusammen betrachtet war der durch die 
Budgetgestaltung ausgelöste konjunkturelle Impuls seit Bestehen der Wäh­
rungsunion prozykl isch .  Damit hat die F iskalpolit ik die Konjunktur­
schwankungen verstärkt. ln Österreich wirkten die öffentlichen Haushal­
te von Bund,  Ländern und Gemeinden insbesondere 2001 prozykl isch . 
Der aufgrund der internationalen Wachstumsschwäche einsetzende Kon­
junkturabschwung wurde durch die Sparpolitik zur Erreichung des "Nul l­
defizits" hausgemacht verschärft. Die konjunkturneutralen bis geringfügig 
expansiven Impulse der Budgets der Jahre 2002 bis 2004 reichten nicht 
aus, um die gravierende Wachstumsschwäche, d ie sich vor allem in einer 
schwachen Binnennachfrage manifestierte, zu überwinden. Ein kontinu­
ierlicher Anstieg der Arbeitslosenquote ab dem Jahr 2001 war daher un­
vermeid l ich . Die Stimul ierung des Wirtschaftswachstums scheiterte nicht 
nur in Österreich, sondern auch auf europäischer Ebene. Der Stabil itäts­
und Wachstumspakt ist an diesem Scheitern in hohem Maße mitverant­
wortlich. Bis heute fehlen nicht nur in Österreich Wachstumsinitiativen, die 
zu einer durchgreifenden konjunkturellen Erholung führen können. Die öf­
fentl iche Investitionsquote einschließlich jener der ausgegliederten Rechts­
träger (gemäß VGR) stagniert in  Österreich seit 2000. Ihr  würde jedoch 
zur Stärkung der Binnennachfrage eine Schlüsselrolle zukommen. Eine 
investitionsorientierte Verschuldung der öffentlichen Haushalte würde die 
EU-weite Anwendung der "Goldenen Finanzierungsregel" voraussetzen .  
Das al lein reicht freil ich aus makroökonomischer Sicht n icht. Die Fiskal­
politik muss neben der fiskalischen Nachhaltigkeit auch der Vollbeschäf­
tigung,  der Konjunktur- und Wachstumsstabi l isierung und der Vertei­
lungsgerechtigkeit verpfl ichtet werden. Zur Erreichung dieser Ziele ist ei-
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ne Abstimmung der Fiskalpolitik mit anderen Pol itikbereichen (Geld-, Ein­
kommens- und Strukturpolitik) notwendig. Dies könnte sinnvoll in einem 
reformierten und politikgestaltenden "Makroökonomischen Dialog" ge­
schehen. 

Vor dem Hintergrund der budgetären Entwicklung der letzten Jahre stellt 
sich die Frage nach dem Realitätsgehalt einer Senkung der Steuer- und 
Abgabenquote auf 40% des BIP und darunter. Ihrem Rückgang seit 2001 
steht eine Ausweitung der Maastricht-Defizite gegenüber. Aus heutiger 
Sicht ist das Ziel , bis 2008 ausgeglichene Haushalte zu erreichen , trotz 
der politischen Einigung vom 1 1 .  November 2005 auf die Verwaltungsre­
form I I  weitgehend unreal istisch . Diese Ein igung zielt zwar bis 201 0  auf 
ein Einsparvolumen beim Aktivitätsaufwand aller Gebietskörperschaften 
von rund 1 ,9 Mrd. €, die Maßnahmen zur Zielerreichung bleiben aber weit­
gehend im Verborgenen. Wenn daher schon eine Steuer- und Abgaben­
quote von 40% des B IP  bei ausgeg lichenem Haushalt nicht leicht zu er­
reichen sein wird ,  dann gi lt das erst recht für eine weitere Absenkung auf 
35% oder gar darunter. Offen bleibt zudem die Frage, wo auf der Ausga­
benseite ohne eine Aufgabenreform die entsprechenden Ansatzpunkte für 
d iese Zielerreichung l iegen.  M it einer Senkung der Steuer- u nd Abga­
benquote werden allerdings Finanzierungslücken in den öffentlichen Haus­
halten aufgerissen ,  mit denen sich pro futuro Forderungen nach öffent­
l ichen Gütern und Dienstleistungen sowie die Aufrechterhaltung sozial­
staatl icher Leistungen leicht zurückweisen lassen. Dieses "Diktat der lee­
ren Kassen" ist somit im Rahmen der neoliberalen Hegemonie der Hebel 
zur weiteren Zurückdrängung des keynesianischen Wohlfahrtsstaates. 

Anmerkungen 

1 Siehe dazu Angelo et al. (2004). 
2 Ebendort. 
3 Darunter auch Watt (2005) 4: " . . .  The European Left should welcome it as a victory of 

its way of thinking about the economy over the neoliberal view that ensuring price sta­
bil ity is the only contribution macroeconimic policy can make to growth and jobs." Watt 
misst der Fiskalpolitik bei der Schaffung von Wachstum und Beschäftigung eine ge­
ringere Rolle zu als der Geldpolitik. Darüber h inaus bedürfe es in Europa einer prag­
matischen Koordination der Löhne und der Fiskalpolitik. 

4 Mozart und Rossmann (2005) 88/89. ln diesem Beitrag werden auch die Detai ls der 
Reformen dargestellt. 

5 Vgl .  dazu Tichy, G. ,  in :  Der Standard ( 1 4. 1 0. 2003) "Kommentar der Anderen". 
6 Siehe dazu Angelo et al. (2004), die ein alternatives fiskalpolitisches Regime entwer-

fen. 
7 Commission of the European Communities (2000) 1 5. 
8 Heise (2002). 
9 Siehe z. B. Budgetrede vom 2 1 . März 2000, S. 5 oder Budgetrede vom 1 8. Oktober 

2000, S. 7ff. 
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1 0 Siehe dazu Rossmann ( 1 999). 
11 Vgl .  z. B. Blanchard et al. ( 1 990). 
12 Nach Angaben von Finanzminister Grasser soll d ieses Ziel bereits im Jahr 2006 er­

reicht sein. Aus der Sicht von Bundeskanzler Schüssel stellt d ieser Wert nur einen 
Zwischenschritt dar. Erklärtes Ziel sei es, die Steuer- und Abgabenquote auf 33% zu 
reduzieren - so der Bundeskanzler an lässlich der 60-Jahr Feier des Wirtschaftsbun­
des (APA II Meldung Nr. 724 vom 5.  Oktober 2005). 

13 Ähnl iche Zielsetzungen verfolgten die Administration Reagan sowie derzeit Bush in 
den USA: Darauf weist Stiglitz (2005) hin.  

14 Zur Revision siehe Havel (2004) und Stübler (2004) . 
1 5 Finanzierungssaldo ohne Swap-Ausgleichszahlungen. 
16 Siehe dazu auch Breuss, Kaniovski, SchratzenstaUer (2004). 
17 Siehe dazu Aiginger (2005). 
18 Die Entwicklung der Staatsschuldenquote ist im Jahr 2004 durch einen Forderungs­

verzicht des Bundes im Rahmen der so genannten Rechtsträgerfinanzierungen in  Hö­
he von 6 , 1  Mrd. Euro verzerrt. Im Zuge der ÖBB-Reform (Bundesbahnstrukturgesetz 
2003) verzichtete der Bund auf Darlehensforderungen gegenüber der SCHIG und der 
ÖBB (Bericht über die öffentlichen Finanzen 2004, S. 46f) . 

1 9 Einen Überblick über bisher ausgegliederten Organisationseinheiten bei Bund, Län­
dern und Gemeinden geben die Gebarungsübersichten von Statistik Austria, zuletzt 
Gebarungen und Sektor Staat 2003, Tei l  I I ,  S. 1 7ff bzw. auf der Website von Statistik 
Austria. Auf Letzterer wurden im Juni 2005 rund 300 außerbudgetäre Einheiten im Sek­
tor Staat ausgewiesen. 

20 Stübler (2005) 659. 
21 Siehe dazu Leitsmüller, Rossmann (2001 ). 
22 Für den staatsnahen Bereich liegen nur Daten für diesen Zeitraum vor. 
23 Als Beispiel kann das Land Steiermark angeführt werden. Dort hat der Steiermärki­

sche Landtag am 18 .  November 2003 beschlossen (Beschluss Nr. 1 224), dass ab 2005 
Mittel für die Bereitstellung der Darlehensrückzahlung bereitzustellen sind. "Unter Vor­
griff auf die für die nächste mittelfristige Finanz- und Budgetplanungsperiode zwischen 
dem Land Steiermark und der Steiermärkischen Krankenanstalten GmbH abzuschlie­
ßende umfassende Finanzierungsvereinbarung verpflichtet sich das Land Steiermark, 
der Steiermärkischen Krankenanstalten GmbH ab dem Jahr 2005 zusätzlich gesonderte 
Gesellschafterzuschüsse für die Rückzahlung und Verzinsung der per 31 . 1 2 .  2004 
aushaftenden Landesdarlehen (einschließlich kapitalisierter Zinsen) unter Zugrunde­
legung einer 1 5-jährigen Laufzeit und gleichbleibender Annuitäten zur Verfügung zu 
stellen ."  

24 Eine diesbezügliche parlamentarische Anfrage hat aus meiner Sicht zu keiner befrie­
digenden Klärung geführt (2927/J - Berechnungen von Statistik Austria zum öffent­
l ichen Defizit und öffentlichen Schuldenstand ("Maastricht- lndikatoren"). ln der ent­
sprechenden Beantwortung (2886/AB (XXI I .  GP Anfragebeantwortung) lautet die Be­
gründung wie folgt: "Die Statistik Austria wird auch in Hinkunft Zahlungen an Landes­
krankenanstalten, die verzinst und rückzahlbar sind , als Darlehen und damit als finan­
zielle Transaktion verbuchen. Die Rechtmäßigkeit dieser Verbuchung ergibt sich aus 
Abschnitt 5.70c ESVG 1 995." Aus meiner Sicht handelt es sich bei den Zahlungen an 
die Landeskrankenanstalten eben gerade nicht um rückzahlbare Darlehen. Das geht 
aus dem Handbuch zum ESVG'95 deutlich hervor. Dort heißt es: "One exception is 
where government grants a loan to a loss-making public corporation, in a context whe­
re it is very likely that the corporation would not be in a position to repay the loan (be­
cause of recurrent Iosses and with no expectation of restering profitabi lity before the 
maturity date(s)). ln this case, the funds transferred to the corporation by government 
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are recorded as a non-financial transaction for their full amount." (ESA Manual 2003, 
Capital injections Part I I ,  chapter 3, p.4) . 

25 Sie erhöhten die Ausgaben um 2.757 Mio. € und die Einnahmen um 2.705 Mio. €. 
Darauf wird in den folgenden Unterabschnitten bei den intergovernmentalen Transfers 
noch näher eingegangen. 

26 Mit dem Finanzausgleich 2005 wurden die Zweckzuschüsse zur Wohnbauförderung 
entsprechend der ausgeweiteten Zweckwidmung in Investitionsbeiträge für Wohnbau, 
Umwelt und Infrastruktur umbenannt. 

27 Siehe dazu Rossmann, Netuschill (2003) 46ff. 
2a Budgetbericht (2006) 37. 
29 Siehe dazu Fleischmann (2003). 
30 Nicht darin enthalten sind die Investitionen von Post und Bahn, da sie in der VGR nicht 

dem Sektor Staat zugerechnet werden. Siehe dazu Bericht über die öffentlichen Fi­
nanzen (2004) 34 . 

31 Sie umfassen die unterstellten, also tatsächlich nicht zu leistenden, Dienstgeberbei­
träge des Staates für die Beamtinnenpensionen und die d irekt ausbezahlten Fami­
lienbeihilfen im Rahmen der Selbstträgerschaft des Bundes. 

32 Nach Schätzungen des Österreichischen Wirtschaftsforschungsinstituts lösten d ie 
Sparpakete für die Jahre 2001 und 2002 Wachstumseinbußen von je einem Viertel 
Prozentpunkt aus. 

33 Dabei ist al lerdings anzumerken, dass die Steuerausfäl le d urch die lnvestitionszu­
wachsprämie mit 1 00 Mill ionen € um ein Vielfaches unterschätzt waren. 2003: 277,1 
Mio. €, 2004: 581 Mio. € und 2005: ca. 650 Mio. € (Schätzung). Auch sind Zweifel an 
der Wirksamkeit als kurzfristiges Stabi lisierungsinstrument berechtigt, weil bereits im 
Jahr der Einführung der Prämie (2002) die Investitionen in das Jahr 2003 verschoben 
wurden. Ein Indiz dafür war der außerordentlich hohe Investitionszuwachs der Ausrüs­
tungsinvestitionen im ersten Quartal 2003. Auch die Verlängerung der lnvestitionszu­
wachsprämie dürfte dazu geführt haben, dass wiederum zahlreiche Investitionen, dies­
mal in das Jahr 2004, verschoben wurden. Sie wurde daher von Kritikerinnen spöttisch 
als " lnvestitionsaufschubprämie" bezeichnet. Umgekehrt hat das Auslaufen der Prä­
mie zu merklichen Vorzieheffekten von I nvestitionen in das IV. Quartal 2004 geführt 
und wirkt sich damit dämpfend auf die Investitionen im Jahr 2005 aus. Insgesamt dürf­
ten die Auswirkungen der Investitionszuwachsprämie auf das BIP gering sein, weil 70% 
der Ausrüstungsgüter importiert werden. Die budgetären Kosten waren u. a. wegen 
der Umgehungsmöglichkeiten hoch (Betriebsneugründungen, um die Prämie lukrieren 
zu können). Das führte auch dazu, dass der Fördersatz der Prämie deutlich über dem 
nominell ausgewiesenen Satz von 10 Prozent l iegt. 

34 Budgetrede des Bundesministers für Finanzen zu den Budgets 2003/2004 vom 7. Mai 
2003, S. 4. 
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Zusammenfassung 

Die supranationalen Rahmenbedingungen für die Budgetpolitik zogen einen Wandel der 
budgetpolitischen Strategie in Österreich nach sich. Durch die Orientierung am Stabilitäts­
und Wachstumspakt war d ie Budgetpolitik stärker denn je an fiskalischer Stabil isierung 
ausgerichtet. Die Senkung der Steuer- und Abgabenquote zielt bei ausgeglichenen Haus­
halten auf eine Zurückdrängung des Wohlfahrtsstaates ab. Die Konsolidierungsstrategien 
führten zwischen 1995 und 2004 zu einem Rückgang der Einnahmen- und Ausgaben­
quoten des Sektors Staat. Während die Konsol idierung 1996/97 stärker ausgabenseitig 
erreicht wurde, kam der Maastricht-Überschuss im Jahr 2001 überwiegend einnahmen­
seitig zustande und führte zur höchsten Abgabenquote der Zweiten Republik. Im Bundes­
sektor sanken die Einnahmen- und Ausgabenquoten bis zum Jahr 2000, stiegen danach 
sprunghaft an und sanken dann wiederum. Die Konsolidierung auf Bundesebene war ent­
gegen den budgetpolitischen Strategien ausschließlich einnahmenseitigen Maßnahmen 
zuzuschreiben. Die Konsolidierungsmaßnahmen trafen ab 2001 besonders niedrige und 
mittlere Einkommen, während die Konsolidierung 1996/97 das Entstehen sozialer Härten 
durch begleitende Maßnahmen abzufedern versuchte. Die öffentlichen Haushalte wirkten 
in Österreich insbesondere im Jahr 2001 prozyklisch und haben damit d ie Konjunktur­
schwankungen verstärkt. 
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Bestehen Unterschiede zwischen in- und 

ausländischen Unternehmensübernahmen? 

Eine Studie anband von sieben Fallbeispielen 

Wilfried Altzinger, Christian Bellak1 

1. Einleitung 

Eigentümerwechsel in Form von Unternehmenszusammenschlüssen und 
Akquisitionen haben auch in Österreich im vergangenen Jahrzehnt stark 
zugenommen. Die standort- und beschäftigungspolitischen lmplikationen 
derartiger Eigentümerwechsel sind äußerst-kontroverse Themen der ak­
tuellen Wirtschaftspolitik, insbesondere dann, wenn es sich dabei um die 
Übernahme durch einen ausländischen Mehrheitseigentümer handelt. 

Die standort- und beschäftigungspol itischen lmplikationen von in- bzw. 
ausländischen Übernahmen werden im vorl iegenden Artikel anhand von 
sieben Fallbeispielen untersucht. Eine ausländische Übernahme kann per 
definitionem ausschließlich durch multinationale Unternehmen (MNU) er­
folgen, während d ie Ü bernahme durch einen i n ländischen Eigentümer 
auch durch ein ausschließlich in Österreich produzierendes Unternehmen 
erfolgen kann .  Allerd ings ist dies in der Regel nur selten der Fal l ,  da in­
dustriel le Unternehmen, welche andere aufkaufen,  eher g rößere Unter­
nehmen sind , welche nicht aussch ließlich im In land operieren .  Obwohl  
Eigentümerwechsel im Zuge der europäischen wie auch weltweiten Integ­
ration häufig vorkommen, stehen für eine derartige Untersuchung kaum 
fertige Datenbanken mit den erforderlichen Daten zur Verfügung. Aus die­
sem Grund wird die Frage des Eigentümerwechsels im vorl iegenden Bei­
trag anhand von Fallbeispielen untersucht. Einerseits ergibt sich dadurch 
ein tiefer Einbl ick in die betrieblichen Prozessabläufe, andererseits kön­
nen aber aufgrund von Fallstudien allgemeine Schlussfolgerungen nur ein­
geschränkt abgeleitet werden. Ein weiteres spezifisches Problem liegt bei 
Fallbeispielen von Übernahmen in der Selbstselektion der U nternehmen : 
Unternehmen, welche nach der Übernahme eine problematische Situa­
tion aufweisen bzw. sich gerade in einem Umstrukturierungsprozess be­
finden , sind zumeist nicht gewillt, für eine derartige Untersuchung zur Ver­
fügung zu stehen . Bei relativ erfolgreichen Unternehmen war der Zugang 
hingegen leichter möglich . Allerdings erfuhren wir bei zwei im Umstruktu-
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rierungsprozess befindlichen Unternehmen sowohl durch die Geschäfts­
führung als auch durch den Betriebsrat eine Absage. Dadurch besteht hier 
eine gewisse Vorselektion in Richtung ,erfolgreicher' Unternehmen. 

2. Untersuchungsaufbau 

Die Untersuchung der übernommenen Unternehmen erfolgt dabei in fol­
genden Schritten:  

1 . ) Zunächst werden die entsprechenden Unternehmenswerte (assets)2 

der übernommenen Unternehmen (Tochter) untersucht und dabei die Fra­
ge geprüft, in welchem Verhältnis diese zu den Unternehmenswerten des 
übernehmenden Unternehmens (Mutter) stehen. I nsbesondere die Frage 
von Komplementaritäten bzw. Substitutionalitäten innerhalb eines MNU ist 
dabei von Interesse. 

2.) Anschließend wird die konkrete Art der Übernahme untersucht. Dabei 
ist einerseits die Form der Übernahme (Erwerb am Aktienmarkt; Privatisie­
rung; Zusammenschluss oder Übernahme), sowie - soweit erkennbar - die 
mittelfristige Intention des Übernehmers von zentralem Interesse. 

3.) Für die weitere Entwicklung des übernommenen Unternehmens ist 
die Art der Restrukturierung sowie die Integration in den Gesamtkonzern 
von entscheidender Bedeutung. Beides wird dabei wesentlich durch die 
vorhandenen Unternehmenswerte von Tochter und Mutter bestimmt (vg l .  
Punkt 1 ) . 

4.) Aufgrund der Neupositionierung der Tochter innerhalb des Konzerns 
ergeben sich sehr unterschiedliche Anforderungen und Konsequenzen für 
die Belegschaft. Ebenso ergeben sich aber auch Auswirkungen für die Be­
triebe und die Belegschaften in den ausländ ischen Standorten ,  da sich 
durch die Integration eines neuen Standortes neue Kompetenzverteilun­
gen innerhalb des gesamten Konzerns ergeben können. 

l n  Kapitel 3 werden zu d iesen Schritten allgemeine konzeptuelle Über­
legungen angestellt, in Kapitel 4 werden diese anhand der Fallsbeispiele 
konkretisiert. 

3. Übernahme und Restrukturierung - allgemeine Überlegungen 

3.1 Die Unternehmenswerte von Mutter und Tochter 
3.1.1 Komplementarität versus Substitutionalität 

Herkömmlicherweise werden übernommene Unternehmen danach unter­
schieden, welche Werte3 d iese für das übernehmende Unternehmen dar­
stellen bzw. worin deren unternehmensspezifische Wettbewerbsvorteile 
bestehen. Darüber hinaus ist auch von Interesse, welche Werte die Müt­
ter selbst einbringen können und ob sich die Werte von Mutter und Toch­
ter ergänzen oder überschneiden (vgl .  Tab. 1 ). 
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Inländische Unternehmen werden häufig wegen ihrer unternehmensspe­
zifischen Werte erworben,  insbesondere wenn es Komplementaritäten mit 
den Unternehmenswerten der Käufer gibt. Ob die Unternehmenswerte der 
Mutter für die Tochterunternehmen vorteilhaft sind, wird per Saldo zumeist 
bejaht, da in den meisten Fällen diese Unternehmenswerte intangibel sind 
und daher der Nicht-Rivalität in der Nutzung mehrerer Tochtergesellschaf­
ten unterliegen.4 Ob diese gleichzeitig auch dem Österreichischen Standort 
nützen, ist fraglich und hängt davon ab, ob die vorhandenen Unterneh­
menswerte am Österreichischen Standort verstärkt genützt werden (Kom­
plementarität, z. B. durch zusätzliches Engineering für Töchter im Ausland , 
das in Österreich erbracht wird) oder ob diese Unternehmenswerte in an­
deren Töchterunternehmen (in Drittländern) stärker genutzt werden (wenn 
diese z. B. eine eigene Engineering-Abteilung haben, die stark mit der Pro­
duktion in diesem Drittland verknüpft ist und somit Österreich ische Engi­
neering-Leistung ersetzt, also Substitutionalität). Außerdem ist die Reduk­
tion der Nutzung des Unternehmenswertes in Österreich denkbar, insbe­
sondere wenn es im Konzern eine Überkapazität bei d iesen Unterneh­
menswerten gibt (also z. B. drei Engineering-Abteilungen). 

Ebenso können auch intangible Unternehmenswerte des übernehmen­
den Unternehmens vom übernommenen inländischen Unternehmen ge­
nutzt werden. Beispiele dafür sind der Bezug von kastengünstigeren Vor­
materialien, größere Absatzmärkte bzw. größere Marktmacht sowie eine 
besser entwickelte Organisationsstruktur und Logistik des Ü bernehmers. 

Tabel le 1 :  Unternehmenswerte von Mutter und Tochter 

Zentrale Frage: 
Ergänzen (Komplementarität) oder ersetzen (Substitutional ität) sich die Unternehmens­
werte von Mutter und Tochter? 

Tochter: 
> Produktionsumfeld ( Infrastruktur, Verkehr, Ausbildungsinstitutionen,  Nationales ln­

novationssystem, Kommunikation , Logistik) 
> Produkt- und Prozess-Know-how (technisches Know-how) 
> spezifische Markt-, Vertriebs- und Organisationskenntnisse (organisatorisches Know­

how; häufig regional gebunden) 
> Kostenvorteile (Produktionskosten ;  Produktivität) 
> Zugang zu in- und ausländischen Märkten 

Mutter: 
> I nternationale Vertriebsnetze, Marketing, Logistik 
> Technologisches und organisatorisches Know-how 
> Verbund- und Größenvorteile (economies of scope/scale) 
> Finanziel le Kapazitäten 
> Marktmacht (durch Größenvorteile im Ein- und Verkauf) 
> Produkt- bzw. Prozesstechnologie 
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3.1.2 Cherries und Lemons 

Bei deh Zielunternehmen wird in der Literatur häufig zwischen Cherries 
("Kirschen") und Lemons ("Zitronen") unterschieden.  Während Erstere re­
lativ erfolgreiche Unternehmen sind, sind Letztere bereits in der Krise be­
findl iche, konkursgefährdete Unternehmen. Falls diese jedoch preisgüns­
tig erworben werden können, kann sich d ie Übernahme auch als rentabel 
erweisen. 

Aus volkswirtschaftl icher Sicht sind Übernahmen dann interessant, wenn 
Lemons erworben und erfolgreich restrukturiert werden. l n  diesem Fall 
decken sich somit die Wirkungen für das Gesamtunternehmen und jene 
für den inländischen Standort. Wichtig dabei ist, ob die Ursache für die 
Beurtei lung als Lemon, d. h.  d ie schlechte Performance, auf das Ma­
nagement bzw. d ie Eigentümer oder auf externe Faktoren (z. B .  Welt­
marktlage) zurückzuführen ist. Nachdem eine Übernahme kurzfristig nur 
erstere Ursache beseitigen kann, erscheint aus volkswirtschaftlicher Sicht 
in d iesen Fällen der Verkauf des Unternehmens besonders vortei lhaft und 
die Chance auf e ine Beendigung des Daseins als "Zitrone" besonders 
groß. 

Bei der Übernahme von Cherries stellt sich neben der Höhe des Kauf­
preises in erster Linie die Frage, ob die bereits bestehenden Stärken des 
U nternehmens weiterh in bestehen bleiben und wie sie in den Gesamt­
konzern eingebracht werden. Auch hier gi lt, je einzigartiger d ie Werte des 
übernommenen Unternehmens sind und je stärker die Mutter auf d iese 
angewiesen ist, desto sicherer wird d ie Zukunft eines Standortes auch 
nach der Übernahme sein .  

3.2 Die Übernahme 

Strategische Überlegungen des neuen Eigentümers sind eine zentrale 
Determinante des Erfolges einer Ü bernahme. Generel l können h ierbei 
kurzfristige Kapitalverwertungsstrategien und langfristige Investitionsstra­
tegien unterschieden werden. 

Obwohl  der Erwerb eines Unternehmens über den Aktienmarkt d ie 
scheinbar objektivste Wertbestimmung ist, ist auch hier die Frage der rich­
tigen Bewertung bzw. der "richtigen" Aktienkurse mehr als umstritten . 5  
Unterschiede bei Übernahmen zeigen sich h insichtlich der konkreten Art 
der Übernahme. Wird Konkursmasse aufgekauft, so spielt ein günstiger 
Preis für die Unternehmenswerte wohl eine entscheidende Rolle, sowie 
die Gelegenheit, das unfreiwi l l ig verkaufte U nternehmen (bzw. den un­
freiwil l ig verkaufenden Konkurrenten) zu erwerben. Bei Übernahmen aus 
dem Privatisierungsprozess besteht möglicherweise ein geringer ausge­
prägtes Eigentümerinteresse, als d ies beim Verkauf eines privaten Unter-

538 



3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

nehmens der Fall ist. Ebenso ist der Verkauf eines U nternehmens auf­
grund eines Erbfolgeproblems unter Umständen mit geringerer Verhand­
lungsmacht auf Seiten des Verkäufers verbunden. 

Obwohl Verkauf und Übernahme eines Unternehmens in der Regel star­
ke persönliche Kennzeichen tragen, kann nicht davon ausgegangen wer­
den, dass sich daraus Unterschiede zwischen in- und ausländischen Über­
nahmen erklären lassen. Die regionale Verbundenheit e ines Unterneh­
mers bzw. eines Managers kann eine nicht unwesentliche Bedeutung be­
sitzen ,  letztl ich wird aber vor allem die Performance des Betriebes selbst 
d ie weitere Entwicklung des Standortes bestimmen. Lokale Kenntnisse 
der Region , von Zulieferern , der Politik und der öffentl ichen Institutionen 
sind dabei sicherlich wichtige Werte des übernommenen Unternehmens. 

I nsgesamt sollte bei jeder Übernahme eine möglichst objektive Bewer­
tung des erworbenen Unternehmens erfolgen.  Einerseits bestimmen sich 
diese Werte aber erst durch die zusätzlichen (komplementären) Werte des 
Ü bernehmers (Mutter) und werden somit von Ü bernehmer zu Überneh­
mer objektiv anders bewertet. Andererseits wird aber die Verhandlungs­
stärke von Käufer und Verkäufer nicht nur objektiv bestimmt, sondern auch 
aufgrund der konkreten Art der Übernahme. Dabei unterscheidet sich die 
Verhandlungsmacht von Käufer und Verkäufer bei Konkursverkäufen, Pri­
vatisierungen sowie Übernahmen über die Börse oder im Rahmen eines 
Erbfolgeproblems wesentl ich. 

3.3 Die Restrukturierung 

Eigentumsübergang ist, unabhängig von seiner Form und von der Tat­
sache, ob es sich um Lernans oder Cherries handelt bzw. ob es sich um 
eine in- oder ausländische Übernahme handelt, in praktisch al len Fäl len 
mit einer Restrukturierung verbunden . Diese umfasst Produkte (z. B. Grad 
der Diversifizierung), die geographische Ausrichtung der Aktivitäten (z. B. 
Aufgabe oder Zugewinn von Exportmärkten ,  Schließung von in- und aus­
ländischen Produktionsstätten ,  Veränderung der Vertriebs- und Zuliefer­
netzwerke, Aufbau neuer Regionalholdinggesellschaften) und die Organi­
sationsstruktur des Unternehmens (z. B. Eingliederung eines kleinen Öster­
reich ischen Unternehmens in eine große Konzernstruktur, d ie Verände­
rung der "Corporate Governance" durch die Veränderung der Mehrheits­
verhältnisse, Neuausrichtung der Kompetenzen innerhalb des Konzerns). 
Die Ziele der Restrukturierung können vielfältig sein und können in Effi­
zienz- und/oder Marktmachtgewinne zusammengefasst werden.6 

Die Folgen der Restrukturierung betreffen sowohl die Machtvertei lung 
innerhalb des Konzerns (z. B. d ie neue Positionierung der lokalen Ge­
schäftsführung innerhalb des Konzerns) als auch jene zwischen neuem 
Eigentümer und Belegschaft (z. B. Infragestellung von Betriebsräten ,  Re-
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duktion der Beschäftigung, Veränderung der Qualifikations-, Arbeits- und 
Lohnstruktur) . 

Die Wirkungen von Übernahmen auf das Zielunternehmen haben in der 
Regel Auswirkungen auf Effizienz und Marktmacht des Zielunternehmens. 

1 .) Die "l neffizientes-Management"-Hypothese stützt die Ansicht, dass 
ausländische Akquisiteure schlecht geleitete Zielunternehmen erwerben. 
Die Übernahme übt eine d iszipl inierende Wirkung auf Management und 
Belegschaft des Zielunternehmens aus. 

2.) Ist jedoch die Maximierung der Gewinne (und damit des "Sharehol­
der Value") zentrales Motiv der Übernahme, so wird neben der Steigerung 
der Effizienz auch die Steigerung der Marktmacht angestrebt werden. Ge­
kauft werden dann vor allem Unternehmen mit hohem MarktpotenziaL 

Besondere Bedeutung für den Standort hat die geographische Ausrich­
tung der Konzernaktivitäten.  Hier gibt es zwei prinzipielle Muster, welche 
von den Größen- und Verbundeffekten der Wertschöpfungskette sowie 
den Transportkosten determiniert sind , welche auf der Betriebsstätten­
ebene oder der Firmenebene entstehen.7 Die Restrukturierung eines Unter­
nehmens bedeutet eine (geographische) Veränderung der Wertschöp­
fungskette, und somit verändern sich - zumindest bei geographisch di­
versifizierten Unternehmen wie MNU - auch die Transportkosten.  Daraus 
ergeben sich für den Standort positive oder negative Folgen für das Volu­
men der Wertschöpfung , mit den daraus abgeleiteten Beschäftigungs-, 
Spil/over- und Wachstumseffekten für die Region . Die Folge für eine Pro­
duktionsstätte kann (a) Wachstum (Konzentration),  (b) Schrumpfung oder 
(c) Reorganisation der Produktionspalette sein .8 Welche Veränderungen 
der geographischen Produktionsstruktur sind dabei zu erwarten? 

Erstens kann es zu horizontaler Integration des Unternehmens kommen, 
wenn das Produktionsvolumen der einzelnen Standorte nicht g roß genug 
ist, um jeweils eine Produktion im Inland und im Ausland zu erhalten. Dies 
führt entweder zur Totalverlagerung oder zur Konzentration der Produk­
tion in Österreich. Wenn hingegen das gesamte Produktionsvolumen ent­
sprechend groß ist, kann es zu horizontaler I ntegration mit der Aufspal­
tung des Produktionsvolumens zwischen ln- und Ausland kommen. Wel­
ches Szenario der Fall ist, hängt wesentlich von den Fixkosten der Stand­
orte ab. 

Zweitens kann es zu vertikaler I ntegration des Unternehmens kommen, 
wenn durch die Vergrößerung des Gesamtkonzerns die Konzentration ein­
zelner Vorleistungsstufen zur Erzielung von Größen- und Verbundvortei­
len nunmehr im Gesamtkonzern stärker möglich ist. Die Kostenunter­
schiede zwischen ln- und Ausland sind dabei  n icht nur  durch d ie Be­
triebsstättengröße determin iert, sondern auch durch Faktorkostenunter­
schiede (z. B. bil l ige Arbeit) . Sind die Kostenunterschiede hinreichend groß 
und die Transportkosten gering, so spiegelt d ieser Fall beispielsweise die 
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Situation eines (relativ) kleinen Österreichischen Unternehmens wider, wel­
ches in  Osteuropa gering qual ifizierte, aber arbeitsintensive Tätigkeiten 
auslagert. 

Drittens kann es bei bestehenden Verbundvortei len auf der Konzern­
ebene zur Konzentration hochwertiger Unternehmensfunktionen kommen 
(Headquarter-Funktionen). Ob diese Funktionen sodann im l n- oder Aus­
land erstellt werden, ist - neben allgemeinen Standortfaktoren - von den 
bestehenden Unternehmenswerten des Betriebes zum Zeitpunkt der Über­
nahme abhängig. 

Diese vielfältigen Formen und Möglichkeiten hinsichtl ich der Restruktu­
rierung von Produktion und Forschung und Entwicklung, geographischer 
Ausrichtung sowie Organisationsstruktur des Unternehmens bestimmen 
zentral die weitere Performance des Österreich ischen Betriebes. Die Re­
strukturierung des Betriebes in Österreich bzw. des gesamten Unterneh­
mens haben jedoch gleichzeitig vielfältige Auswirkungen auf die Qualifi­
kations-, Arbeits- und Lohnstrukturen der ( in- und ausländ ischen) Be­
schäftigten. ln den folgenden Fallbeispielen wird auf diese Entwicklungen 
näher eingegangen. 

4. Die Ergebnisse der Fallstudien9 

Im Folgenden werden d ie Ergebnisse von sieben Ü bernahmen öster­
reichischer Unternehmen dargestel lt. Die Auswahl der Unternehmen für 
d ie Fallstudien erfolgte nach zwei Kriterien.  Erstens wurden nur Unter­
nehmen des industriellen Sektors ausgewählt, da die Frage der interna­
tionalen Spezial isierung und Arbeitstei lung im Dienstleistungssektor an­
deren Prinzipien folgt. Zweitens wurden Unternehmen gewählt, welche 
von regionaler Bedeutung und wirtschaftspol itischer Relevanz sind. Die­
se Kriterien gemeinsam bewirkten natürlich eine gewisse Verzerrung in 
Richtung größerer Unternehmen, was durchaus erwünscht war. 

Von den insgesamt neun ausgewählten Unternehmen waren - trotz lan­
gem und intensivem Bemühen - in zwei Unternehmen weder die Ge­
schäftsführung noch die Betriebsräte zu einem I nterview bereit. Beide 
Unternehmen machten gerade schwierige Umstrukturierungsprozesse 
durch und waren sowohl mit größerem Personalabbau als auch mit ar­
beitsrechtl ichen Konfl ikten konfrontiert. ln zwei weiteren Unternehmen war 
jeweils nur die Belegschaftsvertretung für ein Interview bereit, nicht jedoch 
die Geschäftsführung. Dabei handelt es sich bei beiden Unternehmen um 
durchaus "erfolgreiche" Unternehmen. Aufgrund umfangreicher Recher­
chen in öffentlich zugängigen Quellen ( Internet, Presse etc.) konnten d ie­
se beiden Unternehmen dennoch gut erforscht werden. 10 

Diese Erfahrungen zeigen jedoch, dass d ie hier präsentierten Ergeb­
nisse kritisch gelesen werden müssen. Die Selbstselektion der Unterneh-
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men bewirkt natürl ich, dass Analysen von weniger erfolgreichen Ü ber­
nahmen nur unzureichend dargestellt werden können. 

l n  allen sieben Fällen erfolgte die Übernahme des Unternehmens zwi­
schen 1 998 und 2003. Somit lassen sich nur mit Vorsicht Aussagen über 
den mittelfristigen Verlauf der weiteren Restrukturierung treffen .  Wir kön­
nen in unseren Fal lbeispielen stets nur die Ist-Situation vor der Übernah­
me mit der Ist-Situation nach der Übernahme vergleichen. Es lassen sich 
keine sinnvol len Aussagen über mögl iche Alternativ- oder Referenzent­
wicklungen machen. Hingegen lassen sich ausreichend Aussagen über 
die konkreten Restrukturierungsmaßnahmen seit der Übernahme treffen.  

Die I nterviews sowohl mit  der Geschäftsführung als auch mit dem Be­
triebsrat erfolgten anhand eines strukturierten Gesprächsleitfadens. Zur 
Vorbereitung der I nterviews wurden umfangreiche Recherchen im Inter­
net und in den Medien sowie, soweit vorhanden ,  aufgrund der Ge­
schäftsberichte vorgenommen. Dadurch ergab sich ein relativ umfangrei­
ches al lgemeines Vorwissen über die Unternehmen. Zusätzlich zu den 
Interviews konnte in manchen Fäl len auch das Unternehmen besichtigt 
werden. Dadurch ergaben sich weitgehende Einbl icke in Prozessabläufe 
und Arbeitsbedingungen in den Unternehmen . 

Entsprechend der Gesamtstruktur des Projektes wurden d ie  sieben 
Unternehmen hinsichtlich folgender vier Aspekte untersucht: 1 1  

> Unternehmenswerte von Mutter und  Tochter (komplementäre oder 
substitutive Werte) ; 

> Art der Übernahme (kurz- oder mittelfristige Perspektive);  
> Restrukturierungsprozess: Neupositionierung der Österreich ischen 

Standorte im Gesamtkonzern ; 
> Konsequenzen für die Belegschaft. 

ln unseren Fal lbeispielen finden sich folgende Gruppen von U nterneh­
men: 12 

A) Die Ü bernahme durch ein ausländisches M N U :  D iese vier Unter­
nehmen waren Großunternehmen, die von einem ausländischen MNU auf­
gekauft und in den Gesamtkonzern integriert wurden. 

B) Die in ländischen Ü bernahmen: Zwei Österreichische Unternehmen 
wurden von Österreichischen Unternehmen aufgekauft bzw. übernommen. 

C) Die Fondsgesellschaft Ein Unternehmen wurde 1 998 von einem aus­
ländischen MNU aufgekauft, dieses wurde aber 2003 selbst wiederum 
durch eine Fondsgesellschaft übernommen . 

4.1 Die ausländischen Übernahmen 

Bei d iesen Übernahmen hat das Österreichische Unternehmen generell 
sehr spezifische Stärken, welche der neuen Mutter zumeist starke Kom­
plementaritäten verschafft. I nsbesondere die bereits bestehende starke 
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Präsenz in  den Märkten Mittel- und Osteuropas (MOE) spielt dabei die 
zentrale Rolle. ln  al len Fäl len handelt es sich bei der ausländischen Mut­
tergesel lschaft um Weltmarktführer. Der Mutterkonzern weist eine Ge­
samtbelegschaft zwischen 40.000 und 80.000 Beschäftigten auf. Alle vier 
Konzerne gehören weltweit zu den zehn Marktführern ihrer Branche, und 
in drei der vier Fälle besitzen die Österreichischen Unternehmen hervor­
ragendes Know-how. 

ln allen vier Fällen wurden Cherries übernommen, wobei in drei von vier 
Fällen der Österreichische Standort eine zentrale strategische Bedeutung 
hatte. Lediglich ein Fal l  wies eine gewisse Unsicherheit auf, da hier zu­
mindest einer der drei in Österreich befindl ichen Standorte gefährdet war. 

Jene Übernahmen , wo sich relativ ,G leichwertige' am Markt trafen, er­
folgten im Rahmen von Fusionen (Mergers). l n  den Fällen m it eher ,un­
gleichen' Partnern wurden die Österreichischen Unternehmen aufgekauft 
(Akquisition). Beide Akquisitionen erfolgten im Rahmen der Privatisierung 
der ehemals verstaatlichten I ndustrie. Kennzeichnend für d iese beiden 
Fälle ist, dass der Österreichische Eigentümervertreter unter starkem Ver­
kaufsdruck stand und deswegen nur eine eingeschränkte Verhandlungs­
stärke aufwies. Selbst nach den Interviews war beispielsweise nicht im­
mer klar, wer die Eigentümerinteressen der Republik Österreich in d iesen 
Verhandlungen aktiv wahrgenommen hatte. Demgegenüber traten in den 
beiden anderen Fällen auf österreichischer Seite jeweils äußerst erfahre­
ne und versierte Verhandlungspartner auf. Der offiziell kol portierte Ver­
kaufserlös für d iese beiden Unternehmen wurde von al len I nterviewpart­
nern auch als durchaus angemessen eingeschätzt. ln beiden Privatisie­
rungsfällen besteht demgegenüber - laut Auskunft der Betriebsräte - die 
begründete Vermutung eines im Vergleich zum tatsächlichen Firmenwert 
zu niedrigen Verkaufspreises. 

Die personelle Restrukturierung auf der Managementebene fiel bei den 
beiden Fusionen aufgrund der guten - bereits bestehenden - Performance 
nur geringfügig aus. Bei den beiden Akquisitionen wurden hingegen grö­
ßere personelle Restrukturierungen auf der Managementebene durch­
geführt. 

Entscheidend für die regionale Restrukturierung dieser vier Fälle war die 
starke Kompetenz der Österreich ischen Unternehmen auf den Märkten 
Mittel- und Osteuropas. So fiel in zwei von vier Fäl len die gesamte Kom­
petenz für MOE (Zentrale) dem Standort Österreich zu. Verbundeffekte 
konnten alle vier Unternehmen vor allem im Einkauf durch die I ntegration 
in einen Konzern mit Weltmarktführerschaft erzielen . 

Hinsichtlich der Ertragslage sowie des Umsatzes zeigt sich in drei von 
vier Fällen eine relativ erfolgreiche Entwicklung an den Österreich ischen 
Standorten nach der Übernahme. Trotzdem ist der Personalstand zumeist 
konstant gebl ieben bzw. teilweise auch rückläufig. Nur ein U nternehmen 
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konnte den Personalstand stark steigern. Für den Abbau werden in erster 
Lin ie "übl iche" Rationalisierungsmaßnahmen angeführt, welche jedoch 
eher unabhängig vom Eigentümerwechsel stattgefunden haben dürften.  

Aufgrund der guten Geschäftsentwicklung besteht in drei der vier Unter­
nehmen ein relativ gutes Verhältnis zwischen Geschäftsführung und Be­
legschaft. Dies ist insbesondere bei jenen Österreichischen Standorten 
der Fal l ,  welche durch ihre MOE-Kompetenz innerhalb des Konzerns an 
Bedeutung gewinnen konnten. ln einem Fal l  haben sich die Beziehungen 
aufgrund des neuen Eigentümers und dessen Beziehungen zu Gewerk­
schaften nicht verbessert. l n  allen vier Unternehmen sind jedoch die An­
forderungen an die Belegschaft ( insbesondere in Bezug auf Arbeitszei­
ten) gestiegen, jedoch wurde - mit einer Ausnahme - durch keinen un­
serer Gesprächspartner ein ursächl icher Zusammenhang zum neuen Ei­
gentümer hergestellt. 

Zusammenfassend lässt sich für die vier h ier d iskutierten Fal lbeispiele 
festhalten, dass die Österreichischen Tochterunternehmen aufgrund ihrer 
spezifischen Unternehmenswerte, welche insbesondere die Stärken in 
MOE sind, in den Gesamtkonzern gut integriert wurden und dadurch ei­
ne Aufwertung der Österreichischen Standorte stattgefunden hat. Alle Be­
legschaftsvertreter h ielten fest, dass d ie Arbeitsanforderungen ,  insbe­
sondere die Qual ifikationsanforderungen sowie die Anforderungen hin­
sichtlich der Arbeitszeiten,  gestiegen sind, dass d iese höheren Anforde­
rungen jedoch (mit einer Ausnahme) nicht in ursächl ichem Zusammen­
hang mit der Übernahme stünden. Entsprechend hat sich in diesen Unter­
nehmen (mit einer Ausnahme) das Arbeits- und Kooperationsklima zwi­
schen Belegschaft und Geschäftsführung durchaus positiv entwickelt. 
Unternehmen, welche im Rahmen von Fusionen übernommen wurden, 
konnten in der Regel einen besseren Verkaufserlös erzielen, als jene, wel­
che akqu i riert wurden. Diese unterschied lichen Ergebnisse wurden so­
wohl  durch stärkere U nternehmenswerte als auch durch eine aktivere 
Eigentümervertretung bewirkt. 

4.2 Die inländischen Übernahmen 

Zwei Unternehmen wurden durch Österreich ische Unternehmen aufge­
kauft bzw. übernommen. Diese beiden Fal lbeispiele sind jedoch durch 
grundlegende Unterschiede gekennzeichnet. 

ln beiden Fällen wurden ,angeschlagene' Unternehmen (Lemons) über­
nommen. l n  einem Fal l  erfolgte die Übernahme durch den Aufkauf aus 
der Konkursmasse, im anderen Fall erlangte der neue Eigentümer die 
Mehrheit über den Aktienmarkt zu einem Zeitpunkt, in welchem die Aktie 
einen starken Kursverfall aufwies. Seide Unternehmen haben eine starke 
Marktstel lung, sind jedoch nicht Weltmarktführer. Seide Unternehmen ha-
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ben eine Größenordnung von ca. 4.000 Beschäftigten weltweit und befin­
den sich in Märkten mit starker Konkurrenz. Für beide Unternehmen lag 
nur eine schwache Standortgebundenheit vor. Seide Unternehmen pro­
duzierten in der ,alten' wie der ,neuen' EU. Die Absatzmärkte sind vor al­
lem in der ,alten' EU. Wesentl icher Unterschied der beiden Unternehmen 
ist die grundsätzliche Intention der Übernahme. Während der Überneh­
mer im ersten Fall eine umfassende langfristige Restrukturierung plante, 
so war der zweite Fall sehr viel stärker durch kurzfristige Verwertungs­
überlegungen geprägt. 

Die Restrukturierung in d iesen U nternehmen erfolgte sehr unter­
schiedlich. Während im ersten Fal l  zwei Drittel des Managements ausge­
tauscht wurden und ein total neues Unternehmenskonzept entwickelt wur­
de (Konzentration auf das Kerngeschäft, Abstoßen von Produktionsstät­
ten in Übersee, Stärkung und weiterer Ausbau der Produktionsstätten in 
M ittel- und Osteuropa , Aufbau eines neuen Tech nologiezentrums am 
Standort Österreich etc. ) ,  konzentrierte man im zweiten Fal l  d ie Head­
quarter-Funktion in Österreich und reorganisierte bzw. verlagerte die ge­
samte Produktion ins Ausland. Dementsprechend ergaben sich extrem 
unterschiedl iche Beschäftigungsentwicklungen an den jeweil igen Stand­
orten in Österreich. 

Während beide Unternehmen inzwischen wieder erfolgreich bilanzieren, 
ergeben sich für den Standort Österreich unterschiedliche Ergebnisse. Im 
zweiten Fal l  wurde die Österreichische Belegschaft nahezu halbiert, wäh­
rend im ersten Fal l  die Beschäftigung in Österreich quantitativ konstant 
blieb. Allerdings fand hier eine starke qual itative Aufwertung von Produk­
tion und Beschäftigten statt. Dabei wurde insbesondere d ie F&E-Abtei­
lung stark ausgebaut. I nsgesamt wurde in d iesem Fal l  seit der Übernah­
me an den Österreichischen Standorten ca. ein Drittel der Belegschaft aus­
getauscht und zwei Drittel durch das Erlernen neuer Technologien aufge­
wertet. Die Qual ifi kationsanforderungen sind somit enorm gestiegen. 
Gleichzeitig hat sich die Kooperation mit lokalen , aber auch überregiona­
len Ausbildungseinrichtungen stark erhöht. Die Beschäftigung im In land 
blieb stabi l ,  wurde aber aufgewertet. Die Beschäftigung in den ausländi­
schen Tochterunternehmen stieg stark an. 

Der wesentliche Unterschied d ieser beiden Unternehmen besteht in der 
Form der Übernahme. Im ersten Fall erfolgte die Übernahme über den Ak­
tienmarkt. An den Werten des Unternehmens selbst hat sich dabei nichts 
geändert. Weder kamen neue Unternehmenswerte hinzu , noch mussten 
die bestehenden Unternehmenswerte in eine andere Struktur integriert 
werden. Im anderen Fal l  wurde das Unternehmen aus der Konkursmas­
se kostengünstig gekauft und anschl ießend mit drei anderen Unterneh­
men fusioniert. Die Restrukturierung erfolgte somit nicht intern (wie im ers­
ten Fal l) ,  sondern es kam zu einer Gesamtrestrukturierung d ieser vier -
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nicht historisch gewachsenen - Standorte. Diese Restrukturierung fiel zu 
Ungunsten des Standortes Österreich aus, da es zahlreiche Substitutio­
nalitäten zwischen den Unternehmenswerten dieser vier fusionierten Unter­
nehmen gab. 

Auch die Auswirkungen auf die Belegschaft sind in beiden U nterneh­
men entsprechend unterschiedlich . Während sich d ie Arbeitsbeziehungen 
im ersten Fal l  positiv entwickelten ,  befindet sich die Belegschaftsvertre­
tung im zweiten Fal l  in einer extremen Defensivposition . Dort steht man 
der aktuellen Situation ziemlich hilflos gegenüber. Auch für d ie Belegschaft 
im ersten Fall gibt es jedoch große neue Herausforderungen, i nsbeson­
dere hinsichtlich von Qualifikationsmaßnahmen sowie neuen Arbeitszei­
ten. Die Betriebsräte dieses Unternehmens erklären jedoch, dass sich die­
se Entwicklung n icht wesentl ich von vergleichbaren U nternehmen der 
Branche unterscheidet. 

Der Vergleich d ieser beiden Unternehmen macht deutl ich, dass in- oder 
ausländische Übernahme nicht das entscheidende Kriterium für den wei­
teren Verlauf der Unternehmensentwicklung ist. Vielmehr kommt es da­
rauf an, wie und in welcher Form die Reorganisation von unterschiedlichen 
Standorten mit unterschiedl ichen Unternehmenswerten stattfi ndet. Im  
zweiten Fal l  ist das Unternehmen äußerst günstig erworben worden, und 
dies war auch der zentrale Anstoß für die Übernahme. Die Reintegration 
des Österreichischen Standortes in den Gesamtkonzern fiel jedoch zu Un­
gunsten des heimischen Standortes aus. 

4.3 Die Fondsgesellschaft 

l n  d iesem Falle handelt es sich um ein österreichisches Unternehmen, 
welches 1 998 von einem ausländischen MNU aufgekauft wurde. Dieser 
Fal l  entspricht sehr stark dem ,Normalfall '  der weiter oben beschriebenen 
"ausländischen Ü bernahme". Im Jahr 2003 wurde jedoch das ausländi­
sche MNU selbst durch eine Fondsgesellschaft übernommen. Da es sich 
somit um einen reinen Finanzinvestor handelt, ist d ieser Fal l  von beson­
derem Interesse. 

Der Gesamtkonzern zählte 2003 weltweit über 1 1 .000 Beschäftigte. Inner­
halb des Konzerns ist der Österreichische Standort eines der , Glanzstü­
cke'. Dies ist zum Teil strukturell erklärbar, zum Teil aber auch durch das 
äußerst erfolgreiche Agieren des Österreichischen Geschäftsführers be­
dingt, welcher auch Vorstandsmitgl ied der deutschen Mutter ist. 13 Es han­
delt sich also bei dem Österreichischen Unternehmen um eine Cherry. An­
ders hingegen die Situation der Mutter selbst. Diese wurde 2003 im Zuge 
eines Erbfolgeproblems in einer relativ schwierigen Lage durch eine Fonds­
gesellschaft erworben. Die Mutter selbst ist somit als Lemon übernommen 
worden. 
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Die Fondsgesellschaft kaufte mit dem expliziten Ziel ,  d ieses Unterneh­
men binnen vier Jahren zu restrukturieren und mit dreißig Prozent Mehr­
wert wieder zu verkaufen. Während somit die Übernahme 1 998 eine lang­
fristige strategische Investition darstellte, war d ie Übernahme im Jahre 
2003 eine Investition mit dem klaren Ziel einer kurzfristig mögl ichst hohen 
Rendite. Die Übernahme 1 998 war somit eine klassische "ausländische 
Ü bernahme". H ingegen war d ie Ü bernahme 2003 von gänzl ich unter­
schiedlicher Natur. Nur d iese wird hier diskutiert. 

Die Restrukturierung dieses Unternehmens erfolgte weltweit und - auf­
grund der spezifischen Standortvorteile der Unternehmen in Österreich -
zugunsten der Österreichischen Standorte. Das Unternehmen bestand 
aus drei Divisionen , wobei d ie weniger rentablen Produktionsstandorte 
n icht in Österreich lagen und auch abgestoßen wurden. Mehrere Unter­
nehmen des Konzerns, welche nicht in den Kernkompetenzbereich pass­
ten ,  wurden verkauft oder geschlossen .  Rentable Standorte des Unter­
nehmens, zu welchen insbesondere die Österreichischen zählten, wurden 
hingegen ausgebaut. Wesentl iche Unternehmenswerte der Österreichi­
schen Standorte waren dabei neben der Technologie vor allem die Nähe 
und Erfahrung in den MOE-Märkten.  Deshalb erfolgte auch die Restruk­
turierung des Konzerns zugunsten der Österreich ischen Standorte. Trotz 
d ieser - aus österreichischer Sicht - erfreul ichen Entwicklung ist die Zu­
kunft des Gesamtkonzerns unklar, da es sich um eine reine Finanzinves­
tition handelt und das langfristig I nteresse erst in Form des neuen Eigen­
tümers offensichtl ich werden wird . Die anschließende neuerliche Reor­
ganisation des Unternehmens ist noch nicht abschätzbar. 

Die Auswirkungen der seit 2003 stattfindenden Reorganisation sind einst­
weilen für die Österreichische Belegschaft positiv, die Standorte in Öster­
reich haben sogar eine gewisse Aufwertung erfahren. Deshalb wurde auch 
das gute Betriebsklima nicht beeinträchtigt. Allerd ings ist in den Gesprä­
chen mit den Betriebsräten eine Unsicherheit bezüglich der Zeit nach dem 
Verkauf durch d ie Fondsgesel lschaft festzustel len.  Die Österreichische 
Geschäftsführung selbst sieht aufg rund der guten betriebl ichen Kenn­
zahlen der Zukunft einstweilen eher gelassen entgegen. 

Bei d ieser Ü bernahme wurden keine neuen U nternehmenswerte er­
worben .  Die Restrukturierung des Gesamtkonzerns erfolgte rein intern. 
Dabei hat der Österreichische Standort aufg rund seiner starken Unter­
nehmenswerte erfolgreich abgeschnitten ,  jedoch teilweise auch auf Kos­
ten von anderen Standorten innerhalb des Konzerns. Die gute Arbeitstei­
lung der Österreichischen Standorte mit ihren Tochterunternehmen in MOE 
war und ist dabei ein besonders starker Wert. Negative Konsequenzen für 
d ie Belegschaften in Österreich sind einstweilen n icht zu spüren. Offen 
bleibt hingegen d ie Frage der weiteren Entwicklung nach neuerlichem Ver­
kauf durch die Fondsgesellschaft. Doch auch hinsichtlich dieser Frage gilt, 
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dass nur  eine starke Positionierung der Österreichischen Standorte im 
Konzern die heimische Produktion sichern kann.  

5. Schlussbemerkungen 

Zusammenfassend lässt sich festhalten,  dass für die weitere Entwick­
lung des Österreichischen Standortes d ie Ausgangsposition des über­
nommenen Unternehmens (spezifische Stärken) sowie die Positionierung 
d ieser Unternehmenswerte im neuen U nternehmen/Konzern von ent­
scheidender Bedeutung ist. Darüber hinaus ist vor allem die Strategie des 
neuen Eigentümers von großer Bedeutung. Zentral sind das Reorganisa­
tionskonzept des neuen Eigentümers sowie die I ntegration in den Ge­
samtkonzern und weniger die Nationalität des neuen Eigentümers. 

Bei a l len Österreichischen Unternehmen, welche in ein ausländisches 
MNU integriert wurden, spielte d ie Rol le des Österreichischen Eigentü­
mers bzw. Verhandlungspartners eine wichtige Rolle. ln  mehreren Unter­
nehmen ist es diesen Personen gelungen, aufgrund der starken Werte der 
Österreichischen Unternehmen günstige Verhandlungsergebnisse für den 
Österreichischen Standort zu erzielen . Demgegenüber kann dies für die 
Eigentumsübertragungen im Rahmen der Privatisierung von Teilen der 
ehemals verstaatlichten Industrie nicht festgestellt werden. Beide diesbe­
züglichen U nternehmen wurden nach Ansicht des Betriebsrates "unter 
Wert" verkauft. Wenng leich bei jedem hier untersuchten Eigentümer­
wechsel die Werte des übernommenen Unternehmens die weitere Ent­
wicklung des Unternehmens zentral prägten, muss festgehalten werden, 
dass Persönl ichkeiten,  insbesondere deren Verhandlungs- und Restruk­
turierungspotenzial, keinen vernachlässigbaren Faktor darstel len. 

Auch die Auswirkungen der Übernahme auf die Belegschaften werden 
zentral durch die weitere Entwicklung des Unternehmens geprägt. ln al­
len Unternehmen, welche nach dem Eigentümerwechsel eine Stärkung 
des Österreichischen Standortes zu verzeichnen hatten,  verbesserten sich 
auch die Arbeitsbeziehungen zwischen Belegschaft und Geschäftsfüh­
rung. Diese Entwicklung ist insofern überraschend,  da auch g leichzeitig 
die Anforderungen sowohl hinsichtlich der Arbeitszeiten als auch der Qua­
l ifikation gestiegen sind. Einhell ig wurde dazu von den Belegschaftsver­
tretern jedoch festgehalten,  dass d iese erhöhten Anforderungen nicht in 
ursächlichem Zusammenhang mit dem erfolgten Eigentümerwechsel stün­
den, sondern vielmehr dem generellen Trend entsprächen. Letztlich soll­
te aber nicht übersehen werden, dass d iesen - aus österreichischer Sicht 
- zumeist erfreulich vollzogenen Fusionen in mehreren anderen Standor­
ten des Konzerns im Ausland erhebliche Produktionseinschränkungen und 
ein damit verbundener Beschäftigungsabbau gegenüberstanden. Somit 
zeigt sich auch hier wieder die äußerst schwierige Situation der Beleg-

548 



3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

schaftsvertretung, welche in diesem Prozess nur durch internationale Ko­
operationen (im Rahmen von EU-Betriebsräten) erfolgreich mitverhandeln 
kann.  Die Erfahrungen aus unserem Projekt zeigen, dass es d iesbezüg­
lich vorerst sehr gemischte Erfahrungen gibt. 

Anmerkungen 

1 Die sieben Fallstudien wurden von Bernd Berghuber, Florian Herzog, Rainer Kukula 
und Miriam Rehm erstellt. I hnen gi lt großer Dank für ihre wertvolle Arbeit. 

2 Eine Auflistung von Unternehmenswerten findet sich in Tab. 1. 

3 Dunning (1993) spricht von "Ownership-" und "Location advantages". 
4 Bellak (2004). 
s Vgl. Tichy (2000). 

6 Pfaffermayr et al. (2005). 
7 Brainard (1 997). 
8 Bellak (2005). 
9 Die Fallstudien wurden zu Jahresbeginn 2005 abgeschlossen. Die weitere Entwicklung 

der untersuchten Unternehmen konnte daher nicht mehr detai lliert berücksichtigt wer­
den. 

1 0  Wir bedanken uns bei allen Gesprächspartnerinnen herzliehst für ihre gute Koopera­
tion. 

1 1  Zu jedem dieser Aspekte gibt es im Anhang eine zusammenfassende Tabelle. 
12 Die U nternehmen in den Anhangtabellen sind nach diesen drei Unternehmensgrup­

pen geordnet. 
1 3 Nach Projektabschluss übernahm diese Person sogar die Position des CEO innerhalb 

des Gesamtkonzerns. 
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Zusammenfassu ng 

Eigentümerwechsel in Form von in- und ausländischen Ü bernahmen österreichischer 
U nternehmen haben im vergangenen Jahrzehnt stark zugenommen. Die standort- und 
beschäftigungspolitischen lmplikationen derartiger Eigentümerwechsel im ü bernomme­
nen Zielunternehmen sind äußerst kontroverse Themen der aktuellen Wirtschaftspolitik, 
insbesondere dann, wenn es sich dabei um die Übernahme durch einen ausländischen 
Mehrheitseigentümer handelt. Diese lmplikationen von in- und ausländischen Übernah­
men werden im vorliegenden Artikel anhand von sieben Fallbeispielen untersucht. Dabei 
lässt sich feststellen, dass für die Entwicklung des Österreichischen Betriebes nach der 
Übernahme die spezifischen Stärken und Schwächen des Zielunternehmens zentral sind. 
Nur wenn dessen (technologische, organisatorische, vertriebliehe etc.) Stärken ergänzend 
(und nicht substitutiv!) zu den Unternehmenswerten des Mutterunternehmens sind, kann 
sich der Österreichische Standort auch im neuen Gesamtkonzern entsprechend positio­
nieren. Es ist somit weniger die Nationalität des neuen Eigentümers entscheidend, als viel­
mehr die Stellung der Unternehmenswerte von Tochter und Mutter zueinander. Insbeson­
dere wenn einander ergänzende Stärken vorliegen, kann sich der Standort Österreich auch 
durchaus positiv entwickeln. Durch die Übernahme selbst werden sowohl Stärken als auch 
Schwächen des Österreichischen Zielunternehmens stärker offenkundig und insbesonde­
re im Falle von Schwächen die Anforderungen an die Belegschaft vergrößert. 

Tabellenanhang 

Tabelle A1 : Die Ausgangssituation der Unternehmen vor der 
Übernahme 

Unternehmensgröße Unternehmensgröße Marktposition Bedeutung von 
Todlter-

Unternehmenswerte unternehmen in 
(Standorte Österreich: (Konzern, weltweit: (Konzern, weltweit) MOE (Produktion MOE (vor (technologische I 

Beschäftigte) 2004 Beschäftigte) 2004 2004 und/oder Markt) Übernahme) organisatorische) 

... 
6500 80000 Top-3 + 0 +++ 

• 2300 70000 Top-4 +++ 1 5  +++ � 
< 

' 

• 1000 45000 Top-2 ++ 2 +++ 

� r. 

,. 1400 1 1 000 Top-10 + 2 ++ 

'� 700 4000 Top-50 ++ 4 +++ 

' 

• 400 4000 Top-100 + 0 ++ 

18 
1200 1 1 000 Top-10 ++ 2 +++ 

< 

1500 1 1 000 Top-10 ++ 3 +++ 
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Tabelle A2: Die Übernahme 

L 
� � ' ' � 

e 
/. �  � ,.,. 

lfi "'-

� L 

II 
� �}I IWia 

Übernahme durch 'uob'����h�ei
bei 

ausländ. Eigentümer Cherry 

ausländ. Eigentümer Cherry 

ausländ. Eigentümer Cherry 

ausländ. Eigentümer Cherry 

inländ. Eigentümer Lemon 

inländ. Eigentümer Lemon 

ausländ. Eigentümer Cherry 

Fondsgesellschaft Lemon 

Wirtschaft und Gesellschaft 

Form der Form der Übernahme Integration Verkaufspreis 

Privatisierung Vertikal unter Wert 

Fusion Horizontal angemessen 

Fusion (dann Horizontal angemessen Verkauf) 

Privatisierung Horizontal unter Wert 

Übernahme am - angemessen Aktienmarkt 

Aufkauf der Vertikal unter Wert Konkursmasse 

Akquisition Vertikal angemessen 

Akquisition - angemessen 

5 5 1  
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Tabelle A3: Die Restrukturierung 
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I nterne Reorganisation 

starke Aufwertung des Standorts 
Ö. ;  Zukunft ungewiss 

Österreich bekomt HO-Funktion 
für MOE 

Österreich bekomt HO-Funktion 
für MOE 

tw. Produktionssti l l legung in  ö. 

Vorstand und Management 
ausgetauscht; Produktstruktur 

verkleinert; Produktion tw. 
abgestoßen; Konzentration auf 

Kerngeschäft; 

tw. Produktionssti l l legung in Ö. ;  

Aufwertung der Österreich­
Division 

Produktion tw. abgestoßen; 
Konzentration auf Kerngeschäft; 

weitere Aufwertung der 
Österreich-Division 
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I ntegrationseffekte 
(Verbund- und 
Skaleneffekte) 

++ 

++ 

++ 

+ 

++ 

-- -----------------------------
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Tabel le A4: Die Ergebnisse 

�· 
:�· 

Neue 
Umsatz am Standort Beschäftigung am 

Österreich Standort Österreich 
Anforderungen an 

die Belegschaft 

+++ ++ + 

++ + 

++ 0 + 

++ 

+ 0 + 

++ 

++ 0 + 

++ 0 + 

Arbeitsklima 

0 

+ 

+ 

+ 

0 

0 
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Der Wandel in der Sozialpolitik 
Russlands im Zuge des Übergangs zur 

Marktwirtschaft 

Vladimir Pankov 

Die sozialökonomische Entwicklung und der Reformprozess in Richtung 
Marktwirtschaft und plural istische Demokratie waren in der Russischen 
Föderation (RF) nach der Auflösung der Sowjetunion im Dezember 1 991 
neben beachtlichen Fortschritten auch durch krisenhafte Rückschläge so 
gut wie auf al len Gebieten des gesellschaftl ichen Lebens gekennzeich­
net, was nicht zuletzt auf den Bereich der sozialen Verhältnisse zutrifft. 1 
Ähnliche "Entwicklungen" hatten in den neunziger Jahren alle Reformlän­
der erlebt. War in den Westländern seit dem Beginn der 1 990er Jahre die 
öffentliche Auseinandersetzung um die "soziale Demontage" eher ein für 
hoch entwickelte Demokratien normaler Ausdruck des politischen Kamp­
fes zwischen politischen Kräften ,  wobei d ieses Schlagwort die tatsächli­
che Evolution nicht adäquat widerspiegeiV so ist d iese Wortwahl in Be­
zug auf Russland, insbesondere in den krisenhaften Jahren 1 992 bis 1 998, 
durchaus n icht deplatziert. Der Autor ist in dem vorl iegenden Artikel be­
strebt, dem deutschsprachigen Leser vor Augen zu führen, wie weit sich 
die soziale Demontage in der RF tatsächlich erstreckte und wie ihr im Zu­
ge der deutlichen ökonomischen Erholung seit 1 999 entgegengewirkt wer­
den konnte. 

1. Der ökonomische Rahmen für die Transformation 
im Sozialwesen 

Die von 1 992 bis zum Frühjahr 1 999 andauernde Krise der russischen 
Wirtschaft,3 die nach der Tiefe und den gesellschaftlichen Erschütterun­
gen , al lerdings nicht nach dem Wesen und den Ursachen, mit der "Gro­
ßen Depression" in den Westländern 1 929 bis 1 933 durchaus vergleich­
bar ist,4 brachte einen g ravierenden sozialen Wandel mit sich . Das, ge­
messen an den westlichen Standards, im Durchschnitt ohnehin al les an­
dere als berauschende Lebensniveau der sowjetrussischen Bevölkerung 
in der UdSSR ging im ersten Reformjahr 1 992 und danach abrupt zurück. 
All das ist aus den Tabellen 1 bis 3 ersichtl ich . 
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Tabelle 1 :  Eckdaten der sozio-ökonomischen Entwicklung der RF (in konstanten Preisen, Vorjahr 
jeweils Basis 1 00) 

1992 1995 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

BIP 85,5 95,9 94,7  106,4 110,0 105,1 104,7 107,3 107,1 

Industrieproduktion 82,0 96,7 94,8 111,0 111,9 104 ,9 103,7 107,0 106,1 

Verfügbare Geldeinkommen der 52,5 85,0 84,1 87,6 112,0 108,7 111,1 115,1 108,4 
Bevölkerung 

Monatsdurchschnittliche Löhne 67,3 72,0 86,7 78,0 120,9 119,9 116,2 110,9 110,9 
und Gehälter 

Quelle: Föderaler Dienst für staatliche Statistik der Russischen Föderation, Russland in Zahlen, Kurzer statistischer Sammelband (russ . )  
(Moskau 2004) 32; (2005) 34. 

Tabelle 2: Verteilung der gesamten Geldeinkommen der Bevölkerung in der Russischen Föderation 

1992* 1995 2000 2001 2002 2003 2004 

Geldeinkommen insgesamt 100 100 100 100 100 100 100 

nach Quartilen der Bevölkerung 

I. (n iedrigste Einkommen) 6,0 6,1 5,8 5,6 5,6 5,5 5,5 

I I . 11,6 10,7  10,4 10,4 10,4 10,3 10, 2  

I I  I .  17,6 15,2 15,1 15,4 15,4 15,3 15,2 

IV 26,5 21,7 21,9 22,8 22,8 22,7 22,7 

V. (höchste Einkommen) 38,3 46,3 46,8 45,8 45,8 46,2 46,2 

Gini-Koeffizient 0,289 0,387 0,395 0,398 0,398 0,402 0,406 

* Unter Berücksichtigung des (geschätzten) Produktionswertes (Gemüse, Kartoffeln,  Obst, seltener Fleisch und Mi lch u. a. m. )  in privaten 
Nebenwirtschaften der Bevölkerung, die vorwiegend in den Gruppen 1- 1 1 1  weit verbreitet waren. 
Quelle: Föderaler Dienst für staatliche Statistik der Russischen Föderation, Russland in Zahlen, Kurzer statistischer Sammelband (russ. ) 
(Moskau 2005) 110. 
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Die Ursachen des Einko mmensschwunds für die überwältigende Mehr­
er RF waren die drastische Schrumpfung des 
m wilden "Manchester-Kapital ismus", gepaart 
der Urakkumulation des Kapitals aus den Vor­
rschreckende Ungerechtigkeiten bei der Vertei­

zahl der Bevölkerung in d 
B IP und der Übergang zu 
mit den Ungereimtheiten 
Manchester-Zeiten, was e 
lung dieses absackenden BIP zur Folge hatte. Die gravierende Einkom­

ussischen Gesellschaft ist aus der Tabelle 2 er-menspolarisierung in der r 
sichtl ich. 

Tabel le 3: Löhne und Gehälter in Russland 

Jahr Monatsdu rchschnittl. Löhne Monatsdurchschnittl. Löhne u.  Ge-
und Ge hälter in Preisen hälter + soz. Transfers : Existenz-

von 1991 (RRb) min. im Erwerbsalter ( in %) 

1991 

1992 

1995 

1998 

1999 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

548 335 

369 299 

246 179 

253 196 

197 156 

238 172 

286 204 

332 226 

369 244 

413 268 

Quelle: Föderaler Dienst für sta atliche Statistik der Russischen Föderation, Russland in 
mmelband (russ.) (Moskau 2004) 107; (2005) 109. Zahlen, Kurzer statistischer Sa 

Diese Zahlen bedürfen 
sich um den Ausdruck des 

keines ausführl ichen Kommentars: Es handelt 
"allgemeinen Gesetzes der kapitalistischen Ak­

e Verschlechterung der Lage der Arbeiterklasse" 
"Kapital" ( 1 867 veröffentl icht) von Karl Marx, 

auch in Österreich, längst außer Kraft gesetzt 
ssischen Manchester-Kapital ismus jedoch die 

kumulation" und "die relativ 
aus dem ersten Band des 
was in den Westländern , 
worden ist, im heutigen ru 
Realität darstellt. 

Wenn man kleinere Ein 
die Polarisierung noch sc 
5% Reichsten nach divers 

kommensgruppen unter die Lupe n immt, so ist 
härfer. So ist das Durchschnittseinkommen der 
en amtlichen und unabhängigen Schätzungen 
wie das der 5% Ärmsten (in Wirklichkeit ist bei­

wobei diese Relation in den Westländern in der 
t. 

mindestens 20mal so hoch 
des völl ig unvergleichbar), 
Regel 1 0 : 1  bis 1 2 : 1  beträg 

ln  der Jelzin-Ära lebten 
Iands unter der - sehr dü 

an die 40% der gesamten Bevölkerung Russ­
rftigen - offiziellen Armutsgrenze. Im Zuge der 
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Erholung, die im Frühjahr 1 999 begann und 2000/01 in ein bis heute an­
dauerndes beachtliches Wirtschaftswachstum (siehe Tab. 1 )  übergegan­
gen ist, das weitgehend, aber n icht ausschl ießlich durch d ie Hochkon­
junktur am Weltmarkt für russische Exportprodukte determiniert ist, ist die­
se Marke deutlich zurückgegangen : auf 20 ,3%"(29,3 Mio. Bürger) 2003 
und 1 7 ,8% (25,5  Mio.) 2004.5 De facto dürfte sie - aufgrund eines Aus­
wucherns der Schattenwirtschaft - etwas n iedriger l iegen,  denn d ie 
"schwarzen" Löhne und Gehälter betragen schätzungsweise an d ie 1 0% 
des offiziell ausgewiesenen B IP  Allerdings zeigt eine repräsentative Mei­
nungsumfrage der Stiftung "Öffentliche Meinung", dass 41 % der befrag­
ten russischen Bürger sich als Arme einstufen. Dabei meinen 39% der Be­
fragten, dass es im heutigen Russland beschämend sei ,  arm zu sein; 53% 
der Befragten sind dagegen der Meinung, dass dem nicht so ist.6 

Auf dem anderen gesellschaftl ichen Pol gibt es eine Schichte von "Neu­
en Russen", deren Spitze ( im Volksmunde üblicherweise "Oligarchen" ge­
nannt) superreich ist. Die RF hat in der Reformzeit eine einmalige Leistung 
geboten : Laut "Forbes" belegte sie an der Jahreswende 2004/05 nach der 
Zahl der Mil l iardäre ( in USD) weltweit den zweiten Platz.7 

Zu den "Ol igarchen" gehören in  erster Linie Mi l l iardäre aus den Berei­
chen Öl und Gas sowie auch Magnaten aus den Sektoren Eisenhütten 
und N E-Metalle (d . h. aus den im Export domin ierenden Zweigen).  Die 
Oligarchie hatte lange Zeit d irekten Einfluss auf die staatliche Pol itik, ja 
determinierte d iese. Die neuen russischen Herren schufen ihre sagen­
haften Reichtümer n icht aus der Luft. Durch Zufal l  waren ihnen die gut 
funktionierende und durch Anstrengungen und Opfer eines ganzen Vol­
kes über Jahrzehnte aufgebaute Öl- und Gaswirtschaft und andere füh­
rende Exportbranchen in die Hände gefal len, die sie dann privatisierten 
und aufteilten. Ein russischer Bill Gates in der "neuen Ökonomie" oder an­
deren hochtechnologischen Sektoren ist bisher nicht hervorgetreten. 

ln diesen Ergebnissen ruht ein Konfliktpotenzial für die russische Ge­
sellschaft. ln  d ieselbe Richtung wirkt der Umstand, dass zur Mittelklasse 
in Russland höchstens 20% der Bürger gehören dürften.  An die 2/3 der 
Bevölkerung schweben in der Nähe der Armutsgrenze, sind also deutlich 
vom Mittelstand entfernt. Unter den Bedingungen des heutigen russischen 
Manchester-Kapitalismus haben diese Menschen wenig oder kaum Chan­
cen ,  in d ie Mittelklasse oder gar in die Schicht der Reichen aufzusteigen. 
Besonders hart betroffen sind die Personen, deren Löhne und Gehälter 
aus dem Budget bestritten werden. 

Es ist in diesem Zusammenhang zu unterstreichen, dass der al les in al­
lem "moderate" Lebensstandard in der UdSSR demgegenüber relativ aus­
geglichen war. Der krasse Widerspruch zwischen "Palästen" und "Hütten" 
war der sowjetischen Gesellschaft nicht inhärent. Die Städte in der UdSSR 
teilten sich nicht in Prunk- und Elendsviertel, was in der RF von heute be-
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reits keine Rarität mehr ist. Es gab eine relative Gleichheit bei mäßigem 
oder gar dürftigem Wohlstand, n iemand musste verhungern oder ein da­
hinsiechendes Dasein fristen.  

Die herrschende KPdSU- und Staatsnomenklatura hatte im Gegensatz 
zu den heutigen superreichen "Neuen Russen" Angst, sich mit ihrem Wohl­
stand zu brüsten.  Eigentl ich war der Wohlstand der Nomenklatura e in 
Scheinreichtum,  denn sie besaß weder Kapital noch das Eigentum an 
staatl ichem Sachvermögen (Wohnungen, Datschas, Dienstautos u .  dgl . ) ,  
das sie nutzen, jedoch nicht sich aneignen, veräußern oder vererben konn­
te. Übrigens war das Begehren der sowjetischen Nomenklatura nach Ei­
gentum an d iversen hochwertigen Immobilien eine der wichtigsten Ursa­
chen für den Zusammenbruch des "Realsozialismus" in der UdSSR. 

Die relative wohlstandsmäßige Ausgeglichenheit in der UdSSR war ers­
tens an eine totale Beschäftigungsgarantie, d. h .  die Gewährleistung ei­
nes n icht unbedingt erwünschten, doch in der Regel mehr oder weniger 
akzeptablen Arbeitsplatzes und zweitens an ein ziemlich dichtes Netz von 
Sozialleistungen gekoppelt, was in erster Linie gerade den einkommens­
schwachen Schichten zugute kam. Dieses Netz war in etwa mit dem in  
der Ex-DDR vergleichbar. War von J. K. Galbraith in Bezug auf d ie  USA 
die Formel "gesellschaftliche Armut bei privatem Wohlstand" geprägt wor­
den, so war in der UdSSR und manchen anderen Ländern des "Realso­
zial ismus" eher das Gegenteil der Fal l .  

Die Jelzin-Ära war neben einer weitgehenden Verarmung der überwie­
genden Mehrheit der Bevölkerung durch harte soziale Demontage ge­
kennzeichnet. All das war in erster Linie eine Folge der fehlerhaften Re­
formpolitik der regierenden Mannschaft um Jelzin .8 Erst seit dem Beginn 
der Präsidentschaft von V. Putin (Frühjahr 200 1 )  ist die Führungsspitze 
des Landes bestrebt, d ie soziale Demontage womögl ich zurückzu­
schrauben und die soziale Sicherheit zu stärken, was mit einer deutlichen 
Verbesserung der ökoriomischen Rahmenbedingungen dafür zu­
sammenhängt. Beides ist nur teilweise der unter Putin praktizierten flexi­
bleren und konsequenteren Reformpolitik zuzuschreiben. U nter den Be­
dingungen eines kräftigen Zustroms von Petrodollars ins Land würde auch 
jeder andere Präsident Ähnliches tun müssen.  

Die Finanzierungsordnung des sozialen Bereichs hat sich in  der RF seit 
1 992 merklich verändert. Wie nachzuweisen sein wird ,  befindet sie sich 
in e inem Ü bergangsstadium,  am Scheidewege aus den "realsozial isti­
schen" in marktwirtschaftl ich orientierte Wirkungsmechanismen. 

ln der UdSSR gab es weder gesetzl ich festgelegte Pfl ichtbeiträge noch 
freiwi l l ige Sozialversicherungsbeiträge der Erwerbstätigen wie etwa in  
Österreich. Übrigens waren d ie  Beiträge zur  Arbeitslosenversicherung 
gegenstandslos, weil bei der "realsozial istischen" Art und Weise, den Pro­
duktionsfaktor Arbeit zu nutzen, am Arbeitsmarkt nicht das für reife Markt-
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wirtschaften typische Ü berangebot, sondern e in U nterangebot an Ar­
beitskräften bestand. Die sonstigen sozialen Sparten (Gesundheitswesen, 
Pensionssystem, Bildung, Kultur, Sport usw.) wurden direkt aus dem Staats­
haushalt finanziert, und zwar nach dem sozialpol itischen Ermessen der 
herrschenden Nomenklatura und den objektiv gegebenen Ressourcen. 
Das Budget wurde mittels Einnahmen aus der Nutzung von Staatseigen­
tum durch "sozial istische Warenproduzenten" (Gewinnabführungen u. ä.) 
und sonstige Einrichtungen , deutlich weniger aus Steueraufkommen (der 
Höchstsatz der Einkommensteuer lag bei 1 3%) sowie anderen Quellen 
gespeist. Die Sozial leistungen kamen den Bürgern kostenlos oder sub­
ventioniert zugute. 

ln der postsowjetischen Zeit wurden die Sozialversicherungsbeiträge für 
die Arbeitnehmer zunächst ihren Arbeitgebern gesetzlich auferlegt. Alle 
Arbeitgeber, ob privat oder staatl ich , hatten von 1 993 bis Ende 2000 die 
nach der Höhe von Löhnen und Gehältern bemessenen Beiträge jeweils 
an vier außerbudgetäre Einrichtungen abzuführen, und zwar: an den Pen­
sionsfonds der RF, den Fonds für pfl ichtmäßige medizin ische Versiche­
rung der RF, den Fonds für Sozialversicherung der RF sowie den Staat­
l ichen Beschäftigungsfonds für die Bevölkerung der RF. 

Daraus ist keineswegs abzuleiten, dass d ie russischen Arbeitgeber als 
al leinige Zahler der Sozialversicherungsbeiträge gegenüber ihren Arbeit­
nehmern diskrimin iert werden. Was bis Ende 2000 als Sozialversiche­
rungsbeiträge und ab 2001 als einheitliche Sozialsteuer von Arbeitgebern 
abgeführt wird , sind de facto den Arbeitnehmern vorenthaltene Teile ihrer 
Arbeitsverdienste, Löhne und Gehälter. Dass d ie russischen Arbeitneh­
mer deutlich unterbezahlt werden, wird auch von manchen hohen Reprä­
sentanten der Unternehmerischen Seite zugegeben. So weist E. Panina, 
Vorsitzende der Russischen Vereinigten Industriellen Partei ,  darauf h in ,  
dass in Russland d ie Lohnquote derzeit lediglich ca. 30% des BIP gegen­
über 60 bis 70% in Westeuropa und den USA beträgt.9 

Die relative Unterbezahlung der abhängig Beschäftigten in Russland im 
Vergleich mit den Westländern kommt u. a .  im folgenden Beispiel zum 
Ausdruck: Im Jahre 2003 betrug die Relation der B IP-Werte pro Kopf der 
Bevölkerung zwischen den USA und Russland nach Kaufkraftparität 
37.500:8.920 USO, d. h. 4,2 : 1 . 10 Dabei betrugen 2003 die monatsdurch­
schnittl ichen Löhne und Gehälter laut Rosstat, umgerechnet nach dem 
jahresdurchschnittl iehen Wechselkurs, nominal 1 79 USO (2004 237 USO), 
nach Kaufkraftparität etwas das 3- bis 3 ,5fache davon. Die einschlägigen 
Bezüge der US-amerikanischen Arbeitnehmer übertreffen selbst unter Be­
rücksichtigung einer höheren Besteuerung die ihrer russischen "Kollegen" 
in einem viel höheren Maß als um das 4,2fache. 

Im Zuge der Steuerreform wurden die getrennten Abführungen (die 1 993 
gesetzlich eingeführten Sozialversicherungsbeiträge der Arbeitgeber) an 
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die genannten vier Sozialfonds ab 1 .  Jänner 2001 durch die einheitliche 
Sozialsteuer (ESSt) ersetzt, deren Basissatz mit 35,6% der Basis-Be­
messungsgrundlage festgesetzt wurde. Die ESSt haben alle Arbeitgeber 
(juristische Personen, privat und staatlich) für die Sozialversicherung ih­
rer Arbeitnehmer zu zahlen: individuelle Unternehmer, die keine fremden 
Arbeitskräfte beschäftigen und somit keine Arbeitgeber sind, sowie diver­
se Freischaffende (beide Gruppen zahlen für sich selbst) und natürliche 
Personen, die in ihrem Haushalt Fremde (Privatsekretäre, Chauffeure, 
Wächter, Kinder- und Krankenwärterinnen usw. )  gegen Entlohnung be­
schäftigen und für deren Sozialversicherung aufzukommen haben. 

Die Basis-Bemessungsgrundlage wurde mit 1 00.000 RRb1 1  der Lohn­
und Gehaltssumme pro abhängig Beschäftigen bzw. Einkommen von in­
d ividuellen Unternehmern und Freischaffenden pro Jahr festgelegt. Der 
Basissatz von 35,6% wird nach folgender Regel auf die Sozialfonds auf­
geschlüsselt: 28% an Pensionsfonds der RF, 4 ,0% an den Fonds für So­
zialversicherung der RF (aus dem Letzteren werden die Lohnfortzahlung 
im Krankheitsfal l ,  Zuschüsse für Frauen im Zusammenhang mit Schwan­
gerschaft, Geburt und Pflege von Kindern im Alter bis zu 1 ,5 Jahren, Kur­
karten für Sanatorien u. a. m. bestritten) und 3,6% an die Fonds für pflicht­
mäßige med izin ische Versicherung (0,2% an den föderalen Fonds und 
3,4% an die Fonds der Regionen). Sobald die jährliche Grenze von 1 00.000 
überschritten wird ,  g i lt für al le drei Elemente der ESSt jewei ls eine de­
gressive Skala mit Abstufungen ab 1 00.001 , 300.001 und 600.001 RRb. 12 

Der Gesetzgeber hat mit dem lnkrafttreten des Artikels 24 des Steuer­
l ichen Rahmengesetzes der RF von 2001 , in dem die ESSt verankert ist, 
mehrere anspruchsvol le Ziele gesetzt. Allerdings sind seine weit reichen­
den Hoffnungen nur z. T. in Erfü l lung gegangen. Positiv sind vor allem fi­
nanztechnische Regelungen, die die Steuergebarung vereinfacht und trans­
parenter gemacht haben (eine einheitliche Bemessungsgrundlage, Re­
duzierung der Berichterstattung von wirtschaftenden Subjekten an Fi­
nanzbehörden, Einführung einer einheitlichen Ordnung für finanzielle Sank­
tionen für die Steuerhinterziehung u. a . ) .  

Inzwischen traten aber auch mehrere ins Gewicht fallende Probleme zu­
tage. So hat die degressive Skala mit i hren ab 1 00.001  RRb als Bemes­
sungsgrundlage fal lenden ESSt-Sätzen die sozialen Spannungen in der 
russischen Gesellschaft verstärkt. Das reale Einkommensgefälle zwischen 
den sozialen Schichten wird eher größer: Diese Annahme wird z. B. durch 
Berechnungen von M. Dubowa (siehe die nachfolgende Tabelle 4) erhär­
tet, die sich zwar auf den Basis-Satz der ESSt von 35,6% beziehen, doch 
auch nach dessen Reduzierung auf 26% ab 2005 aufgrund der Aufrecht­
erhaltung der degressiven Skala in  ihrer Kernaussage nach wie vor zu­
treffend bleiben. 
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Tabelle 4: ESSt-Zahlungen pro 1 .000 RRb Einkommen (Be­
messungsgrundlage) bei einem Jahreseinkommen von :  

Jahreseinkommen (RRb ) ESSt (Rb) 

25 000 356 

50 000 356 

100 000 356 

300 000 252 

600 000 176 

1 000 000 113,6 

10 000 100 29,36 

100 000 000 20,94 

Quelle: Dubowa, M. ,  Die Rolle der einheitlichen Sozialsteuer in der Umsetzung der 
staatlichen Sozialpolitik, in: Finansy (russ.) 12 (2002) 45. 

Dass durch die degressive ESSt-Skala kleine Unternehmer verhältnis­
mäßig stärker belastet werden als größere, liegt damit auf der Hand. Das 
trifft auch auf untere und höhere Lohn- und Gehaltsgruppen der Arbeit­
nehmer zu , denn den ersteren werden pro 1 .000 RRb Einkommen grö­
ßere Beträge vorenthalten als den letzteren .  

Der Gesetzgeber wollte die Unternehmen durch d i e  E inführung einer 
degressiven Skala der ESSt nach dem Ü berschreiten der Basis-Bemes­
sungsgrundlage von 1 00.000 RRb insgesamt steuerlich entlasten und so­
mit ihr I nvestitionspotenzial und das Wirtschaftswachstum fördern. Gleich­
zeitig sollte d iese degressive Skala d ie Arbeitgeber dazu bewegen, d ie 
"schwarzen" und "grauen" Löhne und Gehälter zu legalisieren und damit 
die Einnahmen aus der Einkommensteuer erhöhen. Diese Rechnung ist 
inzwischen teilweise aufgegangen . Aus denselben Überlegungen wurde 
der Basissteuersatz der EESt ab 1 .  Jänner 2005 auf 26% reduziert. l n­
wiefern die damit verbundene Steuerentlastung der Arbeitgeber von schät­
zungsweise 280 Mrd .  RRb für 2005 zu höheren Investitionen, BIP-Wachs­
tumsraten und besserer Entlohnung führen wird ,  bleibt abzuwarten. 

Die russischen Sozialfonds für Pensionen,  Sozialversicherung und me­
dizinische Versicherung sind keine Versicherungsfonds im wahren Sinne 
dieses Begriffs, der dem Wesen von entwickelten Marktwirtschaften im 
Sinne der Priorität der Selbsthi lfe aller Wirtschaftsakteure innewohnt. Die­
se drei Fonds werden zu 90% aus der ESSt gespeist, die im Budget-Plan­
soll veranschlagt, dem Staatshaushalt zugeführt (in den ersten drei Quar­
talen 2005 betrugen die Einkünfte des Staates aus der ESSt 9,8% der ge­
samten Budgeteinnahmen) und von dort aus umverteilt wird. Diese Fonds 
sind damit nur auf dem Papier außerbudgetär, de facto jedoch ein Teil der 
fiskalischen Finanzgebarung. Der budgetäre Charakter der drei Sozial-
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fonds wird zwangsläufig dadurch verstärkt, dass diese durch die degres­
sive Skala der Steuersätze für die ESSt und die Reduzierung des Basis­
steuersatzes (von 35,6% auf 26% ab 2005) immer stärker in rote Zah len 
geraten und folgl ich immer mehr direkter Budgetzuschüsse bedürfen, die 
der Staat ihnen notgedrungen auch zukommen lässt. 

Allerdings konnte die soziale Demontage seit 2001 etwas zurückgeschraubt 
und das soziale Netz wieder dichter geflochten werden. Wie das im Einzel­
nen aussieht, soll in den nachfolgenden Abschnitten behandelt werden. 

2. Probleme der Arbeitslosenunterstützung und der 
Beschäftigungsförderung 

Bereits zu Beginn des Übergangs wurde die russische Gesellschaft mit 
dem Problem der Arbeitslosigkeit konfrontiert, das in der UdSSR seit 1 930 
irrelevant gewesen war. (Das erklärt nicht zuletzt den Umstand, dass die 
überwiegende Mehrheit der Sowjetbürger trotz vieler Unzufriedenheiten 
sich mit dem "Realsozialismus" abgefunden hatte, jedenfal ls nicht gewillt 
gewesen war, als aktive Systemgegner oder Dissidenten aufzutreten.) Die 
in der nachfolgenden Tabelle 5 ausgewiesenen Daten (errechnet nach 
ILO-Kriterien) zeigen, dass die Unterbeschäftigung absolut und relativ von 
Jahr zu Jahr aus konjunkturellen und sonstigen Gründen zwar schwankt, 
doch spätestens seit 1 995 als Massenarbeitslosigkeit zutage getreten ist. 
Die russische Arbeitslosenquote bewegt sich in etwa in der Größenord­
nung jener der Länder der G?. Dabei ist zweierlei zu berücksichtigen : 

» Einerseits werden selbst bei der Schätzung nach ILO-Kriterien,  die 
sich nicht auf offiziell angemeldete Erwerbslose beschränken,  bei 
weitem nicht al le tatsächl ich Arbeitslosen erfasst. 

» Andererseits ist ein Tei l  der in der Tabelle 5 angeführten Arbeitslo­
sen de facto "schwarz" beschäftigt und bezieht neben einem schat­
tenwirtschaftlichen "Lohn" häufig auch Arbeitslosengeld .  

Wie die zahlenmäßige "Bi lanz" von "einerseits" und "andererseits" aus­
sieht, kann wohl niemand wissenschaftl ich fundiert nachweisen. 

Im postsowjetischen Russland werden die Beziehungen am Arbeitsmarkt 
durch viele Rechtsnormen und Einrichtungen reguliert. Unter den Erste­
ren ist das Rahmengesetz ("Kodex") über Arbeit, das am 1 .  Feber 2002 in 
Kraft trat, hervorzuheben. Unter dem Gesichtspunkt der Gestaltung d ie­
ser Beziehungen ist darauf hinzuweisen, dass dieses Rahmengesetz den 
Arbeitnehmern einen marktwirtschaftsüblichen Kündigungsschutz im Rah­
men von befristeten ,  teilweise befristeten und unbefristeten Arbeitsver­
trägen mit ihren Arbeitgebern bietet. Allerdings ist die Umsetzung des Rah­
mengesetzes und der davon abgele iteten Rechtsnormen , wie zu be­
leuchten sein wird ,  bei der heutigen Kräftekonstellation in der russischen 
Gesellschaft al les andere als unproblematisch . 
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Tabelle 5: Beschäftigung und Arbeitslosigkeit in Russland 
1 992 bis 2004 

1992 1995 1998 1999 2000 2001 2002 2003 2004 

ln Mio.* 

Bevölkerung 148,6 148,3 146,3 145,6 146,3 145,6 145,2 144,2 143,5 

Erwerbspers. 74,9 70,7 67,3 72,2 71,5 71,0 71,9 72,8 72,9 

Beschäftigte 71 '1 64,1 58,4 63,1 64, 5  64,7 65,8 67,2 67,1 

Arbeitslose 3,9 6,7 8,9 9,1 7,0 6,3 6,2 5,7 5,8 

Männer 39,2 37,3 35,4 37,7 37,2 36,8 36,9 37,2 37,1 

Beschäftigte 37,1 33,7 30,6 32,8 33,4 33,4 33,6 34,2 34,2 

Arbeitslose 2,0 3,6 4,8 4,8 3,8 3,4 3,3 3,0 2,9 

Frauen 35,8 33,5 32,0 34,5 34,3 34,1 35,0 35,6 35,8 

Beschäftigte 33,9 30,4 27,9 30,2 31,1 31,2 32,2 33,0 33,0 

Arbeitslose 1,9 3,1 4,1 4,3 3,2 2,9 2,8 2,7 2,9 

ln % 

Erwerbspers. 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Beschäftigte 94,8 90,5 86,8 87,4 90,2 91 '1 91,4 92,2 92,1 

Arbeitslose 5,2 9,5 13,2 12,6 9,8 8,9 8,6 7,8 7,9 

Männer 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Beschäftigte 94,8 90,3 86,5 87,2 89,8 90,7 91,0 91,9 92,2 

Arbeitslose 5,2 9,7 13,5 12,8 10,2 9,3 9,0 8,1 7,8 

Frauen 100 100 100 100 100 100 100 100 100 

Beschäftigte 94,8 90,8 87,1 87,6 90,6 91,5 91,9 92,5 92,0 

Arbeitslose 5,2 9,2 12,9 12,4 9,4 8,5 8,1 7,5 8,0 

*Abgerundet bis zu einer Stelle nach dem Komma. 

Quelle: Föderaler Dienst für staatliche Statistik der Russischen Föderation,  Russland in  
Zahlen, Kurzer statistischer Sammelband (russ.) (Moskau 2004) 26, 77; (2005) 28,  79. 
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Die wichtigste für die Arbeitswelt zuständige staatl iche Institution war bis 
2004 das Föderale Ministerium für Arbeit und soziale Entwicklung. Im Zu­
ge der Verwaltungsreform verschmolz diese Behörde mit dem ehemali­
gen Gesundheitsmin isterium in dem im März 2004 gegründeten Födera­
len Ministerium für Gesundheitswesen und soziale Entwicklung (FMGSE). 
Dem FMGSE untersteht der Föderale Dienst für Arbeit und Beschäftigung 
(FDAB), das gegenwärtige russische Arbeitsamt. 13 

Eine erwähnenswerte, wenn auch bei weitem nicht ausschlaggebende 
Rolle in der Beeinflussung der Arbeitswelt spielt die Russische trilaterale 
Kommission für die Regu l ierung von sozialen und Arbeitsbeziehungen 
(RTK), die auf der rechtlichen Grundlage des einschlägigen Gesetzes aus 
dem Jahre 1 999 und nach westeuropäischen Vorbildern der Sozialpart­
nerschaft konzipiert worden ist. Allerd ings sind ihre Funktionen , gemes­
sen am Österreichischen Modell ,  ziemlich beschränkt. Im Allgemeinen er­
innern sie den Autor d ieses Artikels eher an d ie "weiche" Beeinflussung 
der makroökonomischen Ebene und der Arbeitswelt durch die Konzertierte 
Aktion Ende der 1 960er und Anfang der 1 970er Jahre in der damal igen 
BRD. 14 

Wohl  die wichtigste Aufgabe der RTK besteht in der Ausarbeitung der 
Vorlagen für Generalabkommen zwischen den Dachverbänden der Ar­
beitnehmer und Arbeitgeber sowie der Regierung der RF. Das jüngste Ge­
neralabkommen, das neunte in der postsowjetischen Zeit, wurde am 29. 
Dezember 2004 verabschiedet und gi lt für die Jahre 2005 bis 2007. 1 5 

Die RTK spielt mittels Generalabkommen und anderer Vereinbarungen 
(so wurden von ihr Ende Dezember 2004 neben dem letzten Generalab­
kommen einheitliche Empfehlungen für die Gestaltung der Systeme der 
Entlohnung von Arbeitnehmern in Einrichtungen, d ie aus den Budgets der 
Föderation, der Regionen und Gemeinden finanziert werden ,  für 2005 ver­
abschiedet) eine allgemein koordinierende Rolle. Solche Dokumente ste­
cken abgestimmte Zielsetzungen (so soll laut Abs. 3. 1 1  des Generalab­
kommens für 2005 bis 2007 die Arbeitslosenquote nach ILO-Kriterien 7,9% 
2005 und 2006 sowie 7,8% 2007 nicht übertreffen) und den allgemeinen 
Rahmen für das gemeinsame Handeln der Teilnehmer an der RTK ab. Ih­
re Beschlüsse sind rechtl ich nicht bindend. Es fehlt der einschlägige recht­
liche und sozialökonomische Mechanismus für die Umsetzung dieser Be­
schlüsse, folgl ich werden sie al lgemein und häufig verschwommen for­
mul iert. 

So l iest man im Abs. 3 .2 des Generalabkommens für 2005 bis 2007: 
"Sicherzustellen ist die Budgetfinanzierung der Verwirklichung von Maß­
nahmen zur Durchsatzung einer aktiven Beschäftigungspolitik für die Be­
völkerung der Russischen Föderation unter besonderer Berücksichtigung 
der in strukturel ler Anpassung befindl ichen Zweigen der Wirtschaft und 
der Regionen mit einer angespannten Situation am Arbeitsmarkt." Es ist 
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bestimmt gut gemeint, doch wie das umgesetzt werden sol l ,  bleibt dahin­
gestellt. 

ln d iesem Zusammenhang ist zu betonen, dass das Potenzial der Ge­
werkschaften,  deren Geschichte in die Zeit der Ersten Russischen Revo­
lution von 1 904/05 zurückreicht und d ie Anfang Oktober 2005 ihr  hun­
dertjähriges Jubiläum feierlich begingen, d ie I nteressen der Arbeitnehmer 
wirksam zu verteid igen, im Rahmen der Kräftekonstellation des Manche­
ster-Kapitalismus nicht sehr weit reichend ist. Das ist n icht zuletzt darauf 
zurückzuführen, dass in Russland eine sozialreformerische regierungsfä­
hige Massenpartei von Mitte-Links, die sich akzentuiert der Interessen der 
arbeitenden Menschen annimmt, auf der politischen Bühne fehlt. Die KPRF 
unter Sjuganow ist weit davon entfernt, so eine Partei zu sein oder in ab­
sehbarer Perspektive werden zu können. Ihr  politischer Einfluss geht ten­
denziell zurück. Ihre Verbindungen mit den Gewerkschaften sind lose und 
werden es immer mehr. Ihre a lternden Spitzenfunktionäre kümmern sich 
viel mehr um die Gewährleistung ihres persönl ichen Wohlergehens, vor 
allem durch abermalige Verlängerung ihrer Mandate in der Duma nach je­
der erneuten Wiederwahl auf der Parteil iste, als um die "Lebensinteres­
sen der arbeitenden Menschen", welche sie immer wieder verbal herauf­
beschwören. 

ln einer gesellschaftl ichen Situation, in der das Kapital die erste Geige 
spielt, haben die Arbeitnehmerverbände es schwer, selbst traditionelle und 
erprobte Kampfformen für ihre Interessen anzuwenden. So ist das Niveau 
der Streikbewegung für ein g roßes Land mit mehr als 70 Mi l l ionen Er­
werbstätigen recht n iedrig (siehe die nachfolgende Tabelle 6). Nur  im Kri­
sentief von 1 998 war auf diesem Gebiet eine intensive Aktivität zu ver­
zeichnen. Dagegen herrschte im Aufschwung von 2000 bis 2004 eine fast 
totale Flaute. Die erneute Belebung von 2004 wurde durch einige Sonder­
faktoren verursacht. 

Die Gewerkschaften treten gesellschaftlich bei Kundgebungen und De­
monstrationszügen am 1 .  Mai oder bei Protestversammlungen aus ande­
ren Anlässen nach wie vor aktiv in Erscheinung. Doch sie haben es bis­
her nicht geschafft, d ie Umsetzung wenigstens des Rahmengesetzes über 
Arbeit (RGA) und sonstiger grundlegender Rechtsnormen auf d iesem Ge­
biet einer ständigen Überwachung zu unterziehen. So gibt es in den meis­
ten Betrieben bzw. U nternehmen de facto keine Kollektivverträge zwi­
schen dem Arbeitgeber und der Belegschaft, die im RGA de jure vorge­
schrieben sind . Die individuellen Arbeitsverträge werden, so insbesonde­
re in Sachen Kündigungsschutz, Lohnfortzahlung im Krankheitsfa l l ,  Ur­
laubsgeld u .  a. m . ,  durch die privaten Arbeitgeber häufig n icht eingehal­
ten oder ihren "Sozialpartnern" gar verweigert. 

Was d ie Beschäftigungsförderung und die Arbeitslosenunterstützung be­
trifft, so sieht es folgendermaßen aus: Ab 1 .  Jänner 2001 wurde der Staat-
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Tabelle 6: Die Eckdaten der Streikbewegungen in Russland 
1 992-2004 

Jahre Zahl  der Teilnehmerzahl an Zahl der durch Streiks Zahl der 
bestreikten Streiks ausgefallenen Arbeitstage ausgefallenen 
Betriebe 

im Durch-
Arbeitstage 

bzw. Ein-
schnitt 

im Durch- pro Tei lneh-
richtungen in 1000 in 1000 schnitt pro mer 

pro 
Betrieb 

Betrieb 

1992 6273 357,6 57 1893,3 302 5,3 

1995 8856 489,4 55 1367,0 154 2,8 

1998 11162 530,8 48 2881,5 258 5,4 

1999 7285 238,4 33 1827,2 251 7,7 

2000 817 30,9 37 236,4 289 7,6 

2001 291 13,0 45 47,1 162 3,6 

2002 80 3,9 48 29,1 364 7,5 

2003 67 5,7 86 29,5 440 5,1 

2004 5593 195,5 33 210,9 36 1,1 

Quelle: Föderaler Dienst für staatl iche Statistik der Russischen Föderation, Russland in 
Zahlen, Kurzer statistischer Sammelband (russ.) (Moskau 2004) 91; (2005) 93. 

liehe Beschäftigungsfonds der RF als eine autonome außerbudgetäre Ein­
richtung, die bis dahin aus Sozialversicherungsbeiträgen der Arbeitgeber 
gespeist worden war, aufgelöst. Seitdem wird d ie Tätigkeit des landes­
weiten Netzes von regionalen Beschäftigungszentren aus dem Staats­
haushalt, weitestgehend aus dem föderalen Budget, finanziert, und zwar 
aus dem ESSt-Aufkommen. Seit der Errichtung des vorhin erwähnten 
FDAB unterstehen alle Beschäftigungszentren d ieser föderalen Behörde 
und gehören zu ihrem landesweiten Funktionsmechanismus. 

Da das Budget des FDAB nicht mehr aus Sozialversicherungsbeiträgen 
finanziert wird ,  korrespondiert sein Volumen nicht direkt mit der aktuellen 
Konstel lation am Arbeitsmarkt. Jedes Jahr werden seine Größe und Aus­
gabenstruktur im Zuge von mehreren Lesungen der Budget-Vorlage der 
Regierung in beiden Kammern des russischen Parlaments, Duma und Rat 
der Föderation, diskutiert und neu festgesetzt. Selbstverständlich müssen 
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die Abgeordneten im Unterhaus (Duma) und die Senatoren im Oberhaus 
(Rat der Föderation) die aktuellen Real itäten am Arbeitsmarkt berück­
sichtigen,  was sie auch tun .  Doch sind das Volumen und die Struktur des 
FDAB-Budgets von Jahr zu Jahr von diversen Sonderfaktoren abhängig 
und zu kurzfristig angelegt. Für 2005 wurde das FDAB-Budget mit einem 
Plan-Soll von 22 Mrd.  RRb festgesetzt. 

Die Haupttätigkeiten aller Beschäftigungszentren des FDAB sind markt­
wirtschaftl ichsübl ich. Dort werden die zur Anmeldung kommenden Ar­
beitslosen zunächst offiziell registriert und als berechtigte Empfänger von 
Arbeitslosengeld , in der Regel für ein halbes Jahr, anerkannt. Die Größe 
dieser Hilfe richtet sich nach früheren Arbeitseinkommen und nach dem 
Dienstalter, bewegt sich jedoch in dem Interval l  zwischen dem offiziellen 
Mindestlohn und dem amtlichen Existenzminimum (720 RRb bzw. 2880 
RRb Anfang 2005). ln Regionen mit naturgegeben relativ schweren Le­
bens- und Arbeitsbedingungen werden beide Basisgrößen mit einem Re­
gionalkoeffizienten multipliziert (maximal mit 1 ,8 in den Bezirken des äu­
ßersten Nordens). Da die beiden Werte nominal und real seit 2001 mehr­
mals nach oben korrig iert worden sind , hat sich die finanzielle Situation 
der russischen Arbeitslosen inzwischen deutlich verbessert. "Schwarze" 
Nebenverdienste, d ie das eigentl iche Arbeitslosengeld übertreffen kön­
nen, erhöhen zudem das Gesamteinkommen der Arbeitslosen.  

Den Beschäftigungszentren ist zugute zu halten,  dass sich die Ergeb­
nisse ihrer Tätigkeit als Arbeitsvermittler für Arbeitslose in den letzten Jah­
ren verbessert haben. Konnten 1 995 nur  43,3% der angemeldeten Ar­
beitslosen, die um Vermittlung gebeten hatten, positiv "abgefertigt" wer­
den, so bewegt sich d iese Marke seit 2000 um 2/3: Z. B. betrug sie 2003 
und 2004 66,7% bzw. 62,9%.16 

Viel problematischer ist die Situation mit der Beschäftigungsförderung, 
etwa durch Umschulungsprogramme für Arbeitslose. Für diese Zwecke 
wurden im FDAB-Budget für 2005 von 22 Mrd .  RRb lediglich 4 Mrd .  RRb 
veranschlagt, was für die Durchsetzung einer aktiven Beschäftigungspo­
litik unter den Bedingungen der quasi totalen Zerstörung des ziemlich funk­
tionstüchtigen sowjetischen Systems der Berufsbildung und rapider struk­
turel ler Umwälzungen in der Nachfrage nach d iversen Berufen am Ar­
beitsmarkt völ l ig unzureichend ist. 

Es bedarf einer aktiven finanziellen Beteiligung seitens der Regionen und 
der Arbeitgeber an Anpassungsprogrammen für Arbeitslose. Was die 89 re­
gionalen Körperschaften der Russischen Föderation betrifft, so sind nur gut 
ein Dutzend davon budgetäre Überschussterritorien und Nettozahler in Be­
zug auf den föderalen Haushalt. Alle sieben territorialen Einheiten {die Re­
gionen Krasnojarsk, Stawropol und Krasnodar; d ie Teilrepubliken Tschuwa­
schien und Tatarien,  die Gebiete Moskau und Tomsk) , die in ihren Haus­
haltsplänen für 2005 Ausgaben für die Beschäftigungsförderung inkludieren 
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konnten, gehören zu dieser Gruppe.17 Doch in diesen Regionen ist die Be­
schäftigungssituation ohnehin weniger ungünstig als im Landesdurchschnitt 

Die anderen Regionen sind defizitär und auf Transfers aus dem Bundes­
haushalt angewiesen.  Doch gerade dort sind die Arbeitslosenquoten über­
durchschnittl ich, sodass aktive Beschäftigungspolitik d ringend geboten 
wäre. Dafür sind bei diesen Regionen jedoch keine Mittel in den regiona­
len Budgets vorhanden. 

Aufgrund der stabilen und sich tendenziell verbessernden finanziellen 
Situation auf Bundesebene (die föderalen Jahresbudgets sind seit 2001 
deutlich im Überschuss, und das in einem wachsenden Maße) ist wenigs­
tens bis einschl ießl ich 2008 mit einer fortwährenden Aufstockung des 
FDAB-Budgets zu rechnen. Das ist für eine wirksame Bekämpfung der Ar­
beitslosigkeit und eine effiziente aktive Beschäftigungspolitik unzureichend. 
Der rechtliche und ökonomische Mechanismus dafür ist wesentlich zu ver­
vollkommnen , nicht zuletzt durch eine viel stärkere Einbeziehung der Unter­
nehmer, vor allem durch diverse von der öffentlichen Hand zusätzlich etab­
l ierte Anreize für sie, sich an reg ionalen und lokalen Anpassungspro­
grammen für Arbeitslose und Arbeit Suchende finanziell zu beteil igen . 

3. Der Wandel im Gesundheitswesen 

Die krisenhaften ökonomischen und gesellschaftl ichen Prozesse in der 
RF bewirkten in den 1 990er Jahren eine drastische Verschlechterung im 
Bereich des Gesundheitswesens. Hatte die UdSSR über ein dichtes und 
insgesamt zufrieden stellendes, tatsächl ich alle Schichten umfassendes 
Netz der - weitestgehend unentgeltl ichen - medizin ischen Versorgung 
verfügt, das weltweit einen guten Ruf hatte, so sah sich die Weltgesund­
heitsorganisation in ihrer Länderbewertung nach dem Entwicklungsstand 
des Gesundheitswesens für 2000 veranlasst, die RF auf den "ehrenvol­
len" Platz 1 30 der Weltrangl iste zu setzen ,  und das h inter fünf postso­
wjetischen Staaten: 64. Kasachstan,  72 . Weißrussland, 73. Litauen, 77. 
Estland und 1 05. Lettland. 18 Selbst wenn die Kriterien dafür al les andere 
als unumstritten sind und die Beurteilungsbasis (statistische Daten u. a . )  
n icht einwandfrei ,  sodass die RF tatsächl ich n icht so weit zurückliegen 
dürfte, war die Situation in der russischen Medizin für d ie Masse der Bür­
ger zu diesem Zeitpunkt deprimierend oder gar katastrophal .  Nach 2000 
konnte die Talfahrt auf d iesem Gebiet bestenfalls gebremst und nur stel­
lenweise rückgängig gemacht werden. 

Die deutliche Verschlechterung des gesundheitlichen Zustandes der RF­
Bevölkerung ab 1 992 kommt in vielerlei Zahlen und Daten zum Vorschein. 
War 1 992 bei der Erstd iagnose in 61 5,6 von 1 .000 Fällen eine Krankheit 
festgestellt worden, so schwankte danach diese Marke in einer Bandbrei­
te von 648 ,5 ( 1 996) bis 748,6 (2003) . Weitgehend durch die Zerrüttung 
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des sowjetischen Systems einer al ljährlichen prophylaktischen medizini­
schen Untersuchung der Mehrheit der Bevölkerung (Erwerbstätige, Aus­
zubildende u. a. wurden dazu verpflichtet) , die durch Frühdiagnosen schwe­
re Krankheiten (onkologische Neubi ldungen,  Herz-, Kreislauf- und Ge­
fäßkrankheiten usw.) bekämpfen half, sind absolute und relative Zahlen 
solcher Fälle und deren negative Folgen bedeutend gewachsen.  

D ie Zahl der  I nvaliden hat  sich seit 1 988 mehr a ls  verdreifacht und an 
der  Jahreswende 2004/05 1 2 ,268 Mio. erreicht. Auf Schwerbehinderte 
(von der Geburt her oder durch Unfall) , d ie als Invaliden der Gruppe I amt­
l ich als voll arbeitsunfähig anerkannt worden sind, entfal len 1 3% dieser 
Bürger. Zu den Invaliden der Gruppen II und 1 1 1 ,  die als bedingt bzw. teil­
weise erwerbsfähig gelten ,  zählen 52% bzw. 35% al ler Behinderten .  Ist 
die relative Zahl der Gruppe I von sozialökonomischen Bedingungen we­
niger abhängig , so hat sie für d ie Gruppen I I  und 1 1 1  mit dem Zustand und 
der Evolution dieser Gegebenheiten doch zieml ich viel zu tun. 

Besonders hart sind von den Rückschlägen im Gesundheitswesen der 
RF die Kinder betroffen. So ist laut Angaben des Föderalen Min isteriums 
für Gesundheitswesen und soziale Entwicklung die Zahl der an d iversen 
Krankheiten leidenden Neugeborenen pro 1 .000 in den letzten zehn Jah­
ren um 32,%,  die der Kinder im Alter von 1 bis 14 Jahren um 42% und die 
der Jugendlichen im Alter von 1 5  bis 1 7  Jahren um 64% gestiegen. 19 

Durch die Unterfinanzierung des Gesundheitswesens im postsowjeti­
schen Russland wurde dessen Substanz empfindl ich geschmälert. l nfol­
ge von mangelnden Ersatzinvestitionen und fehlender Modernisierung hat 
der Verschleißgrad der Ausstattungen (inkl . medizinische Geräte) in die­
sem Bereich laut Schätzungen einer Arbeitsgruppe des Staatsrates der 
RF 58,5% erreicht.20 

Die Zahl der Ärzte stieg dagegen seit 1 990 um 7% und erreichte 2003 
48 pro 1 0.000 Einwohner, was sich selbst im Vergleich mit der EU- 1 5  (35,8 
im Jahre 2002) - jedenfalls quantitativ - sehen lassen kann.21 Allerdings 
hat sich die Qualität der medizinischen Hilfe n icht zuletzt aufgrund der re­
duzierten Ausgaben für d ie Ausbi ldung der Ärzte wohl al les andere als 
verbessert. ln d ieselbe Richtung wirkt objektiv der Umstand,  dass der 
Großteil der Ärzte trotz Unterbezahlung (38% beziehen ein Gehalt unter 
dem amtlichen Existenzminimum!) aus purem Enthusiasmus oder beruf­
licher Würde ihre Funktionen erfüllen und keine greifbaren Anreize haben, 
besonderen Einsatz zu zeigen. Dazu kommt noch , dass das mittlere me­
dizinische Personal (Krankenschwestern u. dgl . ) ,  dessen Zahl von 1 999 
bis 2003 um 1 3% abnahm, seit langem einen krassen Engpass im russi­
schen Gesundheitswesen darstel lt. 

Die geschi lderten und andere negative Tendenzen haben n icht zuletzt 
in den demographischen Daten ihren N iederschlag gefunden (siehe Ta­
bellen 7 bis 9). 
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Tabelle 7: Die natürl iche Dynamik der Bevölkerung der RF 
(in Tausend) 

Jahre Neugeber ene Verstorbene Natürl. Veränderung 

1 992 1 587,6  1 807,4 -21 9, 8  

1 995 1 363,8 2203 ,8 -840,0 

1 998 1 283, 3 1 988,7 -705,4 

1 999 1 2 1 4,7  2 1 44,3 -929,6 

2000 1 266,8 2225, 3  -958,5 

2001 1 31 1 ,6 2254,9 -943,3 

2002 1 397,0 2332, 3  -935, 3  

2003 1 477,3 2365,8 -888,5 

2004 1 508,0 2298 , 1  -790, 1 

Quellen für Tab. 7-9: Föderaler Dienst f ür staatliche Statistik der Russischen Föderation, 
Russland in Zahlen, Kurzer statistische r Sammelband (russ.) (Moskau 2004) 71f; (2005) 73f. 

Tabelle 8: Al lgemeine Koe ffizienten der Dynamik der Bevölke-
rung der RF 

Jahre Auf 1 000 Einwohner 

Neugebore ne Verstorbene Natürl. Veränderung 

1 992 1 0,7 1 2,2  -1 ,5  

1 995 9 ,3 1 5,0 -5.7 

1 998 8,8 1 3,6  -4, 8  

1 999 8 ,3 1 4,7  -6,4 

2000 8,7 1 5,4 -6,7 

2001 9, 1 1 5,6  -6,5 

2002 9 ,8 1 6, 3  -6, 5  

2003 1 0,2 16 ,4 -6,2 

2004 1 0,5 16 ,0 -5,5 

Tabelle 9: Die Lebenserw artung der Bevölkerung der RF 
(in Jahren) 

Jah re Gesa mt Männer Frauen 

1 992 67,9 62,0 73,8 

1 995 64,6 58,3 7 1 , 7  

1 998 67,0 6 1 , 3  72,9 

1 999 65,9 59,9 72,4 

2000 65,3 59,0 72,2 

2001 65,3 59,0 72,3 

2002 64,8 58,5 72,0 

2003 65, 1 58,8 72,0 
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Im Jahre 1 992 g ing zum ersten Mal in der Zeit nach dem Zweiten Welt­
krieg die Bevölkerungszahl in der RF zurück. Die nachfolgende Schrump­
fung dieser Zahl um 5 , 1  Mio. zwischen 1 992 und 2004 (siehe Tabelle 5) , 
und das trotz einer deutlich positiven Migrationsbilanz, sowie die in den Ta­
bellen 7-9 ausgewiesenen anderen negativen demographischen Tenden­
zen haben freil ich n icht nur mit der Konstellation im Gesundheitswesen, 
sondern auch mit mehreren anderen Faktoren zu tun,  deren Untersuchung 
den Rahmen dieses Artikels sprengen würde. Die russischen Männer ha­
ben also eine um 1 5  bis 1 9  Jahre und die Frauen um 7 bis 1 3  Jahre kür­
zere Lebenserwartung als Vergleichspersonen in den Westländern, woge­
gen diese Werte vor 30 Jahren durchaus vergleichbar waren. Das Ausein­
anderdriften hatte am Ausklang der Breshnew-Ära begonnen und setzte 
sich in der Zeit der Gorbatschow'schen "Perestrojka" verstärkt fort. 

Die derzeitige Situation im Gesundheitswesen der RF ist im Wesent­
lichen darauf zurückzuführen, dass das reale Volumen der staatl ichen Fi­
nanzierung dieses Bereichs (siehe Tabelle 1 0) in den 1 990er Jahren um 
gut ein Drittel geschrumpft war: Zwar ist es seit 2000 wieder im Ansteigen 
begriffen, doch das Niveau von 1 991  ist bisher n icht wieder erreicht wor­
den. Dieser finanzielle Einbruch konnte von der Bevölkerung aus anderen 
Quellen, etwa aus privater zusätzlicher Krankenversicherung, d ie erst in 
den Anfängen steckt, sowie aus legalen und "schwarzen" Honoraren für 
medizin ische Leistungen , nicht ausgeglichen werden, worauf nun näher 
einzugehen ist. 

Tabelle 1 0 : Das reale Volumen der staatl ichen Finanzierung 
des Gesundheitswesens in der RF 1 991 bis 2004 ( 1991=1 00)* 

1 991  1 00 1 998 68 

1 992 81  1 999 67 

1 993 1 09 2000 72 

1 994 99 2001 74 

1 995 74 2002 84 

1 996 72 2003 8 1  

1 997 84 2004 84 

* Berechnung des Forschungsinstituts für die Wirtschaft der Übergangsperiode auf der 
Grundlage der amtlichen Angaben von Rosstat 
Quelle: Forschungsinstitut für die Wirtschaft der Übergangsperiode, Die Russische Wirt­
schaft im Jahre 2004, Tendenzen und Perspektiven (Ausgabe 26) (russ.)  (Moskau 2005) 
375. 

Die medizinische Versorgung der Bevölkerung wird durch zweierlei quan­
titativ und qualitativ geschmälert. Einerseits gewährt die geltende russi­
sche Verfassung, die im Dezember 1 993 durch Volksreferendum ange­
nommen wurde, jedem Bürger auf dem Papier das Recht auf unentgelt-
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liehe medizinische Hi lfe in staatl ichen Einrichtungen (Krankenhäusern, Po­
l ik l in iken usw.) .  De facto wird d ieses Recht mit Füßen getreten .  Unent­
geltlich bekommt man medizin ische Hi lfe in der Regel nur in ziemlich ein­
fachen Fäl len. Für solche Leistungen g ibt es auf dem Papier staatliche 
Mindestgarantien , d ie jeweils nach Art und Umfang in der Regierungs­
verordnung Nr: 690 vom 26. 1 1 .  2004 aufgel istet sind. Diese Leistungen 
sind zu 63% aus dem Fonds für pflichtmäßige medizinische Versicherung, 
der aus dem ESSt-Aufkommen gespeist wird , zu finanzieren. Mit der Ver­
ringerung des Basis-Satzes der ESSt von 35,6% auf 26% ab 1 .  1 .  2005 
werden d iesem Fonds nun statt 3,6% ledigl ich 2,8% zugeführt. Folgl ich 
werden in diesem Fonds derzeit nur 46% der staatl ichen Finanzierung der 
kostenlosen medizinischen Hilfe an die Bürger akkumuliert, sodass auch 
die Mindestgarantien de facto nicht gesichert sind. 

Da die Arbeitnehmer keine Krankenversicherungsbeiträge zu zahlen ha­
ben,  was bei ihrer Unterbezahlung derzeit wohl auch unzumutbar ist, muss 
der Staat d iese Diskrepanz immer mehr durch d i rekte Zuschüsse zu re­
duzieren trachten. Dieses immerwährende "Stopfen von Löchern", das 
n icht nach wissenschaftl ich begründeten Kriterien erfolgt, schafft immer 
wieder Disproportionen und Ungereimtheiten im Gesundheitswesen . Das 
trifft auch auf die Budgetausgaben für materielle Ausrüstung und für die 
Besoldung des Personals in  staatl ichen medizin ischen Einrichtungen zu . 
Dazu kommt noch das folgende Problem: Diese Einrichtungen (bis auf ei­
nige wenige föderale Anstalten) unterstehen seit 1 992 admin istrativ den 
Regionen oder Gemeinden , die jedoch in der Regel keine Mittel haben 
(wie vorhergehend erwähnt, sind die meisten Regionen und Gemeinden 
defizitär) , die ungenügende Finanzierung der Medizin aus dem föderalen 
Budget zu kompensieren. Obendrein haben die finanzschwachen Regio­
nen es besonders schwer, die ihnen laut Gesetz obliegenden Abführun­
gen an den Fonds für pfl ichtmäßige medizinische Versicherung zugunsten 
der dort jeweils ansässigen nicht erwerbstätigen Personen (vor allem für 
Kinder) zu leisten, denn die Arbeitgeber zahlen nur für ihre Arbeitnehmer: 

Andererseits werden d ie kostenlosen medizin ischen H i lfen durch un­
verhältnismäßig teure medizin ische Dienstleistungen verdrängt. Es ist ei­
ne Unmenge von privaten Klin iken und Praxen freischaffender Ärzte ent­
standen, d ie ihre Leistungen fast oder gänzl ich zu "westl ichen" Preisen 
anbieten, d ie selbst für die Mittelklasse kaum und für die überwiegende 
Mehrzahl der Bevölkerung gar nicht erschwinglich sind . Diese Tarife sind 
in keiner Weise staatlich regul iert. 

Auch staatl iche medizinische Einrichtungen bieten einen tendenziell grö­
ßer werdenden Tei l  ihrer Dienstleistungen auf kommerzieller Grundlage 
an. Das Entgelt dafür wird nur teilweise amtlich geregelt. Daneben sind 
"schwarze" Honorare für die staatl ichen Mediziner Usus geworden. Ver­
deutlichen lässt sich d ies an einem Beispiel , das in einer Regierungssit-
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zung am 29. September 2005 kundgetan wurde: Mindestens in 40% aller 
Fälle werden die - auf Papier kostenlosen - Geburtshi lfen de facto be­
zahlt, und zwar mit 500 bis 2 .000 USO. 

Ein besonderer Engpass im russischen Gesundheitswesen ist die Ver­
sorgung der Bedürftigen mit Arzneimitteln .  Nach dem Zusammenbruch 
der russischen pharmazeutischen Industrie im Zuge der Transitionskrise 
wurden bereits 1 992/93 bi l l ige einheimische Präparate zu einer Rander­
scheinung am Markt. Ein totales Übergewicht bekamen teure Importme­
dikamente und einheimische oder ausländische (v. a. indische und chine­
sische) Fälschungen von westlichen Produkten. 

Die Preise der Arzneimittel ,  die der bedürftige Normalbürger voll (und 
n icht wie in Österreich nur im Ausmaß der Rezeptgebühr) zu bezahlen 
hat, richten sich nach westl ichen Standards, was viele dazu zwingt, auf 
Kosten der eigenen Gesundheit zu sparen. Allerd ings hat laut föderalem 
Gesetz Nr. 1 22-FS vom 22. August 2004, das am 1 .  Jänner 2005 in Kraft 
trat, ein Tei l  der Bevölkerung (Kriegsinvaliden und -veteranen, I nval iden 
der Gruppen 1-1 1 1  u.  a., insgesamt 1 4,5 Mio. Menschen) das Recht auf kos­
tenlosen oder ermäßigten (50%) Erwerb von Medikamenten. 

Diese und andere aus der Sowjetzeit übernommene bzw. nach dem Ge­
setz Nr. 1 22-FS modifizierte Vergünstigungen für sozialschwache Schich­
ten23 sind unter dem Gesichtspunkt der Grundsätze der sozialen Gerech­
tigkeit und gesellschaftl ichen Solidarität zwar zu akzeptieren und als Inte­
rimsmittel für die Übergangszeit zu dulden, auch wenn sie mit dem We­
sen der Marktwirtschaft n icht konform gehen. Doch ist gerade das für den 
sozialökonomischen Fortschritt Russlands ausschlaggebende Gros der 
Erwerbsbevölkerung, das moderate oder niedrige Einkommen bezieht, mit 
hochwertigen Arzneimitteln unterversorgt, was schwere negative Auswir­
kungen auf die Volksgesundheit und die Effizienz der gesellschaftl ichen 
Produktion hat. 

Al les in a l lem konnte die in den ersten Transitionsjahren des vorigen 
Jahrzehnts ausgelöste Systemkrise im russischen Gesundheitswesen trotz 
g raduel ler und partiel ler Korrekturen und einer etwas verbesserten Fi­
nanzierung bisher n icht überwunden werden. 

4. Die Umgestaltung des Pensionssystems 

Wie das ganze soziale Netz war auch das Pensionssystem in der UdSSR 
ziemlich engmaschig geflochten. Das Recht auf volle Arbeitspension er­
hielten Männer im Alter von 60 Jahren und Frauen mit 55 Jahren , wobei 
das Pensionsantrittsalter bei überdurchschnittl ich schweren Tätigkeiten 
(z. B. Bergarbeit unter Tag oder unter extremen kl imatischen Bedingun­
gen) in der Regel um fünf Jahre früher angesetzt war. (Außerdem gab es 
noch zahlreiche Arten von Sozialrenten für n icht Erwerbsfähige, Hinter-
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bliebene usw. , auf die in diesem Artikel nicht näher eingegangen werden 
kann.)  Für die volle Arbeitspension brauchte man ein Dienstalter von 25 
bzw. 20 Jahren. ln der Regel betrug die Arbeitspension 50% der durch­
schnittl ichen Monatsverdienste aus den letzten zwei Erwerbsjahren oder 
den fünf besten Jahren in der Erwerbszeit, durfte die gesetzlich festge­
setzte Mindestrente jedoch nicht unterschreiten.  Wenn Ressourcen vor­
handen waren , wurden Pensionen aus sozialpolitischen Überlegungen ge­
legentlich al lgemein nach oben korrig iert. 

Einen guten oder gar hohen Lebensstandard hatten in erster Linie Trä­
ger von persönlichen Renten, die auch mit beträchtlichen Sondervergüns­
tigungen in Form von Naturalien verbunden waren.  Das galt für Personen 
mit "besonderen Verdiensten für Staat und Gesellschaft" : Neben ehema­
l igen hohen Nomenklatura-Mitgl iedern gehörten dazu Träger bestimmter 
Ehrentitel ("Held der Sowjetunion", "Held der sozialistischen Arbeit" usw.) 
sowie überdurchschnittl ich verd ienstvolle Arbeiter, Angestellte, Wissen­
schaftler, Kulturschaffende usw. Für das Gros der Pensionisten waren die 
Renten eher moderat oder dürftig. Allerd ings konnten d iese Pensionen, 
weil gekoppelt mit stabi len gemäßigten Preisen für Grundnahrungsmittel 
und andere Güter und Dienstleistungen des tägl ichen Grundbedarfs so­
wie mit kaum ins Gewicht fal lenden Mieten und Mietnebenkosten, einen 
erträglichen und gesicherten Lebensabend bieten ,  was auf die postso­
wjetische Übergangszeit nicht mehr zutrifft. 

Nach dem Zusammenbruch der UdSSR wollte die Legislative im ersten 
postsowjetischen Pensionsgesetz Nr. 340-FS aus dem Jahre 1 992 die vor­
hergehend dargestellten Grundpfeiler des sowjetischen Systems zunächst 
im Wesentlichen aufrechterhalten. Die oben angeführten Kriterien bezüg­
lich des Pensionsantritts- und Dienstalters für Männer und Frauen sowie 
der Berechnungsbasis für Renten wurden in d iesem Gesetz beibehalten. 
Der Basissatz wurde mit 55% der durchschnittl ichen Monatsverd ienste 
aus den letzten zwei Erwerbsjahren oder der fünf besten Jahren in der Er­
werbszeit gesetzlich festgesetzt. Für jedes zusätzl ich zum Basis-Dienst­
alter abgeleistete volle Arbeitsjahr konnte diese Marke um 1 Prozentpunkt 
bis maximal 75% aufgestockt werden. Allerdings durfte die Rente für zu­
künfte Pensionisten nach deren ersten Ermittlung gemäß d iesen Regeln 
drei gesetzl ich festgesetzte Mindestrenten n icht übertreffen. 

Diese Mindestrente betrug von Anfang an nur einen kleinen Bruchtei l  
des Existenzmin imums. Durch die simultan mit der weitgehenden Preis­
freigabe am 2. Jänner 1 992 einsetzende Hyperinflation wurden alle Ren­
ten total entwertet (siehe die nachfolgende Tabelle 1 1  ). Folgl ich musste 
bereits im ersten postsowjetischen Jahr ein Inflationsausgleich eingeführt 
werden, der laufend den Teuerungsraten angepasst wurde. Bald wurde 
der Letztere zum Hauptbestandtei l  der Bezüge der Pensionisten. Damit 
war es mit dem Prinzip der leistungsbezogenen Arbeitsrente aus. Die Pen-
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sienisten erhielten nunmehr de facto eine Art Sozialhi lfe. 
Um dieser Situation Herr zu werden, setzte der Gesetzgeber mit dem 

Pensionsgesetz Nr. 1 1 3-FS aus dem Jahre 1 997 die Höchstgrenze von 
neu ermittelten Renten n icht mehr bei drei Mindestrenten ,  sondern beim 
effektiven Durchschnittslohn fest. Der I nflationsausgleich wurde beibe­
halten und weiterh in gelegentlich nach oben korrigiert. Dadurch konnte 
das Leistungsprinzip jedoch nicht organisch im Pensionssystem integriert 
werden. Die Renten blieben ungenügend leistungsdifferenziert und oben­
drein noch im Durchschn itt g ravierend unter dem offiziel len Existenz­
minimum. Vor Beginn der Pensionsreform 2001 /02 war klar, dass dieses 
System angesichts der ab  ca . 2006/07 rapide steigenden Zahl der 
Pensionisten pro Beschäftigen nach den Regeln der Gesetze von 1 992 
und 1 997 spätestens 201 5  nicht mehr finanzierbar sein würde. 

Im Jahre 2002 trat ein Bündel von Gesetzen in Kraft, die den rechtl ichen 
Rahmen für die Pensionsreform absteckten.  Seitdem bestehen die Ar­
beitsrenten aus drei Tei len, die grundsätzl ich aus dem ESSt-Aufkommen 
nach einem Schlüssel zu finanzieren sind. Es ist dabei eingangs zu be­
merken, dass nach der Reduzierung des ESSt-Basissatzes von 35,6% auf 
26% die Basis-Abführung an den Pensionsfonds der Russischen Födera­
tion (PFRF) von 28% auf 20% der Basis-Bemessungsgrundlage zu­
rückgeschraubt wurde. Diese Mittel werden vom PFRF verwaltet und wie 
folgt verteilt: 

» ( I )  Die Basisrente (Basisteil) hat für al le Pensionisten ein Grundein­
kommen zu sichern, das sich grundsätzlich nach dem offiziellen Exis­
tenzminimum richtet und von der Berechnungsgrundlage (früheres 
Arbeitseinkommen, Dienstalter usw. ) unabhängig,  d .  h .  n icht leis­
tungsbezogen ist. Zunächst war sie 2002 mit 450 RRb festgesetzt 
worden, was dem damaligen Inflationsausgleich praktisch gleichkam; 
ab 1 .  März 2005 wurde sie auf 900 RRb erhöht, was 31 ,25% 
(900:2880 RRb) des derzeitigen offiziel len Existenzminimums ent­
spricht. Trotz mehrmaliger Anpassung der Basisrente in einem Aus­
maß, das die I nflationsrate des Anpassungszeitraums jeweils etwas 
übertraf, ist bis zu d ieser Marke also noch ein weiter Weg zurückzu­
legen, der mindestens bis Ende 2008 dauern dürfte. 

» ( I I )  Der versicherte Tei l  wird nach ähnl ichen Kriterien (früheres Ar­
beitseinkommen, Dienstalter usw.) wie im vorhergehend erwähnten 
Gesetz 1 1 3-FS, d. h. leistungsbezogen, ermittelt. 

» ( 1 1 1) Der akkumulierte Teil wird auf einem Sonderkonto des künftigen 
Pensionisten während seiner berufl ichen Laufbahn angehäuft und 
kommt ihm als Pensionsempfänger bis zu seinem Tode zu. 

Bei der Anwendung des derzeitigen ESST-Basissatzes von 20% werden 
6% für d ie Finanzierung von (I) und die restl ichen 1 4% für d ie von ( I I )  und 
( 1 1 1 )  verwendet, wobei zunächst (I I) nach geltenden Rechtsvorschriften zu 
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berechnen und ( 1 1 1) folglich als Residualgröße ( übl icherweise 2 bis 3%) zu 
ermitteln ist. 

Laut dem Gesetz Nr: 1 1 1 -FS vom 24. Juli 2002, das den rechtlichen Rah­
men für ( 1 1 1 ) absteckte, werden d ie Mittel dafür einem Sonderkonto des 
PFRF zugeführt und von dieser Einrichtung kontrolliert. Alle Pensionisten 
erhalten jedes Jahr vom PFRF einen offiziellen Brief mit Informationen über 
ihren aktuellen Kontostand und der Bitte, den Fonds schriftl ich zu benach­
richtigen , ob eine vom PFRF ernannte Einrichtung oder ein durch Lizenz 
dafür amtlich zugelassener nichtstaatl icher Pensionsfonds (NPF)24 diese 
Mittel durch Anlage am sekundären Finanzmarkt treuhänderisch verwalten 
sol l .  Dabei hat der Betreffende jedes Jahr die Mögl ichkeit, die für ( 1 1 1) an­
gehäuften Mittel einem anderen Treuhänder anzuvertrauen. Falls er dem 
PFRF keine Antwort gibt, wird damit die Veranlagung dem Staat zuerkannt. 
Seine spätere Rente im Teil ( 1 1 1  ) richtet sich also nicht nur nach der Sum­
me der im Laufe des Berufslebens angehäuften Beiträge, sondern auch 
nach der Verwertung dieser Mittel am sekundären Wertpapiermarkt 

Die schlechten Erfahrungen von Mi l l ionen russischer Bürger mit zahl­
reichen Bankrotten von privaten Geschäftsbanken und sonstigen Kredit­
instituten infolge der Finanzkrise 1 99825 haben dazu geführt, dass die Be­
völkerung den NPF kein sonderlich großes Vertrauen schenkt. So haben 
2003 nur 1 ,8% aller Pensionisten (704.000 von insgesamt 38, 1 6  Mio.) die 
von ihnen für ( 1 1 1 )  angehäuften Mittel den NPF anvertraut. Den NPF sind 
dadurch ledigl ich 1 ,6 Mrd .  RRb von gut 47 Mrd .  RRb zugeflossen . Der 
Rest wird von der staatl ichen Vneshekonombank (Bank für Außenwirt­
schaft) treuhänderisch verwaltet, die der PFRF damit beauftragte.26 Die 
Vneshekonombank legt diese Mittel in Euro-Obligationen der Russischen 
Föderation an, die sich an sekundären Wertpapiermärkten im Westen recht 
gut und stabil handeln lassen ,  was den künftigen Pensionisten wohl kei­
ne schlechten Aussichten bietet. 

Die NPF sind an dem ergiebigen Geschäft mit der finanziellen Masse 
(1 1 1) sehr interessiert, zumal sie sich nach Schätzungen des PFRF im Jah­
re 2005 auf 84 Mrd .  RRb und 2008 auf ca. 230 Mrd .  RRb belaufen dürf­
te. Aber die NPF müssen bei den Pensionisten erst den Ruf eines zuver­
lässigen Partners erlangen, was wohl nicht von heute auf morgen zu be­
werkstelligen ist. 

Seit dem Beginn der Pensionsreform 2002 ist die reale Dynamik von Pen­
sionen in der RF ziemlich positiv, was aus Tabelle 1 1  deutlich hervorgeht. 

Die fortwährende reale Erhöhung der Pensionen seit 2000 ist al les an­
dere als das al leinige Verdienst der Pensionsreform. Dafür waren auch 
mehrere andere Faktoren förderlich , und zwar nicht nur endogener, son­
dern auch exogener Art, insbesondere die für Russland extrem günstige 
Konjunktur am Weltmarkt für Energieträger, wodurch der russischen Staats­
kasse viele Mil l iarden Petrodollar zuteil wurden. 
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Tabelle 1 1 :  Eckdaten der Entwicklung im Pensionswesen der 
RF (Vorjahr jeweils = 1 00) 

1 992 1 995 1 998 1 999 2000 2001 2002 2003 2004 

Monatl. Pensio- 5 1 , 9  80,5 95,2 60,6 1 28,0 1 2 1 ,4 1 1 6,3 1 04,5 1 05,5 
nen (real) 

Jahresdurch- 97,6  97,0 98,6 1 00,2 1 00,6 1 00,6 1 0 1 ,0  1 00,5 1 00,4 
schn itt!. Zahl der 
Erwerbstätigen 

Zahl der Pensi- 1 03,6 1 01 ,3 1 00,6 99,9 1 00, 1 1 00,6 99,5 99,3 1 00, 1 
onisten (jeweils 
Jahresende) 

Quelle: Föderaler Dienst für staatliche Statistik der Russischen Föderation, Russland in 
Zahlen, Kurzer statistischer Sammelband (russ.)  (Moskau 2004) 32; (2005) 34. 

Aus der Tabelle 1 1  ist noch ein für eine gute Pensionsdynamik günsti­
ger Faktor ersichtl ich . Die Zahl der Pensionisten war 2000 bis 2004 ziem­
lich stabil (38,4 Mio. bzw. 38,2 Mio.) ,  denn gerade in diesem Zeitraum wur­
den die nicht sehr zahlreichen Kriegskinder pensioniert. Dagegen war bei 
der Zahl der Erwerbstätigen eine Aufwärtsbewegung zu verzeichnen. Aus 
verständlichen Gründen haben beide Entwicklungen die Finanzierung des 
Pensionssystems erleichtert, was ab 2006/07 voraussichtlich nicht mehr 
der Fall sein wird. Eher wird die Zunahme der Zahl der Pensionisten (schät­
zungsweise um etwa 30% bis 201 5) die Dynamik der Erwerbstätigkeit deut­
lich übertreffen.  

ln diesem Sektor des Sozialwesens sind schwerwiegende Probleme zu­
tage getreten .  Hervorzuheben ist in diesem Zusammenhang vor al lem, 
dass im PFRF-Budget durch die Senkung der ESSt ab 2005 bereits ein 
klaffendes Defizit entstanden ist, wogegen es bis dahin jahrelang Über­
schüsse gezeigt hatte. Den Berechnungen von PFRF-Experten zufolge 
dürfte das Defizit für 2005 bis zum Jahresende 1 80 bis 230 Mrd .  RRb er­
reichen , was ca. ein Sechstel der im Budget-Soll für d ieses Jahr geplan­
ten Ausgaben des PFRF ausmachen würde. Es ist vorgesehen ,  das De­
fizit aus früher gebildeten PFRF-Rücklagen, durch Sonderzuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt sowie aus den M itteln  des Stabi l itätsfonds, d ie in  
diesem seit 2001 durch Budgetüberschüsse sukzessive angehäuft wur­
den, zu decken. Sollte die heutige Pensionsordnung unverändert fortbe­
stehen, so prognostizieren die Experten bis 2008 einen Fehlbetrag von 
700 bis 800 Mrd .  RRb.27 

Um dieses Problems Herr zu werden, werden von Experten u nd Politi­
kern mehrere Lösungen in Erwägung gezogen . Eine Erhöhung des Pen­
sionsalters ist im Gespräch. Auch von der Weltbank wird das empfohlen , 
al lerdings beginnend in fünf Jahren und dann in kleinen Schritten .  So ei­
ne Reform könnte das Defizit bestenfalls langfristig beheben helfen. ln Zu-
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sammenschau mit der hohen Arbeitslosigkeit und beträchtl ichen Be­
schäftigungsproblemen struktureller Art (aus diesen Gründen wurde 2002 
eine vorzeitige Pensionierung von Arbeitslosen gesetzl ich ermöglicht) ist 
eine derartige Reform mindestens als fragwürdig anzusehen. Angesichts 
der Tatsache, dass die Lebenserwartung der Männer 1 999 unter ihr Pen­
sionsantrittsalter fiel und seitdem dort verharrt, klingt so ein Vorschlag ge­
radezu zynisch.  All das hat V Putin dazu bewogen, Anfang September 
2005 der Öffentlichkeit im Fernsehen zu erklären, dass das Pensionsal­
ter unverändert bleiben wird ,  solange er Präsident der RF ist. 

Eher muss darüber nachgedacht werden , wie d ie Renten weiter - gleich­
zeitig sozial ausgewogen und leistungsbezogen - zu erhöhen sind , um die 
massenweise auftretende bittere Armut unter den Pensionisten zu be­
kämpfen.  Trotz zah lreicher Anpassungen betragen die Arbeitsrenten in 
der RF im Schnitt derzeit immer noch nur knapp 30% des al les andere als 
reichlichen Durchschnittslohns, wogegen die ILO als minimal zulässig ei­
ne Marke von 40% und als sozial akzeptabel 60 bis 70% einstuft. Aus die­
sem Grunde müssen ca. 6 Mio. Pensionisten einer legalen Beschäftigung 
nachgehen, ganz zu schweigen von den weit verbreiteten "schwarzen" 
Nebenverdiensten. 

Das neue Pensionssystem hat auch manche Probleme geschaffen, die 
davor unbekannt waren. So werden durch d ie Einführung von ( 1 1 1) bei den 
heute geltenden Vorschriften jüngere Erwerbstätige bezüglich ihrer künf­
tigen Rente besser als ältere Kollegen behandelt, was dem Grundsatz der 
sozialen Gerechtigkeit jedenfalls zuwiderläuft. Eine Anpassung muss h ier 
erst gefunden werden, wobei das eher ein technisch-organisatorisches 
(und damit leichter zu lösendes) denn ein sozialpolitisches Problem ist. 

5. Abschließende Bemerkungen und ein Ausblick 

Dem während der makroökonomischen und gesel lschaftl ichen Trans­
formationskrise von 1 992-99 von vielen Faktoren verursachten Desaster 
im russischen Sozia lwesen konnte in den nachfolgenden Jahren ent­
gegengewirkt werden. Der Grad der sozialen Sicherheit der Masse der 
Bevölkerung hat sich nach dem totalen Einbruch teilweise etwas erhöht. 
I nsgesamt hat sich d ie Situation in d iesem Bereich seit 2001 stabi l isiert 
und in gewisser Hinsicht verbessert, doch ist sie recht widersprüchlich und 
unterschiedlich. 

Die Reformen im Sozialwesen sind bisher nicht so weit wie in der Bin­
nen- und erst recht in der Außenwirtschaft fortgeschritten, obwohl die mak­
roökonomische Situation in der RF seit der Jahrtausendwende für diese 
Umgestaltungen recht günstig ist. ln einer Rede vor leitenden Funktionä­
ren aus der Regierung, dem Parlament und dem Staatsrat hat V Putin An­
fang September 2005 vier gesamtnationale sozialökonomische Program-
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me angekündigt,28 so auch im medizinischen Bereich (hier ist u .  a. vorge­
sehen, d ie materiel l-technische I nfrastruktur des Gesundheitswesens 
durchgehend zu modernisieren und die Gehälter von Ärzten und mittle­
rem Personal in staatl ichen medizinischen Einrichtungen ab 2006 dras­
tisch zu erhöhen) . Bereits im Budget-Soll 2006 sind für al le vier groß di­
mensionierten Programme beträchtliche Finanzmittel vorgesehen .  Das ist 
frei l ich begrüßenswürdig, doch nicht ausreichend. Es kommt darauf an,  
die derzeit am Scheidewege stehenden Sozialreformen konsequent fort­
zusetzen. 

Die heutige Sozialordnung in Russland ist eine Mischung aus planwirt­
schaftl iehen und leistungsbezogenen, auf Sozialversicherung fußenden 
Spielregeln .  Allerdings weisen die marktwirtschaftl iehen Ansätze in d ie­
sem Bereich bereits ein deutliches Übergewicht auf und tun d ies immer 
mehr. 

Im Abs. 4. 1 .  des oben erwähnten Generalabkommens zwischen den ge­
samtrussischen Vereinigungen der Gewerkschaften ,  den gesamtrussi­
schen Arbeitgeberverbänden und der Regierung der Russischen Födera­
tion für die Jahre 2005-2007 wird im Rahmen einer gemeinsam auszuar­
beitenden Reformkonzeption für die Umgestaltung der gesetzlichen Sozi­
alversicherung u. a. in Aussicht gestellt, d ie Arbeitnehmer in die Formie­
rung der Mittel dafür etappenweise einzubeziehen. Um dieses Vorhaben 
zu verwirkl ichen,  müssen die Arbeitnehmer vorerst dazu befähigt werden . 
Aus den heutigen Löhnen und Gehältern sind sie auch beim besten Willen 
n icht imstande, noch Sozialversicherungsbeiträge zu entrichten. 

Anmerkungen 

1 Siehe Pankov, V.,  Russlands Übergang zur Marktwirtschaft: Eine Zwischenbilanz des 
ersten Jahrfünfts, in: Wirtschaft und Gesellschaft 1 { 1 997) 93ft; ders. ,  Die russische 
Wirtschaft zu Beginn des 2 1 . Jahrhunderts, in: ebenda 2 (2001 )  1 87ff. 

2 Der Autor dieses Artikels tendiert in Bezug auf die Länder der EU-1 5 ,  auch auf Öster­
reich, dazu, diese Situation eher als eine Anpassungskrise des Sozialstaates zu be­
zeichnen, der in diesen Gesellschaften aktiv entgegengewirkt wird, wenn auch bei wei­
tem nicht alle Bürger mit dieser Entgegenwirkung zufrieden sind. 

3 Im Jahre 1 998 betrug das BIP der RF nur etwas mehr als 50% der Marke von 1 990, 
die Industrieproduktion gar nur 46%. Soweit nicht eigens vermerkt, stammen alle Da­
ten in diesem Artikel aus der amtlichen Statistik der RF, die vom Föderalen Dienst für 
staatliche Statistik (offizielle Abkürzung: Rosstat) erstellt und veröffentlicht wird. Dazu 
gehören auch Veröffentlichungen von einigen anderen Behörden sowie der Zentral­
bank Russlands (ZBR). 

4 Russland war wie alle "postsozialistischen" Länder mit einer makroökonomischen und 
gesamtgesel lschaftl ichen Transformationskrise konfrontiert, die in eine neue wirt­
schaftliche, soziale und politische Ordnung einmündete. Dagegen war die von 1 929-
33 im Westen eine zyklische Überproduktionskrise, deren besondere Tiefe und Dauer 
durch mehrere strukturelle (auch außerökonomische) Anpassungsprobleme verursacht 
worden war. Im Zuge und infolge der Krise wurde die bestehende Gesellschaftsord­
nung in den Westländern in vieler Hinsicht modifiziert, doch nicht abgeschafft. 
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5 Di e Experten der Weltbank gehen davon aus, dass 1 /5 der russischen Bevölkerung in 
mut lebt. Dabei werden von ihnen solche Personen als Arme eingestuft, die höchs­

ns 3,5 USD pro Tag ausgeben. Vgl .  Rossijskaja gazeta (russ.) ( 1 . Oktober 2004). 
ehe ausführlicher: Stiftung "Öffentliche Meinung", Soziologische Beobachtungen 
002-2004). Ein Sammelband (russ.) (Moskau 2005). 

Ar 
te 

6 Si 
(2 

7 V gl .  Jakowlewa, E. ,  Die beschämenden Mil l iarden, in :  Rossijskaja gazeta ( 1 2. April 
005). 2 

8 Si ehe Anmerkung 1 .  
9 p anina, E . ,  So meine ich, in :  Rossijskaja gazeta ( 1 9. Mai 2005). 

gl. The World Bank, World Development Report 2005, S. 257. 10 V 
1 1  A m 1 7. Oktober 2005, zum Zeitpunkt der Abgabe dieses Artikels an die Redaktion, be­

ug der offizielle Wechselkurs der ZBR, der sich nach dem laufenden Wechselkurs tr 
vo n USD und Euro auf der Moskauer I nterbank-Devisenbörse richtet, 28, 59 RRb : 1  

S D  bzw. 34,36 RRb: 1 Euro. l n  den letzten Jahren veränderten sich diese Kurse wie 
gt (siehe Tab. 12 ) .  

u 
fol 

Tabe lle 12 :  Dynamik der offiziel len Wechselkurse von Rubel zu USO und 
ijeweils zum Jahresende) Euro 

USD Euro 

Jahr esende RRb: USD Vorjahr=1  00 RRb: Euro Vorjahr=1 00 

2000 28, 1 6  1 04,3 26, 1 4  96,0 

2001 30, 1 4  1 07,0 26,49 101 , 3  

2002 31 ,78 1 05,5 33, 1 1  1 25,0 

2003 29,45 92,7 36,82 1 1 1 ,2 

2004 27,75 94,2 37,81  1 02,7 

Quell e: Föderaler Dienst für staatliche Statistik der Russischen Föderation, Russland in 
n ,  Kurzer statistischer Sammelband (russ. )  (Moskau 2005) 467. Zahle 

12 

13 

14 
1 5  

1 6  

1 7  

1 8  
1 9  
20 

Si ehe ausführlicher: Guskov, S. ,  Die einheitliche Sozialsteuer, i n :  Finansy (russ. ) 7 
001 ) 39ft; Razgul in ,  S. ,  Die Zahlungsordnung der einheitlichen Sozialsteuer durch 
nrichtungen, in :  Ebenda 1 1  (2002) 28ft. 

(2 
Ei 
V 
de 

gl .  Über das System und die Struktur föderaler Exekutivorgane. Erlass des Präsi­
nten der Russischen Föderation Nr. 3 14  v. 9. März 2004, in: Rossijskaja gazeta ( 1 1 .  

cirz 2004). M "  
V gl .  Bundesgesetzblatt, Teil I ( 1 967) Nr. 32. 
V 
w 

gl .  Das Generalabkommen zwischen den gesamtrussischen Vereinigungen der Ge­
erkschaften ,  gesamtrussischen Arbeitgeberverbänden und der Regierung der Rus­
schen Föderation für die Jahre 2005-2007, in: Rossijskaja gazeta (29. Jänner 2005). 
erechnet vom Autor nach: Föderaler Dienst für staatliche Statistik der Russischen Fö­

si 
B 
de ration, Russland in Zahlen, Kurzer statistischer Sammelband (russ.) .  Moskau 2005, 

90. S. 
V gl .  Schmeljowa, E . ,  Kein Geld macht keine Arbeit, in :  Rossijskaja gazeta ( 1 5. Feber 
20 05) . 
V 
V 
V 

gl .  Rossijskaja gazeta ( 1 7. Jänner 2004). 
gl. Rossijskaja gazeta (29. September 2005). 
gl. Rossijskaja gazeta ( 12 .  Oktober 2005). 

21 A mtliche Angaben von Rosstat bzw. WHO Regional Office for Europe Health for All Da­
base. ta 
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22 Vgl. Rossijskaja gazeta (30. September 2005). 
23 ln der plandirigistischen Ordnung der UdSSR kam mehr als die Hälfte der Bevölkerung 

in den Genuss diverser Vergünstigungen in naturaler oder monetärer Form, die in kei­
nem direkten Zusammenhang mit ihren Arbeits- bzw. Produktionsleistungen standen 
und die das Gros sozial beschwichtigen sollten. Dieses System konnte in der postso­
wjetischen RF nicht schlagartig ad acta gelegt werden . Folgl ich gab es vor dem ln­
krafttreten des Gesetzes 1 22-FS vom 22. 08 . 2005 236 Kategorien von Vergünsti­
gungsberechtigten. Durch dieses Gesetz sollten die Vergünstigungen geordnet und so 
weit wie möglich aus der naturalen in die monetäre Form überführt werden. Nunmehr 
gibt es 40 Kategorien der Berechtigten auf föderaler Ebene und dazu noch einige dut­
zend davon jeweils in Regionen. Neben Medikamenten sind diese Bürger, kostenlos 
oder ermäßigt, für Kurkarten für Sanatorien, Fahrscheine und einige andere Vergüns­
tigungen bezugsberechtigt, die im gesetzlich festgelegten "Sozialpaket" verankert sind. 
Die Berechtigten haben laut Gesetz auch das Recht, Leistungen aus d iesem Paket 
gänzlich oder teilweise durch Geldtransfers (maximal 450 RRb monatlich) ersetzt zu 
bekommen. Über ihre Wahl für das kommende Jahr haben sie ihre zuständige Sozi­
albehörde vor dem 1 .  Oktober des laufenden Jahres schriftlich zu informieren. Nach 
amtlichen Informationen haben für 2006 etwa 1 /2 der Berechtigten die dürftigen 450 
RRb oder einen Teil davon bevorzugt, was m. E. von einer beschränkten Tauglichkeit 
und Attraktivität des Sozialpakets zeugt. 

24 Die ersten NPF wurden 1 993 für die Anhäufung von freiwilligen privaten Beiträgen im 
Rahmen der nichtstaatlichen zusätzlichen Pensionsversicherung und deren Verwer­
tung am sekundären Finanz- bzw. Kapitalmarkt nach den für die Westländer üblichen 
Regeln errichtet. 

25 Vgl. Pankov. , Die Umgestaltung des monetären Systems im Zuge der marktwirt­
schaftl iehen Transformation Russlands, in :  Wirtschaft und Gesellschaft 4 (2003) 543ff. 

26 Vgl. Forschungsinstitut für die Wirtschaft der Übergangsperiode, Die Russische Wirt­
schaft im Jahre 2004, Tendenzen und Perspektiven (Ausgabe 26) (russ.) (Moskau 2005) 
555f. 

27 Siehe ausführlicher: Newinnaja, 1. ,  Das "Pensionsloch", in :  Rossijskaja gazeta (8. Juli 
2005). 

28 Der Text dieser Rede wurde im offiziellen Regierungsblatt "Rossijskaja gazeta" am 7. 
September 2005 veröffentlicht. 

Zusammenfassung 
Das sowjetische System der totalen sozialen Sicherheit und Versorgung, wenn auch auf 
einem mäßigen qual itativen Niveau, wurde bereits in den ersten Jahren der postsowjeti­
schen Transformation Russlands weitgehend zerstört, was wegen der totalen Verarmung 
der Masse der Bevölkerung und der scharfen Einkommenspolarisierung ein beträchtliches 
Konfliktpotenzial erzeugt hat. Dem im Zuge der tiefen makroökonomischen und gesell­
schaftlichen Transformationskrise von 1 992-99 von vielen Faktoren verursachten Desas­
ter im russischen Sozialwesen konnte in den nachfolgenden Jahren entgegengewirkt wer­
den. I nsgesamt hat sich die Situation in diesem Bereich seit 2001 stabilisiert und teilweise 
sogar leicht verbessert, doch ist sie nach wie vor widersprüchlich und sehr unterschied­
l ich. 
Die Reformen im Sozialwesen sind bisher nicht so weit wie in  der Binnen- und erst recht 
in der Außenwirtschaft fortgeschritten, obwohl die makroökonomische Situation in der RF 
seit der Jahrtausendwende für diese Umgestaltungen recht günstig gewesen ist. Die heu­
tige Sozialordnung in Russland ist eine Mischung aus planwirtschaftliehen und leistungs­
bezogenen, auf Sozialversicherung fußenden Spielregeln. Allerdings weisen die markt­
wirtschaftlichen Ansätze in diesem Bereich bereits ein deutliches Übergewicht auf. 

582 



31. Jahrgang (2005), Heft 4 Wirtschaft und Gesellschaft 

BERICHTE UND DOKUMENTE 

Schlechte Arbeitsmarkt­
chancen von Jugend­
lichen verringern die 

Geburtenrate 

Max Haller, Regina Resster 

1. Fragestellung 

Für viele junge Menschen stellt der 
Schritt von der Schule in  eine Berufs­
ausbi ldung oder in das Arbeitsleben 
heute einen problematischen Wechsel 
dar. Dieser Schritt führt bereits allzu oft 
zu ersten Erfahrungen mit Arbeitslo­
sigkeit. ln Österreich fand im Jahr 2004 
jeder zehnte Jugendliche keine Anstel­
l ung oder Lehrstel le;  in der Europäi­
schen Union (EU-25) waren es beina­
he doppelt so viele. Die Jugendar­
beitslosigkeit betrug 2004 in der Union 
durchschn ittl ich 1 8,6%; in  den 1 5  "al­
ten" EU-Staaten 16 ,5%.  Die Sheii-Ju­
gendstudien in Deutsch land zeigen ,  
dass sich heute bereits Schü leri nnen 
massiv von Arbeitslosigkeit bedroht füh­
len: Die größte Angst bei den 1 2- bis 
24-Jährigen ist es, e ines Tages ar­
beitslos zu sein .  

Aufgrund dieser beunruh igenden 
Zahlen und Fakten stellt die Jugendar­
beitslosigkeit seit einiger Zeit eine der 
größten Herausforderungen der Politik 
dar. Eine Arbeitslosigkeit am Beginn der 
berufl ichen Karriere ist für die Betroffe­
nen nicht nur  eine große persön l iche 

Belastung, sie kann ihre Berufschancen 
für den gesamten Lebenslauf reduzie­
ren ,  weil der Berufseinstieg nach einer 
längeren Arbeitslosigkeit häufig auf ei­
ner niedrigeren Ebene erfolgt. Die Be­
troffenheit durch Arbeitslosigkeit in jun­
gen Jahren entfremdet die Jugendlichen 
laut einer Untersuchung in Deutsch­
land1 der Gesellschaft überhaupt. 

Arbeit zu finden und in das Arbeits­
leben integriert zu sein ,  ist für viele Ju­
gendliche ein bedeutender Bestandteil 
in ihrem Leben. ln der Österreichischen 
Jugendwertestudie von 20002 stufen 

immerhin 87% der 14- bis 24-Jährigen 
d iesen Bereich als sehr wichtig bzw. 
ziemlich wichtig in ihrem Leben ein. Die 
nationalen Regierungen in der EU sind 
sich der Problematik bewusst und ha­
ben verschiedene Maßnahmen gesetzt, 
mit denen die Jugendarbeitslosigkeit 
reduziert werden sollte. Eine davon ist 
d ie Verlängerung der B i ldung durch 
den Ausbau von weiterführenden Schu­
len,  d ie Einrichtung von Fachhoch­
schulen usw. Dabei kommt es aber zu 
einem Pseudoeffekt bezogen auf die 
Arbeitslosigkeit, weil d ie Jugendl ichen 
nur zu einem späteren Zeitpunkt einen 
Arbeitsplatz nachfragen.3 Die überpro­
portional steigende Arbeitslosigkeit bei 
Akademikerinnen und auch Fachhoch­
schulabsolventlnnen belegt d ies klar. 
Außerdem wird mit dieser Maßnahme 
die Geburtenrate gesenkt, da der Kin­
derwunsch nach h inten geschoben 
wird, was zu einem Rückgang der Pe­
riodenfertil itätsraten ,  zu kleineren Fa­
milien bzw. überhaupt zum Verzicht auf 
Kinder führt.4 

l n  diesem Beitrag steht die Frage im 
Vordergrund, ob die Betroffenheit durch 
Arbeitslosigkeit bei Jugendl ichen auch 
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gesamtgesellschaftliche Auswirkungen 
mit sich bringt. Solche Auswirkungen 
hat die Jugendarbeitslosigkeit in  der 
Tat, und zwar den heute viel beklagten 
Geburtenrückgang.  Eine hohe Ju­
gendarbeitslosigkeit wirkt sich negativ 
auf die Fertilität in einem Land aus.5 Im 
Folgenden so l l  d ies gezeigt werden 
zum einen durch einen Vergleich auf 
der Aggregatebene der Mitgliedsländer 
der Europäischen Union6 und den Bei­
trittskandidaten Rumänien und Bulga­
rien, zum anderen durch Befunde neu­
erer soziologischer Studien in Finnland, 
Spanien und Österreich. 

2. Befunde aus dem statistischen 
Vergleich von 26 Ländern in Europa 

Ein erster deutlicher Hinweis auf die 
These, dass ein enger Zusammenhang 
zwischen Jugendarbeitslosigkeit und 
Fertil itätsrate besteht, ergibt sich, wenn 
man das Niveau der Jugendarbeitslo­
sigkeit und der Fertilität auf der Ebene 
der EU-Mitgliedsländer betrachtet (sie­
he Abbildung 1 ). Länder mit der n ied­
rigsten Jugendarbeitslosigkeit in Euro­
pa - I rland,  die N iederlande, Däne­
mark, Schweden, Großbritannien und 
Luxemburg - sind zugleich jene mit 
den höchsten Geburtenraten. ln  diesen 
Ländern l iegt d ie Jugendarbeitslosig­
keit nur  zwischen 8% in den N ieder­
landen und 1 3 ,4% in Schweden ;  die 
Gesamtferti l itätsrate auf relativ hohem 
Niveau - zwischen 1 ,72 in Luxemburg 
und 1 ,98 in I rland. 

Auf der anderen Seite beträgt die Ju­
gendarbeitslosigkeit in der Slowakei und 
Polen 33,8% bzw. 41 ,2%. Aber auch in 
den südeuropäischen Ländern Italien 
(23 ,7%), Spanien (22 ,7%) und Grie­
chenland (26,8) l iegt die Jugendar­
beitslosenrate weit über dem EU-Durch­
schn itt. ln d iesen Ländern finden wir 
auch d ie niedrigsten Fertilitätsraten ;  sie 
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betragen durchwegs unter 1 ,30. Es ist 
paradox, dass die so familienorientier­
ten und kinderfreundliehen katholischen 
Länder Südeuropas7 heute weltweit die 
niedrigsten Geburtenraten aufweisen. 
Ähn l ich niedrige bzw. teilweise sogar 
n iedrigere Quoten zeigen s ich nur im 
postkommunistischen Osteuropa. 

Österreich und seine Nachbarländer 
Tschech ien,  Ungarn und S lowenien 
s ind "negative Ausreißer" in  d iesem 
Bild; hier besteht trotz relativ niedriger 
Jugendarbeitslosigkeit eine sehr nied­
rige Fertil itätsrate (von 1 , 1 8  bis 1 ,38). 
Tschechien und d ie Slowakei weisen in 
der erweiterten EU überhaupt die nied­
rigste Reproduktionsrate auf. ln den 
postkommunistischen Staaten wurde 
die geringe Geburtenrate insbesonde­
re durch den sprunghaften Anstieg des 
mittleren Alters bei der Geburt des ers­
ten Kindes seit der politischen Wende 
verschärft.8 Der wirtschaftl iche E in­
bruch und d ie Schwierigkeiten eines 
neuen Aufbruchs angesichts der tei l­
weise in neuer Form weiter bestehen­
den Verfi lzungen aus der Ära des 
Staatssozialismus haben in  den post­
kommunistischen Ländern zu einem 
markanten Abfal l  der objektiven und 
subjektiven Lebensqual ität geführt.9 

l n  Österreich zeigt vor allem die neu­
ere Entwicklung der Jugendarbeitslo­
sigkeit ein alarmierendes Bi ld ;  sie hat 
sich seit dem Jahr 2000 beinahe ver­
doppelt. Dies ist ein Zuwachs, wie ihn 
neben Österreich (ein Plus von 83%, 
Basisjahr 2000) und Luxemburg 
(+79%) kein  anderer EU-Staat aufzu­
weisen hatte. Zwar war die Jugendar­
beitslosigkeit in Österreich mit 9,7% im 
Jahre 2004 immer noch u nterdurch­
schnittl ich; dadurch wird das Problem 
jedoch keineswegs verringert. Gemes­
sen an d ieser Quote l iegt die Fertil ität 
in Österreich jedoch weit unter dem er­
warteten Wert. 
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Abbi ldung 1 :  Der Zusammenhang zwischen Jugendarbeitslosigkeit und 
Fertil itätsrate in den EU-Ländern und den Beitrittskandidaten Rumänien 
und Bulgarien 2003 
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l n  Frankreich und F innland ist die 
Fertil itätsrate h ingegen deutlich höher 
( 1 ,86 bzw. 1 ,  76) als aufgrund des rela­
tiv hohen N iveaus der Jugendarbeits­
losigkeit (über 20%) zu erwarten wäre. 
Auch Belgien hat in Relation zu einer 
Jugendarbeitslosigkeit von 2 1 %  eine 
unerwartet hohe Geburtenrate von 
1 ,61 . Ein besonders interessanter Fall 
ist in dieser Hinsicht Frankreich. Des­
sen hohe Geburtenrate ist nicht zuletzt 
dadurch zu erklären, dass es in Euro­
pa eine Vorreiterrolle spielt im Hinblick 
auf positive strukturelle Voraussetzun­
gen und Maßnahmen für die Verein­
barkeit von Familie und Beruf für Frau­
en. Dazu gehören zahlreiche staatliche 
sozial- und bi ldungspol itische Maß­
nahmen, wie flächendeckendes Ange-

bot von Kindergärten mit Öffnungszei­
ten , die erwerbstätigen Frauen ent­
gegenkommen, Ganztagsschulen,  
Steuererleichterungen für Famil ien mit 
Ki ndern, eine umfangreiche Gesetz­
gebung zur Gleichstel lung der Frauen 
in Arbeit und Privatleben .  Aber auch 
die "traditionelle" Form der Kinderbe­
treuung erwerbstätiger Mütter durch die 
Großmütter (Mütter und Schwieger­
mütter der Frauen) spielt vermutlich ei­
ne große Rolle. So scheiden die Fran­
zosen und Französinnen früher als die 
meisten anderen Europäer aus dem 
Erwerbsleben aus; wen iger als 50% 
sind nach dem 57. Lebensjahr noch er­
werbstätig , und die durchschn itt l iche 
Dauer der Erwerbstätigkeit ist über­
haupt die niedrigste in der Weit. Nach 

585 



Wirtschaft und Gesellschaft 

neuasten demographischen Progno­
sen wird die überproportional hohe Ge­
burtenrate in Frankreich dazu führen,  
dass es im Jahre 2050 mit  75 Mil lionen 
das einwohnerstärkste Land in der EU 
sein wird , noch vor Deutschland, das 
aufgrund seiner niedrigen Ferti l itätsra­
te von derzeit 83 auf 70 Mil l ionen Ein­
wohner zurückfallen wird. 10 

Die quadratische Regression für die 
Auswirkung der Jugendarbeitslosigkeit 
auf die Geamtferti l ität ergibt auf der 
Aggregatebene der Mitgliedsländer der 
Europäischen Un ion einen hohen Er­
klärungswert von r2 = 0 ,33 (mult iples 
r=0 ,58).  Die beste Anpassung an die 
Verte i lung der Länder ergibt d ie An­
nahme eines kurvi l inearen Zu­
sammenhangs zwischen Jugendar­
beitslosigkeit und Fertil itätsrate; dieser 
Zusammenhang wurde in das Streudia­
gramm in Abbi ldung 1 eingetragen .  
Man kann demnach sagen ,  dass d ie 
Geburtenrate bei einer Zunahme der 
Jugendarbeitslosigkeit von etwa 1 0 auf 
20% drastisch und mehr oder weniger 
l inear sinkt, danach jedoch nur  mehr 
viel langsamer. Man kann hier wohl von 
einer "Sockelfertil ität" sprechen , also 
einem niedrigen N iveau der Fertilität, 
das auch bei extrem hoher Jugendar­
beitslosigkeit nicht mehr signifikant zu­
rückgeht. 

3. Befunde aus neuen soziologi­
schen Studien in Finnland, Spanien 

und Österreich 

Tiefer gehende soziologische Studien 
über den Prozess der Famil ienbildung 
bei jungen Menschen bestätigen den 
Zusammenhang zwischen Jugendar­
beitslosigkeit und Fertilität auch auf der 
Ebene von Einstellungen und Verhal­
tensweisen der jungen Menschen und 
ihrer Familien. Die finnische Soziologin 
Eriikka Oinonen (2004) hat junge Fa-
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mil ien in Finn land und Spanien ver­
gl ichen - zwei Länder, die Gegenpole 
in  Bezug auf Beschäftigung,  Wohl­
fahrtsstaat, Frauenerwerbstätigkeit und 
Fertilität darstellen. Finnland weist - im 
Gegensatz zu Spanien - eine hohe Er­
werbstätigkeit von Frauen auf und be­
sitzt einen sehr stark ausgebauten 
Wohlfahrtsstaat (siehe Tabel le 1 ) .  l n  

Finnland sind 63% der Frauen, die Kin­
der unter 1 7  Jahren haben, erwerbstä­
tig ;  in Spanien sind es nur  36% . 1 1  Oi­
nonen stellte fest, dass die höhere Ge­
burten rate in Finnland und die n iedri­
gere in Spanien sehr stark mit der öko­
nomischen S ituation zusammenhän­
gen, in  denen sich die jungen Men­
schen befinden. ln  beiden Ländern ­
wie überall in Europa - verbleiben die 
Jugendl ichen heute länger im elter­
l ichen Haushalt, heiraten später und 
bekommen weniger Kinder. ln  Spanien 
ist dieser Prozess jedoch deutlich stär­
ker ausgeprägt als i n  F inn land.  E in  
Hauptgrund dafür ist, dass der Ar­
beitsmarkt in Spanien für junge Men­
schen - Männer wie Frauen - viel 
schlechtere Aussichten bietet und Woh­
nungen schwerer erschwingl ich s ind.  
Dagegen sind kurzfristige und prekäre 
Arbeitsverhältn isse häufiger; es g ibt 
weniger Einrichtungen ,  die es ermög­
l ichen, Kinder und Beruf bzw. Ausbil­
dung miteinander zu vereinbaren. Ähn­
liches gilt wohl auch von anderen süd­
europäischen Ländern, wie insbeson­
dere Italien. 

Es ist anzunehmen, dass diese Fak­
toren auch in Österreich eine ent­
scheidende Rolle spielen. l n  einem 
Lehrforschungsprojekt des Instituts für 
Soziologie der Universität Graz wurden 
im Jahre 2004 rund 200 junge Paare 
danach befragt, ob und wann  sie Kin­
der bekommen wollten. 95% wünsch­
ten sich Kinder, der größte Tei l  davon 
al lerd ings n icht in nächster Zukunft. 
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Tabelle 1 :  Ausgewäh lte Indikatoren zur demographischen Tra nsition i n  
Fin nland, Spanien und d e r  EU 

Finnland 

1 960 1 1 980 1 1 998 

Eheschließungen/1 000 7,4 6 , 1  4 , 6  

Durchschnittliches Alter bei 

der ersten Hochzeit 

Frauen 24 24 28 

Männer 26 26 30 

Gesamtfertil itätsrate 2,7 1 ,6 1 ,7 

Uneheliche Kinder 4,0 1 3, 1  37,2 

Durchschnittliches Alter von 23 25 28 

Frauen bei der Geburt des 

ersten Kindes 

Quelle: Oinonen (2004) 96. 

Praktisch wissen wir jedoch, dass ein 
Aufschub oft überhaupt zu einem Ver­
zicht auf Kinder führt. 12 Folgende Grün­
de für den Aufschub bzw. Verzicht auf 
Kinder wurden von den befragten Per­
sonen angegeben (siehe Abbildung 2): 
Etwa ein Drittel der Befragten möchten 
ihre Freiheit noch genießen bzw. füh­
len sich noch nicht reif genug für eine 
Elternschaft. 

E in  bedeutendes Argument ist d ie 
Tatsache, dass Kinder zunehmend ei­
ne finanzielle Belastung geworden sind. 
Zu beachten sind hier laut Günter Burk­
art und Martin Kohl i  ( 1 992, S. 1 55) vor 
al lem die d i rekten monetären Kosten 
und auch die ind irekten Kosten (Ver­
zicht auf eine Ausbi ldung usw.) .  70% 
der befragten jungen Paare wollen den 
Kinderwunsch erst später real isieren. 
Dabei spielten d ie direkten monetären 
Kinderkosten (42%) sowie ind irekte 
wirtschaftl ich-soziale Kosten (43%) ei­
ne ausschlaggebende Rolle. Dieses Er­
gebnis ist weder vom Geschlecht noch 
von der Bi ldung abhängig.  Sowohl 
Männer als auch Frauen stimmen die­
ser Argumentation zu . Die Motive sind 
ebenso bildungsunabhängig. Auch Be-

Spanien E U 1 5  

1 960 1 1 980 1 1 998 1 960 1 1 980 1 1 998 

7,7 5,9 4,8 7,9 6,3 5,0 

26 24 27 24 24 28 

29 26 29 27 26 30 

2,8 2,2 1 ,2 2,6 1 ,9 1 ,5 

2,3 3,9 1 3, 1  5 ,1  9 ,6 26, 0  

- 25 30 - 27 29 

ate Großegger (200 1 )  kam in i h rer 
Untersuchung zu dem Ergebnis, dass 
d ie meisten Jugendl ichen den Kinder­
wunsch solange aufschieben , bis ein 
gewisser Lebensstandard erreicht ist, 
da die Kinder dann sowohl  ökonomisch 
als auch emotional ausreichend ver­
sorgt werden können. 

Für d ie jungen Frauen war darüber 
hinaus entscheidend, ob sie eine Mög­
l ichkeit sahen,  den Kinderwunsch mit 
einer eigenen Erwerbstätigkeit kombi­
nieren zu können. 13 Es muss aber auch 
das andere Extrem berücksichtigt wer­
den: Verdient eine Frau vergleichsweise 
viel ,  so sind die Opportun itätskosten 
sehr hoch, wenn sie sich ausschl ieß­
lich für Kinder entscheidet und aus dem 
Berufsleben ausscheidet. Deshalb blei­
ben auch Frauen, d ie ein sehr hohes 
Nettoeinkommen haben,  häufiger kin­
derlos als Frauen mit geringem Ein­
kommen. 14 

4. Abschließende Bemerkungen 

Die Schlussfolgerungen aus al l  d ie­
sen Befunden s ind recht eindeutig. 
Wichtig ist ohne Zweifel d ie Bereitstel-
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Abbi ldung 2: Gründe, warum junge Österreicherinnen, die eine Beziehung 
haben, noch kein Kind haben (in %) 

Sonstiges 

0% 20% 40% 60% 80% 1 00% 

1111 spielt eine Rolle D spielt keine Rolle 

Quelle: Lehrforschungsprojekt des Instituts für Soziologie der Universität Graz 2004, n = 167 

lung öffentlicher Hi lfseinrichtungen für 
d ie Bewältigung der Doppelrolle von 
Frauen in Beruf und Familie. Es ist dies 
jener Faktor; der bei der Diskussion des 
Geburtenrückgangs bislang am häu­
figsten thematisiert wurde. Zumindest 
ebenso wichtig aber scheint zu sein ,  ob 
junge Männer und Frauen überhaupt 
Erwerbs- und Berufschancen vorfinden . 
Junge Menschen können bei schlech­
ten Arbeitsmarktchancen keinen eige­
nen Haushalt gründen und bleiben des­
halb länger bei ihren Eitern; dies wiede­
rum verschiebt den Kinderwunsch zeit­
l ich nach h inten .  Oftmals leben d iese 
jungen Menschen aber dann sehr lan­
ge oder ständig als Singles oder in ei­
ner Partnerschaft ohne Kinder. 

Die Unterstützung junger Familien mit 
Kindern durch das Erziehungsgeld, das 
die jetzige Regierung eingeführt hat, ist 
für sich betrachtet ohne Zweifel zu be­
grüßen. Was d iese temporäre Maß­
nahme aber offenkundig nicht erreicht 
hat, ist eine Zunahme der Fertilität. Ein 
Faktor, der d ies verhindert, ist ohne 
Zweifel d ie unzureichende Abstimmung 
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der Dauer des Karenzur laubes bzw. 
Kindergeldes mit der Möglichkeit einer 
späteren Fortführung der weibl ichen 
Erwerbstätigkeit Von Kritikern wird das 
Kindergeld mit gutem Grund auch als 
"Zurück-an-den-Herd "-Prämie be­
zeichnet, d ie den Einstieg in das Be­
rufsleben für Frauen nach der Karenz 
oftmals erschwert. Studien weisen im­
mer wieder auf einen signifikanten Zu­
sammenhang zwischen Fertiltitätsrate 
und Frauenerwerbsquote h in .  

Einen signifikanten Beitrag zum Ge­
burtenrückgang bzw. einer Stabi l isie­
rung der Fertilität auf niedrigem Niveau 
mögen aber al l  jene Maßnahmen der 
Regierung geleistet haben ,  die zu ei­
nem kontinuierl ichen Anstieg der Ar­
beitslosigkeit in Österreich in den letz­
ten Jahren beigetragen haben.  Hier 
s ind zu nennen d ie Einsparungen im 
öffentlichen Dienst, d ie Deregul ierung 
und Privatisierung, die fast immer mit 
Stellenabbau verbunden sind, die Re­
duktion von Sozial- und Arbeitsmarkt­
maßnahmen und Ähn l iches. Öffentl i­
che und private Arbeitgeber auf Bun-
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des- und Landesebene sind heute viel­
fach stolz darauf, dass sie massive Per­
sonaleinsparungen ohne d i rekte Ent­
lassung von Mitarbeiterinnen und Mit­
arbeitern durchführen.  Dabei überse­
hen sie völl ig, dass sie mit dieser "sanf­
ten" Form des Stel lenabbaus die be­
rufl ichen und privaten Zukunftschan­
cen der jungen Generation einschrän­
ken.  

5.  Zusammenfassung 

Der in Europa zu beobachtende 
Rückgang der Geburtenzahlen ist eine 
Folge der zunehmend schlechteren Ar­
beitsmarktchancen von Jugendl ichen. 
Empirische Daten zeigen einen signifi­
kanten Zusammenhang zwischen Ju­
gendarbeitslosigkeit und Geburtenrate 
in den Ländern der Europäischen 
Union ;  Länder mit hoher Jugendar­
beitslosigkeit weisen eine niedrige, sol­
che mit n iedriger Jugendarbeitslosig­
keit - mit wenigen Ausnahmen - eine 
höhere Fertilität auf. Soziologische Stu­
dien auf Mikroebene in Finnland, Spa­
nien und Österreich zeigen, dass die 
ökonomische Lage junger Menschen 
einen wesentlichen Faktor für die Be­
reitschaft zur Fami l iengründung dar­
stellt. 

Anmerkungen 
1 Braun et al. ( 1 984a). 
2 Christian Friesl, Beate Großegger, Franz 

Höll inger, l ngrid Kromer, Katja Scholz 
und Manfred Zentner, die Autorinnen 
der Jugendwertestudie, haben 1 000 
Österreichische Jugendliche zwischen 
1 4  und 24 Jahren zu verschiedenen 
person- und ge-sellschaftsbezogenen 
Themenfeldern befragt. Für diesen Bei­
trag wurden eigene Auswertungen ge­
macht. 

3 Braun et al. ( 1 984b). 
4 Lutz und Skirbekk (2004). 
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5 Die offizielle Arbeitslosenstatistik weist 
alle unter 25-Jährigen, die nicht in Aus­
bildung sind und offizie l l  auf Arbeitssu­
che sind, in der Jugendarbeitslosensta­
tistik aus. Die Gesamtfertilitätsrate gibt 
an,  wie viele Kinder e ine Frau durch­
schnittlich im Laufe ihres Lebens lebend 
zur Weit bringt. Um die Bevölkerung auf 
dem derzeitigen Stand zu halten, müs­
ste die Fertilitätsrate etwas über 2 be­
tragen. Das Datenmaterial wurde dem 
Österreichischen Statistischen Jahrbuch 
2005 und der Hornepage von Eurostat 
entnommen. 

6 Ohne Zypern. 
7 Vgl. dazu Gomilschak, Haller, Höllinger 

(2000) 
8 Lutz, Skirbekk (2004). 
9 Haller, Hadler (2004). 

1° Corriere della Sera (1 3 .5.2005) 1 2. 
1 1  Oinonen (2004) 239. 
12 Wirth, Dümmler (2004). 
13 Bauer et al . (2004). 
14 Ermisch (1 988). 
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BÜCHER 

Arbeitsbeziehungen in der 
Europäischen Union 

Rezension von: Paul Marginson, Keith 
Sisson, European Integration and Iudu­

strial Relations. Multi-Level Govemance 
in the Making, Palgrave Macmillan, 
Basingstoke 2004, 360 Seiten, f 60. 

Paul Marg inson und Keith Sisson 
(beide U n iversity of Warwick) zählen 
zu den international renommiertesten 
Arbeitsbeziehungs-Forschern. Für den 
vorl iegenden Band haben sie sich das 
Ziel gesetzt, den Einfluss der europäi­
schen I ntegration auf d ie Arbeitsbe­
ziehungen der EU-Länder (EU-1 5) zu 
analysieren. 

Die umfassende Studie der Entwick­
lung eines europäischen Mehr-Ebenen­
Systems der Arbeitsbeziehungen ist 
sowohl empirisch als auch theoretisch 
fundiert. Was die empirischen Grund­
lagen betrifft, konnten die Autoren so­
woh l  auf d ie eigenen komparativen 
Untersuchungen als auch auf die rasch 
wachsende Literatur aus d iesem For­
schungsgebiet zurückgreifen. Der the­
oretische Ansatz von Marginson und 
S isson ist mu ltid iszip l inär  und eklek­
tisch . Theorieelemente aus Politikwis­
senschaft, Soziologie, Theorie der Ar­
beitsbeziehungen und Ökonomie wur­
den herangezogen. 

Im Mittelpunkt der Analyse stehen die 
I nstitutionen der Arbeitsbeziehungen, 
und zwar nicht als Marktunvol lkom­
menheiten, sondern als Voraussetzun­
gen für funktionierende (Arbeits-)Märk­
te: " lnstitutions matter because markets 
do not exist in  a vacuum - they need 

institutions to give them shape and d i­
rection and it is the choices that social 
actors make about these i nstitutions 
that are critica l . "  (S. XX) Besondere 
Aufmerksamkeit schenken die Autoren 
den verschiedenen Arten der Regelung 
(governance) der Arbeitsbeziehungen, 
ihren Rollen und den Bedeutungsge­
winnen bzw. -verlusten der einzelnen 
Regelungsarten. ln  Betracht kommt da­
bei das gesamte Spektrum der Rege­
lungsmodi :  staatl iche Regu l ierung via 
Gesetz oder Verordnung;  sozialpart­
nerschaftl iehe Selbstregu l ierung via 
Kol lektivvertrag oder Betriebsverein­
barung oder informelle Übereinkunft; 
individuelle Arbeitsverträge; einseitige 
Festlegung von Arbeitsbedingungen 
durch die Unternehmensleitung usf. Die 
in d iesem Zusammenhang wesent­
l ichen Machtbeziehungen klammern 
Marginson und Sisson keineswegs aus, 
wenn  sie ihnen auch n icht immer d ie 
eigentlich gebührende Aufmerksamkeit 
schenken. 

Im Unterschied zu anderen Über­
sichtswerken zu den Arbeitsbeziehun­
gen in  Europa, welche aus Einzelbei­
trägen zu den Arbeitsbeziehungen i n  
den EU-Ländern bestehen und die eu­
ropäische Dimension separat behan­
deln, ist der vorliegende Band nicht län­
derbezogen, sondern themenbezogen 
gegliedert. 

Kapitelweise behandelt werden die 
Ebenen der nationalen Arbeitsbezie­
hungs-Systeme (gesamtwirtschaftliche 
Ebene, Branche, Unternehmen,  Be­
trieb), die Ebenen des seit den achtzi­
ger Jahren entstandenen europäischen 
Arbeitsbeziehungs-Systems (Gemein­
schafts-Ebene, z. B. Sozialer D ialog 
zwischen EGB, U N ICE, CEEP und 
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UEAPME; Branchenebene; transnatio­
nale Konzerne) und - ganz wesentlich 
- die Wechselwirkungen zwischen die­
sen Ebenen.  Auf d iese Weise kommt 
eine i ntegrierende Analyse des sich 
entwickelnden europäischen Mehr­
Ebenen-Systems der Arbeitsbeziehun­
gen zustande. 

Zwei Kapitel sind ausgewählten Er­
gebnissen der Arbeitsbeziehungen ge­
widmet, näml ich den gesamtwirt­
schaftl ichen und sektoralen Lohnent­
wicklungen in den EU-Ländern und der 
Arbeitszeit (Dauer, Lage, Flexib i lität). 

Marginson und Sisson suchen mit ih­
rer Untersuchung u. a .  die folgenden 
Fragen zu beantworten: Besteht in  Be­
zug auf die nationalen Arbeitsbezie­
hungen unter der Einwirkung von 
Binnenmarkt und Währungsunion eine 

Tendenz zu Konvergenz? Übernehmen 
die gemeinschaftsweiten Arbeitsbezie­
hungen Funktionen der nationalen Ar­
beitsbeziehungen? Folgen die I nstitu­
tionen der Arbeitsbeziehungen dem 
Markt, wie Commons schon 1 909 ge­
schlossen hatte? Wird also ein vertikal 
und horizontal i ntegriertes europäi­
sches System der Arbeitsbeziehungen 
entstehen? Welchen E influss haben 
Binnenmarkt und Währungsunion auf 
die Resultate der Arbeitsbeziehungen? 
Bedroht die Währungsunion mit ihrer 
(derzeit) deflationär ausgerichteten 
Wirtschaftspolitik das "Europäische So­
zialmodell"? 

Die in der Fachl iteratur vertretenen 
Ansichten über die bisherigen Folgen 
des Binnenmarkts und der Währungs­
union auf d ie europäischen Arbeitsbe­
ziehungen und ihre Perspektiven ge­
hen weit auseinander. Marginson und 
Sisson führen drei Thesen näher aus: 

1 .) Virtuelle Europäisierung : Die Kol­
lektivverhandlungen sind zwar nach wie 
vor länderspezifisch, werden aber zu­
nehmend durch transnationale Ent-
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Wicklungen beeinflusst: durch den eu­
ropaweiten Sozialen Dialog, durch die 
un i lateralen Koord in ierungsversuche 
europäischer Gewerkschaftsverbände, 
durch internationale Vergleiche (sowohl 
von Arbeitgeber- als auch von Ge­
werkschaftsseite), die Personalpolit ik 
von transnationalen Konzernen usw. 

2 . )  Amerikanisierung:  B innenmarkt 
und Währungsunion verschärfen den 
Wettbewerb auf den Produktmärkten 
und veranlassen Unternehmungen zu 
massiven Umstrukturierungen. Die na­
tionalen Arbeitsbeziehungs-Systeme 
geraten in Regimekonkurrenz zuein­
ander. Die in der EU (noch) dominante 
neol iberale Doktrin der Wirtschaftspo­
l it ik setzt d ie Gewerkschaften auf 
zweierlei Weise unter Druck: direkt, in­
dem neoliberal inspirierte "Reformpro­
gramme" die Regul ierung der Arbeits­
märkte und d ie Gewerkschaften selbst 
ins Visier nehmen, und indirekt, indem 
die deflationäre Ausrichtung der euro­
päischen Wirtschaftspolit ik das Pro­
blem der Arbeitslosigkeit verschärft. Die 
Folgen dieser Tendenzen sind Deregu­
lierung im Bereich des Arbeitsmarktes, 
Bedeutungsverlust unternehmens­
übergreifender Kol lektivverträge und 
d ie Schwächung der Gewerkschaften .  

3 . )  Renationalisierung: l n  mehreren 
EU-Ländern reagierten Regierung und 
Sozialpartner auf den Anpassungs­
druck im Hinbl ick auf die Maastricht­
Kriterien bzw. den Stabi l itätspakt mit 
dem Abschluss eines Sozialpakts. I n­
haltlich sahen diese Abkommen Lohn­
zurückhaltung (Nicht-Ausschöpfen des 
verteilungsneutralen Spielraums für Ta­
riflohnsteigerungen), Arbeitsmarktflexi­
b i l isierung und die Reform der Sozial­
systeme vor. Sie stellten somit eine 
Form des Wettbewerbskorporalismus 
dar und verschärften die Regimekon­
kurrenz. 

Tatsächlich stehen diese drei Thesen 
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nicht im Widerspruch zueinander; denn 
alle drei Tendenzen haben gleichzeitig 
stattgefunden .  Somit zeichnet kei ne 
einzelne der drei Thesen ein zutreffen­
des Bild der Realität. Die europäischen 
Arbeitsbeziehungen in ihrem gegen­
wärtigen Zustand sind auch n icht 
irgendwo in einem Kontinuum zwischen 
einem (rein hypothetischen) vertikal in­
tegrierten europäischen System der Ar­
beitsbeziehungen einerseits und der 
Amerikanisierung andererseits zu ver­
orten.  

Eines der wichtigsten empirischen 
Resultate der Studie lautet: Das euro­
päische Mehr-Ebenen-System der Ar­
beitsbeziehungen ist durch Konvergenz 
und zunehmende Diversität gekenn­
zeichnet. Marktintegration und institu­
tioneller Isomorphismus verursachen 
europaweite Konvergenz in den ein­
zelnen Branchen und insbesondere in  
den transnationalen Konzernen. Diese 
grenzüberschreitende sektorale Kon­
vergenz wiederum hat zunehmende 
Unterschiede zwischen den Branchen 
und Unternehmen in den einzelnen 
EU-Ländern zur Folge. 

Weder "Konvergenz" noch "Pfadab­
hängigkeit" dürfen deterministisch inter­
pretiert werden , das ist der theoretische 
Schluss, den Marginson und Sisson 
aus den empirischen Ergebnissen zie­
hen.  I nstitutionen beschränken zwar 
nicht nur d ie Handlungsoptionen, son­
dern beeinflussen auch die Wahrneh­
mung und die Präferenzen der Akteu­
re, aber sie determin ieren sie nicht. 
Trotz der institutionellen Beschränkun­
gen (dem Erbe der Geschichte) s ind 
d ie Akteure also prinzipiell in der Lage, 
sich an Marktentwicklungen und tech­
n ischen Fortschritt anzupassen und 
Veränderungen vorzunehmen: Wie em­
pirische Belege zeigen ,  setzen zusätz­
l iche Regeln und Prozed uren an be­
stehenden Institutionen und Prozessen 
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an. Bereits existierende I nstitutionen 
können für neue Zwecke verwendet 
werden. Und schl ießlich beeinflussen 
die bestehenden Institutionen das so­
ziale Lernen der Akteure. 

Nach wie vor s ind u nternehmens­
übergreifende Verhandlungen auf der 
Branchenebene der wichtigste Modus 
kollektiver Vereinbarungen über die Ar­
beitsbedingungen, s ind eine der tra­
genden Säulen des (kontinental-)euro­
päischen Sozialmodells. Branchenkol­
lektivverträge sind wesentl ich für d ie 
Bereitstel lung von kol lektiven Res­
sourcen und kollektiven Gütern, bieten 
Anreize für langfristige I nvestitionen 
und begünstigen Stab i l ität in der Be­
triebssphäre, was wiederum bessere 
Voraussetzungen für flexib le Anpas­
sungen, arbeitsorganisatorische Inno­
vationen und die Aktivierung von Hu­
mankapital schafft: 

"(S)ectoral agreements may not on­
ly improve the incentive structure for 
long-term investment (training and pro­
ductivity) , they may also promote flexi­
bi l ity and risk-taking in the workplace. 
By defin ing some hard collective and 
i nd ividual rights and p lacing these 
rights beyond the reach of local actors, 
they help create the security and sta­
bil ity of expectations that serve as the 
bedrock for trust and flexible adjust­
ment at the local level ."1 

Doch unter der stabilen institutionel­
len Oberfläche finden, wie Marginson 
und Sisson im Kapitel 6 ausführlich zei­
gen, langsame Änderungen mit poten­
ziell gravierenden längerfristigen Aus­
wirkungen statt: 

Bislang ist die Dezentra l isierung der 
Kol lektivvertragsverhandlungen , d. h .  
die Abgabe von Kompetenzen an d ie 
Unternehmensebene, überwiegend in 
kontrol l ierter Form abgelaufen .  Doch 
selbst die organisierte Dezentral isie­
rung läuft Gefahr, selbstzerstörarisch 
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zu werden, falls der Branchenkollektiv­
vertrag Ausnahmeklauseln beinhaltet, 
welche das Abgehen von universellen 
Standards ermöglicht, die Branchen­
vereinbarung vornehml ich oder nur  
noch "weiche" Regelungen enthält, ein 
unvol lständ iges Rahmenabkommen 
darstellt und/oder "Menü-Charakter" an­
nimmt. 

Zunehmende Bedeutung gewannen 
in  den letzten Jahren von unten nach 
oben laufende Prozesse der "unautori­
sierten Dezentral isierung", u .  a. Unter­
nehmensvereinbarungen, welche Be­
stimmungen des Branchenkollektiwer­
trags verletzen,  und Produktivitätspak­
te auf Unternehmensebene über The­
men, welche im Branchenkollektiwer­
trag nicht geregelt sind . 

Hinzu kommen strukturelle Faktoren 
und Anpassungsreaktionen von Unter­
nehmungen, welche die Branchenkol­
lektiwerträge unter Druck setzen: 

� die Tertiärisierung der Volkswirt­
schaften ,  denn im Dienstleistungssek­
tor ist der Organisationsgrad der Ge­
werkschaften und der Arbeitgeberver­
bände n iedriger und auch der Deck­
ungsgrad der Kollektiwerträge gerin­
ger; 

� die Aufspaltung von Großkonzer­
nen in rechtlich selbstständige Tei lge­
sellschaften ,  die außerhalb  der etab­
l ierten Branchenkollektiwerträge ste­
hen; 

� die Ausgliederung und Privatisie­
rung verstaatlichter Unternehmen, für 
die Gleiches gilt; 

� die D iversifikation von Groß­
unternehmen über Branchengrenzen 
hinweg (z. B. universelle Finanzdienst­
leister); 

� zunehmende I nteressenunter­
schiede zwischen Großunternehmen 
einerseits und KMU andererseits. 

Die wichtigste Ursache für die schlei­
chende Erosion der Branchenkollektiv-
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verträge l iegt jedoch zweifel los in der 
Machtverschiebung zwischen Gewerk­
schaften und Arbeitgeberverbänden zu­
gunsten letzterer als Folge von hoher 
Arbeitslosigkeit, internationaler Markt­
integration und Globalisierung. Waren 
die Arbeitgeber in den Zeiten der Voll­
beschäftigung daran interessiert, die 
Betriebssphäre zu neutral isieren , um 
eskal ierende Lohnforderungen (leap­
frogging) der Gewerkschaften bzw. der 
Belegschaftsvertretungen zu verhin­
dern, so forcieren sie heute d ie Verla­
gerung von Verhandlungskompetenzen 
von der Branchen- auf die Unterneh­
mens- oder gar die Betriebsebene, weil 
sie in schwach organisierten Unter­
nehmen Konzessionen du rchsetzen 
können. 

Die Mehrheit der Arbeitgeber 
wünscht eine Reform der Branchen­
kol lektivverträge, insbesondere eine 
kontrol l ierte Dezentralisierung von 
Kompetenzen, aber nicht die Abschaf­
fung. Eine Minderheit allerdings tritt für 
Kollektivverhandlungen auf der Unter­
nehmens- oder Betriebsebene oder 
überhaupt für die Individualisierung der 
Lohn- und Arbeitszeitregelung etc. ein. 
Diese Minderheit, die vorwiegend aus 
dem Dienstleistungssektor stammt, 
reicht aus, um den langsamen Prozess 
der unautorisierten Dezentral isierung 
in Gang zu halten oder zu beschleuni­
gen. 

Das gegenwärtig bestehende euro­
päische Mehr-Ebenen-System der Ar­
beitsbeziehungen stel lt mith in keines­
wegs einen Endzustand dar, sondern 
ist ständig im Fluss. Es ist aus infor­
mellen und graduellen Entwicklungen, 
aber auch aus überlegter Schaffung 
von Institutionen (z. B. Sozialer Dialog , 
Europäischer Betriebsrat) entstanden. 
Impulse gingen dabei sowohl  von oben 
nach unten (von einer h ierarch isch 
übergeordneten Ebene zu einer unter-
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geordneten) als auch von unten nach 
oben aus, von der europäischen Ebe­
ne auf d ie nationale und umgekehrt. 
Die Zukunft des Mehr-Ebenen-Systems 
erscheint offen:  "Complexity, uncer­
tainty and i nstabi l ity Iook set to be the 

defin i ng characteristics for the fore­
seeable future, with considerable sco­
pe for policy makers and practitioners 
to exert influence on future directions." 
(S. 26) 

Welche Einflüsse könnten vom EU­
Beitritt der ostmitteleuropäischen Län­
der ausgehen? Die Relation zwischen 
Ländern mit unternehmensübergrei­
fenden Kollektivverhandlungen als do­
minanter Verhandlungsmodus und je­
nen,  wo überwiegend oder aus­
schließlich Kollektivverhandlungen auf 
Unternehmensebene geführt werden, 
verschiebt sich dadurch zugunsten letz­
terer: Lediglich in Slowenien (gesamt­
wirtschaftliche Ebene) und in der Slo­
wakei (Branchenebene) herrschen 
unternehmensübergreifende Vereinba­
rungen vor, in Ungarn bestehen Bran­
chenkollektivverträge in einigen Berei­
chen .  ln der erweiterten EU bi ldet 
Großbritannien, wo eine unorganisier­
te Dezentral isierung der Kollektivver­
handlungen stattfand, also nicht mehr 
die einzige Ausnahme von der Regel ! 
Abgesehen von Slowenien und der Slo-
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wakei liegt der Deckungsgrad der Kol­
lektivverträge in den MOEL auf briti­
schem Niveau (ca. ein Drittel) oder da­
runter, feh len repräsentative Arbeitge­
berverbände auf der Branchenebene 
und ist der gewerkschaftliche Organi­
sationsgrad sehr niedrig. Es besteht so­
mit die Gefahr, dass d ie  EU-Erweite­
rung dem europäischen System der Ar­
beitsbeziehungen einen Impuls in Rich­
tung Amerikan isierung g ibt :  "The re­
sulting spectre is of EU  enlargement 
unravel l ing the balance between the 
cross-sector, sector and company Ie­
veis that has evolved under the multi­
level framework which EU i ntegration 
has driven forward . "  (S. 305) 

Zweifellos wird der vorliegende Band 
für al le Arbeitsbeziehungsforscher in  
den nächsten Jahren zur  Standardlite­
ratur zäh len . Die thematische Ausrich­
tung macht ihn zu einer hervorragen­
den Ergänzung zu länderspezifischen 
Studien. 

Michael Mesch 

Anmerkung 

1 Visser, Jelle, Beneath the Surface of Sta­
bil ity: New and Old Modes of Governan­
ce in European lndustrial Relations, in: Eu­
ropean Journal of lndustrial Relations 1 1 /3 
(2005) 301 .  
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Wozu noch Gewerkschaften? 

Rezension von: Oskar Negt, 
Wozu noch Gewerkschaften? 

Eine Streitschrift, Steid1 Verlag, 
Göttingen 2004, 1 75 Seiten, € 14. 

Die im Deutschen Gewerkschafts­
bund zusammengeschlossenen Ge­
werkschaften haben in  den Jahren von 
1 991 bis 2003 mehr als ein Drittel ihres 
Mitgl iederstandes verloren. Für Oskar 
Negt, durch Jahrzehnte im gewerk­
schaftl ichen Bi ldungswesen tätig und 
von 1 970 bis 2002 Soziologieprofessor 
in Hannover, ist dies ein Alarmzeichen 
und Anlass, unter Verwendung von Vor­
trägen aus den letzten Jahren eine 
Streitschrift zu verfassen, in der er den 
Gewerkschaften eine Analyse ihrer Si­
tuation unterbreitet und Antworten auf 
ihre Existenzfragen im beginnenden 
21 . Jahrhundert geben wil l .  

Obwohl sich die Streitschrift an ein 
deutsches Publ ikum wendet, ist sie 
auch für Österreichische Leser interes­
sant. E inerseits ist so manches an 
Negts ausführlichen Analysen der Si­
tuation der Gewerkschaften auch für 
andere Länder als Deutschland rele­
vant. Andererseits kann der aufmerk­
same Österreichische Leser feststellen, 
dass Negt den Deutschen Gewerk­
schaften gerade im Organisationsbe­
reich Maßnahmen empfiehlt ,  die der 
gängigen Gewerkschaftspraxis i n  
Österreich weitgehend entsprechen.  
Vieles, was Negt in  Deutschland kriti­
siert, g ibt es dagegen bei uns (schon 
lange oder seit jeher) nicht. 

Negt beginnt seine Analyse mit dem 
durchaus zutreffenden Hinweis darauf, 
dass d ie Gewerkschaften n icht die ein-
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zigen Massenorganisationen sind, die 
unter einem Mitgliederschwund leiden. 
Er erwähnt spezifisch die Kirchen und 
die politischen Parteien. Alle im ideo­
logisch-ideellen Feld agierenden Ver­
bände sind zumindest in ganz Europa 

mit einem geringeren I nteresse der 
Menschen konfrontiert. Viele Men­
schen finden sich im Spektrum der An­
gebote und in deren Konkurrenz ganz 
einfach nicht mehr zurecht, weswegen 
sie sich in diesen Bereichen in eine Art 
innerer Emigration begeben. 

Das ist auch an der immer niedriger 
werdenden Wahlbetei l igung bei politi­
schen Wahlen zu erkennen. Dies al les 
gilt nicht nur für Deutschland, sondern 
zumindest auch für das übrige Europa. 
Für die Gewerkschaften kommt noch 
erschwerend hinzu, dass sie traditionell 

ihre besten Organisationserfolge i n  
Großbetrieben hatten und  haben und 
dass die Zahl der Arbeitnehmer in die­
sen Großbetrieben in den letzten Jah­
ren aus den verschiedensten Gründen 
deutlich zurückgegangen ist . 

ln Deutschland wird die Situation der 
Gewerkschaften noch dadurch ver­
schärft, dass sie sich auch in ihren 
rechtl ichen Grundlagen einem immer 
heftiger werdenden Großangriff der 
Unternehmer ebenso wie der mit d ie­
sen verbündeten Professoren und Me­
dien gegenübersehen. Dabei wird ve­
hement versucht, die Rechtsbasis der 
Gewerkschaften selbst ebenso wie die 
ihrer wichtigsten I nstrumente wie Flä­
chenkollektiwertrag und Streikrecht in 
Frage zu stellen. 

Ausführlich befasst sich Negt in sei­
ner Analyse mit den Folgen des heute 
praktizierten Primates von Rational i­
sierungen nicht nur in  den Betrieben ,  
sondern in allen Bereichen der öffent­
lichen Institutionen. Er weist darauf hin, 
dass in der Reformpolitik (der SPD) die 
Rational isierung des Arbeitsmarktes 
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die einzige Strategie war, die der 
Arbeitslosigkeit zu Leibe rücken soll­
te, aber tatsächl ich kein  einziger Ar­
beitsplatz dadurch i n  der marktbe­
zogenen Produktion neu geschaffen 
wurde. 

I nzwischen haben sich Rationalisie­
rung und betriebswirtschaftliches Den­
ken in den Vernunftbegriff der Men­
schen eingeschlichen und bestimmen 
alles Denken und Handeln .  Dazu 
kommt der grassierende Privatisie­
rungswahn einer Gesellschaft, die al­
les über den Markt lösen wil l .  Privati­
sierungen werden ebenso wie d ie 
Unterdotierung von Schulen und Uni­
versitäten auch mit Sparzwängen be­
gründet. Die Entwicklung hat uns da­
hin geführt, dass wir es mit einem Ka­
pitalismus zu tun haben, der von außen 
n ichts mehr zu fürchten hat und dem­
gemäß keine Barrieren und Beißhem­
mungen kennt. 

Die Manager setzen sich über d ie 
Interessen ihrer Arbeitnehmer ebenso 
wie über jene der Gesellschaft insge­
samt ungehemmt hinweg, finden aber 
nichts dabei, sich selber unter den ver­
schiedensten Titeln enorme Gagen zu­
zuschanzen ,  was sie mit der hohen 
Verantwortung, die sie tragen, begrün­
den. Wenn sie aber offenkundig versa­
gen und entfernt werden müssen, be­
steht ihre Verantwortung darin ,  astro­
nomische Abfertigungen zu kassieren. 
Einen Seitenhieb auf die Tätigkeit der 
professionellen Konsulentenfirmen, de­
ren Beratungstätigkeit zu 80% auf die 
Legitimation von Arbeitsp latzein­
schränkungen, also auf Entlassungen 
und Rational isierungen,  ausgerichtet 
ist, lässt sich Negt nicht entgehen. 

Al lmähl ich wird der in den Jahren 
nach dem Zweiten Weltkrieg aufge­
baute Sozialstaat ausgehöhlt, obwohl 
d ieser, wie Negt betont, das Funda­
ment für die Demokratie darstel lt. Als 
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Begründung dieser Pol itik muss auch 
die Globalisierung herhalten. Die Unter­
nehmer versäumen nie, ihre Hinweise 
auf globale Konkurrenz mit der Dro­
hung eines Standortwechsels zu ver­
binden . Negt lässt sich auch n icht mit 
dem viel zitierten Gesetz der kompa­
rativen Kostenvortei le abspeisen.  Er 
weist darauf hin ,  dass bei diesen kom­
parativen Vortei len ohnedies der Ge­
winn eindeutig bei der größeren Wirt­
schaftsmacht liegt. 

Er geht aber kaum darauf ein ,  dass 
innerhalb der einzelnen Länder die Vor­
und Nachteile der Globalisierung unter­
schied l ich verteilt s ind . l n  der globali­
sierten Welt muss der wenig qua l ifi­
zierte europäische Arbeiter mit den 
n iedrigen Löhnen und schlechten Ar­
beitsbedingungen seines Gegenübers 
i n  der d ritten Welt konkurrieren - mit 
absehbaren Folgen.  I nzwischen müs­
sen sogar gut ausgebi ldete Europäer 
und Amerikaner mit ebenso gut aus­
gebi ldeten Indern (die noch dazu Eng­
l isch als Unterrichtssprache haben) 
und Chinesen konkurrieren. ln Summe 
mag es durch die Global isierung bei­
den Ländern besser gehen, aber viele 
einzelne Europäer werden sich dafür 
den niedrigeren N iveaus ihrer Konkur­
renten aus der dritten Weit anpassen 
müssen. 

ln fast al len Industriegesellschaften 
des Westens n immt die Polarisierung 
zwischen arm und reich laufend zu.  
Warum, fragt Negt, ist es so schwer, in 
unseren Gesel lschaften zu einem öf­
fentlichen Konsens darüber zu gelan­
gen, den Reichtum so zu vertei len ,  
dass alle Menschen ein angstfreies Da­
sein führen können? 

Den Lösungsansatz für die Probleme 
der deutschen Gewerkschaften sieht 
Negt nicht darin ,  d ie traditionellen poli­
tischen Ansprüche über Bord zu wer­
fen und schlagkräftige, auf die betrieb-
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l iehe Realitäten bezogene Gewerk­
schaften zu schaffen, also praktisch auf 
ein System von Betriebsgewerkschaf­
ten überzugehen . Für ihn bleiben Ge­
werkschaften Verteidigungsorganisa­
tionen der sozial Schwächeren ,  d ie 
auch Absteiger schützen müssen und 
sich schon deswegen n icht an einem 
einzelnen U nternehmen orientieren 
können. 

Die Bedeutung von Gewerkschaften 
wird aber erst recht unterstrichen an­
gesichts der in umfangreichen Studien 
erwiesenen Tatsache, dass Arbeiter, die 
mit neuen Technologien arbeiten, ein­
deutig häufiger Gewerkschaftsmitglie­
der sind als Arbeiter, die mit konventio­
neller Technik umgehen.  Viel leicht ist 
d iese größere Organ isationsbereit­
schaft darauf zurückzuführen,  dass 
auch Rationalisierungsgewinner keine 
volle Anerkennung finden und auf kol­
lektive Hi lfe angewiesen sind. Gerade 
deshalb wäre es eine Fehlentwicklung 
die Gewerkschaftspol itik auf Lohn in­
teressen zu verengen. 

Dennoch solle man nicht übersehen, 
dass die immer kleiner werdenden Pro­
duktionsmittel zur Entflechtung der be­
trieblichen Großkomplexe führen und 
es den Menschen ermöglichen, ihre Ar­
beit dezentral - sogar in  ihren Wohn­
räumen - auszuführen .  Darum wird 
man d iskutieren müssen, die gewerk­
schaftl ichen Organisationsprinzipien 
neu auszurichten - auf den Betrieb ei­

nerseits und den Stadttei l  beziehungs­
weise das Wohngebiet andererseits. 
Die Gewerkschaft wird den Menschen 
möglichst dorthin folgen müssen,  wo 
sie sich tatsächlich aufhalten. Hier be­
dauert Negt die praktische Auflösung 
der DGB-Ortskartelle und d ie mangel­
hafte Beteil igung der Gewerkschaften 
an der Regional- und Kommunalpolitik. 
Auch die vielen (Bürger-) l n itiativen und 
I nteressengruppierungen der Men-
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sehen auf lokaler Ebene hält Negt für 
sinnvol le Anknüpfungspunkte für die 
gewerkschaftl iche Arbeit. 

Viel Raum widmet Negt der mangel­
haften Verbindung von Betriebsräten 
und Gewerkschaften ,  d ie dem deut­
schen System eigen ist. S ie g ibt den 
Unternehmern d ie zunehmend ge­
nützte Chance, d i rekt mit den Be­
triebsräten unter Umgehung der Ge­
werkschaften zu verhandeln .  Dass er 
daher eine bessere Zusammenarbeit 
und größere Ü bereinstimmung zwi­
schen Betriebsrat und gewerkschaft­
lichen Vertrauensleuten in  den Betrie­
ben und Gewerkschaften für notwen­
dig erachtet, ist n icht weiter verwun­
derlich. Auch eine betriebliche Tarifpo­
litik in Ergänzung zum Flächenkollek­
tiwertrag hält er für sinnvoll. Besonders 
betont er auch die Bedeutung der ge­
werkschaftlichen Bildungsarbeit 

Sehr viele Seiten widmet Negt dem 
Ausbau des kulturellen Mandates der 
Gewerkschaften ,  auf den er ganz be­
sonderes Gewicht legt. Aber hier muss 
der Rezensent gestehen, dass er sich 
in dem Wust der verwendeten soziolo­
g ischen Fachtermini n icht mehr aus­
kennt. Einerseits versteht Negt unter 
Kulturinstituten Opern, Schauspielhäu­
ser und Bibl iotheken ebenso wie Schu­
len und Universitäten. Er ist ganz em­
pört, dass der D irektor der Ruhrfest­
spiele, d ie teilweise von den Gewerk­
schaften finanziert werden, entlassen 
wurde, weil d ie Festspiele nur  22 .000 
Besucher hatten. 

Andererseits sagt er, wie d ie Men­
schen wohnen, essen und trinken, wie 
der Umgang mit Freunden und Feinden 
gestaltet wird, die Art zu leben und zu 
sterben, das sind Elemente von Kultur, 
und sie sind immer eine Frage der 
Klasse. ln diesen Bereichen stellt er ei­
nen ausgesprochenen Mangel an ge­
werkschaftl ich anerkannten Organisa-
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t ionsin itiativen fest. Die konkreten 
Handlungsvorschläge und vor allem die 
schlüssige Begründungen, warum die­
se den Gewerkschaften helfen sol len, 
hat der Rezensent allerdings nicht ver­
standen. 

Beim politischen Mandat ist das An­
l iegen von Negt schon wieder einsich­
tiger. ln der Pol it ik müsse die mora l i­
sche Dimension wieder eine zentrale 
Rolle spielen, was vielleicht in den letz­
ten Jahren - angesichts der um sich 
greifenden betriebswirtschaftl iehen 
Denkweisen - zu sehr vernachlässigt 
wurde. Für Negt s ind die Gewerk­
schaften nicht zu viel, sondern zu we­
nig politisch aktiv. Auf den Konflikt zwi­
schen dem DGB und Schröders SPD 
wird ausführlich eingegangen - bis der 
Leser d iese Besprechung in Händen 
hält, werden deren Ergebnisse bereits 
als (für die SPD bittere) Wahlresultate 
vorliegen .  

Wirtschaft und Gesellschaft 

I nsgesamt ist in der Streitschrift die 
Analyse wesentl ich besser, als es die 
Lösungsansätze sind.  Manches, was 
vor allem im organisatorischen Bereich 
von Negt empfoh len wird ,  machen wir 
in Österreich ohnedies. Wenn das viel­
leicht zu den Gründen für unsere doch 
weit mäßigeren Mitgl iederrückgänge 
gehört, sollten sich die deutschen Ge­
werkschaften diese Vorschläge doch 
genauer ansehen. 

Für eine Streitschrift, d ie Gewerk­
schaftsfunktionäre erreichen sol l ,  wer­
den viele, vermutlich zu viele soziolo­
gische Fachausdrücke verwendet, was 
die Verständl ichkeit für den N icht-So­
ziologen erheblich erschwert. Obwohl 
es Negt nicht wirklich gelingt, den deut­
schen Gewerkschaften einen überzeu­
genden Ausweg aus al len ihren Prob­
lemen zu weisen ,  ist das Buch al le in 

wegen seines Analyseteiles durchaus 
lesenswert. Thomas Lachs 
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Unfreiwillige Arbeitslosigkeit 

Rezension von: Michel De Vroey, 
Involuntary Unemployment. 

The Elusive Quest for a Theory, 
Routledge, London 2004, 

xvii + 296 Seiten, f 75. 

Seitdem Keynes seine "General The­
ory of Employment I nterast and Mo­
ney" im Jahr 1 936 veröffentlicht hatte, 
wurden der Inhalt und die Methoden 
d ieses Buches d iskutiert. Dabei wur­
den d ie zentralen Aussagen und d ie 
theoretischen Argumente verfeinert und 
präzisiert. Auf der einen Seite standen 
die sich in der einen oder anderen Art 
zum Keynes'schen Programm beken­
nenden Ökonomen, die Argumente für 
pol itische Eingriffe in die aggregierte 
Nachfrage suchten,  auf der anderen 
Seite die gegenüber diesen staatl ichen 
Eing riffen sehr skeptischen Wissen­
schaftler. Das Buch von De Vroey bie­
tet eine Geschichte ein iger Aspekte 
d ieser Diskussion. 

Der entscheidende Punkt dieses Bu­
ches ist, dass er einen zentralen Be­
griff der Theorie von Keynes, nämlich 
den von unfreiwil l iger Arbeitslosigkeit, 
genau analysiert und damit e inmal 
mehr nach den theoretischen Grund­
lagen der Theorie von Keynes und den 
späteren Keynesianern fragt. Er kommt 
dabei zu negativen Schlüssen.  Aller­
dings ist bei ihm damit kein Verdikt über 
makroökonomische Stabil isierungspo­
litik impliziert. Seine Frage ist vielmehr, 
ob die Instrumente der modernen öko­
nomischen Theorie widerspruchsfrei 
die al ltägl iche Vorstel lung von unfrei­
wi l l iger Arbeitslosigkeit a ls einem 
brauchbaren Konzept davon zulassen. 
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Zum Unterschied von den Angriffen 
der Anti-Keynesianer beruht dieses Er­
gebnis n icht auf der Überzeugung, 
dass Märkte ohne Eingriffe so gut funk­
tionieren, dass so etwas wie Arbeitslo­
sigkeit als Problem für Wirtschaftspoli­
tik nicht entstehen kann.  Vielmehr fragt 
De Vroey, ob das Konzept von unfrei­
wil l iger Arbeitslosigkeit in  dem von der 
modernen Ökonomie verwendeten the­
oretischen Rahmen der Wah lhandlung 
und Optimierung zureichend begrün­
det werden kann. Das Buch ist eine Ar­
beit über Aspekte ökonomischer The­
orie und ihrer Geschichte und nicht ei­
nes über Stabil isierungspolitik. 

ln  den ersten Kapiteln wird das Prob­
lem dargestellt, nämlich welche Anfor­
derungen ein Konzept von unfreiwi l l i­
ger Arbeitslosigkeit erfüllen muss. Da­
ran schl ießen sich d ie theoriege­
schichtlichen Teile, nämlich ob die Ver­
wendung dieses Konzepts in den ver­
schiedenen makroökonomischen The­
orien d iesen Anforderungen genügt. 
Das erste d ieser Kapitel ist natürl ich 
Keynes gewidmet, daran schl ießt sich 
die Diskussion der ersten keynesiani­
schen Modelle, der Theorie des Un­
gleichgewichts, der Anti-Keynesianer 
und der modernen Neo-Keynesianer. 

Gemäß De Vroey kann von unfreiwil­
l iger Arbeitslosigkeit im Kontext der 
Wirtschaftstheorie nur dann gespro­
chen werden, wenn eine Person plant, 
zum herrschenden Lohn in einer Peri­
ode zu arbeiten,  dann aber während 
dieser Periode nicht beschäftigt ist. Das 
erlaubt zwei Interpretationen. Erstens, 
es g ibt zwischen dem optimalen Plan 
und dem tatsächlichen Handeln (von 
De Vroey eher missverständlich als op­
timierendes Verhalten bezeichnet) ei­
ne Divergenz. Das allein ist aber nicht 
ausreichend für das Bestehen von un­
freiwilliger Arbeitslosigkeit im Sinne von 
Keynes und der seither laufenden Dis-
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kussion. Individuelle Ungleichgewichte 
dürfen vielmehr darüber h inaus keine 
Marktanpassung hervorrufen,  wobei 
d ieser Mangel an Anpassung nicht auf 
i nstitutionelle Gegebenheiten - ge­
setzliche Mindestlöhne, Gewerkschaf­
ten - beruhen darf. Es muss sich also 
um Marktgleichgewichte handeln .  Die 
Frage ist, wie es im Rahmen einer The­
orie, die al les Geschehen als Resultat 
ind ividueller Wahlhandlungen erklärt, 
möglich ist, dass individuelle Ungleich­
gewichte mit gesamtwirtschaftl ichen 
Gleichgewichten vereinbar sind. Die 
zweite Möglichkeit ist, dass es sich wie 
etwa im Sinne der Theorie der implizi­
ten Kontrakte (z. B. bei Azariadis) um 
ind ividuel le Gleichgewichte handelt. 
Dann allerdings verliert, wie in dem Ka­
pitel über impl izite Kontrakte gezeigt 
wird ,  unfreiwil l ige Arbeitslosigkeit die 
Bedeutung,  die sie bei Keynes hatte. 
Der Imperativ einer Nachfragepol it ik 
kann bei der Erklärung von Arbeitslo­
sigkeit durch impl izite Kontrakte nicht 
ohne zusätzliche Annahmen gefolgert 
werden. 

Dies hängt mit einer weiteren Unter­
scheidung zusammen, die De Vroey 
trifft. Charakterisiert man unfreiwi l l ige 
Arbeitslosigkeit als einen Zustand, in 
dem bei herrschendem Lohn Arbeit Su­
chende keine Beschäftigung finden, 
oder aber als ein Marktgleichgewicht, 
das durch politische Eingriffe in die ag­
gregierte Nachfrage in ein anderes 
Gleichgewicht übergeführt werden 
kann ,  das erstens höhere Beschäfti­
gung aufweist und zweitens superior im 
Sinne von Pareta ist? Dieser Zustand 
einer Wirtschaft wird von De Vroey als 
domin ierte Unterbeschäftigung be­
zeichnet. Es handelt sich dabei durch­
aus um unterschiedliche Fragestellun­
gen. ln der ersteren Vorstellung von un­
freiwil l iger Arbeitslosigkeit ist diese der 
Ausgangspunkt der Analyse, an d ie 
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sich die Frage knüpft, ob sie durch ei­
ne pol itisch induzierte Erhöhung der 
Nachfrage gesenkt werden kann .  
Nimmt man die zweite Definition, näm­
lich die eines Gleichgewichts mit Unter­
beschäftigung, so ist d ie theoretische 
Frage: Gibt es in diesem Gleichgewicht 
Arbeitslosigkeit im Sinne der ersten De­
finition? 

Im Kapitel über Keynes wird gezeigt, 
dass im zweiten Kapitel der General 
Theory das erste Kriterium verwendet 
wird, ab dem dritten Kapitel aber das 
zweite Kriterium.  Für Keynes fielen d ie 
beiden Kriterien zusammen. Jedenfalls 
benötigt man für eine Vorstel lung von 
Unterbeschäftigung e in Konzept von 
Vollbeschäftigung, um die Differenz als 
Arbeitslosigkeit bezeichnen zu können. 
Das wiederum setzt spezifische Theo­
rien voraus. Insbesondere für d ie neo­
keynesianischen Theorien,  die ja um 
e ine mikroökonomische Begründung 
bemüht waren, zeigt der Autor, dass es 
zwar teilweise gelingt, unfreiwil l ige Ar­
beitslosigkeit im ersten Sinne als Re­
sultat des Modells zu generieren, die­
ses aber nicht Unterbeschäftigung auf­
weist. Dies gilt n icht nur für die Theo­
rie der impliziten Kontrakte, sondern et­
wa auch für die Theorie der Effizienz­
löhne und der Erklärung von Arbeitslo­
sigkeit in Model len monopolistischer 
Konkurrenz. 

Noch eine begriffl iche Unterschei­
dung ist zu treffen: Arbeitslosigkeit und 
Rationierung am Arbeitsmarkt. Es gibt 
nämlich auch andere Formen von Ra­
tionierungen am Arbeitsmarkt als die 
der Arbeitslosigkeit, nämlich die der Be­
schäftigung in einem Segment des Ar­
beitsmarktes, das nicht dem als Re­
sultat des Optimierungskalküls präfe­
rierten entspricht. Auch h ierbei ist die 
Unterscheidung zwischen dem opti­
malen Plan und der tatsäch l ichen 
Handlung von Bedeutung. Wenn jener 

601 



Wirtschaft und Gesellschaft 

nicht realisiert werden kann, so besteht 
die Möglichkeit, in einem für den Akteur 
schlechteren Marktsegment Beschäfti­
gung zu finden. Unfreiwill ige Arbeitslo­
sigkeit muss sich vor al lem am Ar­
beitsmarkt für unqual ifizierte Arbeits­
kräfte zeigen.  Dieser Aspekt ist wichtig 
für jene neo-keynesianischen Modelle, 
die einen hierarchisch strukturierten Ar­
beitsmarkt annehmen, wobei für den 
Markt mit den schlechteren Optionen 
Markträumung angenommen wird. 

Alle d iskutierten Theorien haben ei­
nes gemeinsam:  Sie treffen jewei ls 
spezifische Annahmen und - sieht man 
von Keynes ab - schreiten dann rasch 
zur formalen Darstel lung zur Gewin­
nung der Resultate fort. D ie Analyse 
von De Vroey untersucht hingegen ge­
nauer die institutionellen Annahmen der 
Theorien.  Es geht n icht um  eine ver­
meintliche Realität der Marktwirtschaft, 
vor allem des Arbeitsmarktes, die mög­
licherweise ganz anders ist, als in den 
Modellen angenommen, sondern um 
d ie Frage, welche Annahmen über d ie 
Arbeitsweise der Märkte getroffen wur­
den und welche Auswirkungen dies für 
die Theorie hat. 

Zunächst werden zentralisierte Märk­
te den dezentralisierten gegenüberge­
stellt. l n  ersteren wird eine Institution 
vorausgesetzt, über d ie alle Käufe und 
Verkäufe abgewickelt werden.  Der 
Preis ist immer öffentl ich. ln der Rea­
lität kommen Börsen dem am nächs­
ten .  Die Vorstel lung von Walras mit 
dem Auktionator ist wohl  das klassi­
sche Model l ,  d iese Art des Marktge­
schehens zu erfassen.  Es gibt keine 
Handlung außerhalb des Gleichge­
wichtes. D iese Vorstel lung l iegt den 
meisten ökonomischen Theorien zu 
Grunde. Unfreiwill ige Arbeitslosigkeit ­
zum Unterschied von Unterbeschäfti­
gung - kann damit nicht modelliert wer­
den, da ja erst dann Verträge ge-
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schlossen werden, wenn al le Tei lneh­
mer am Markt im Gleichgewicht sind. 
Ein Marktgleichgewicht setzt notwen­
digerweise das Gleichgewicht für al le 
Akteure voraus. Theorien ,  die die Mög­
l ichkeit von Beschäft igungspol it ik im 
Rahmen Neo-Walrasian ischer Model­
le untersuchen, können daher nicht un­
freiwil l ige Arbeitslosigkeit annehmen. 
Das trifft für die Theorien von Patinkin, 
von Clower, von Leijonhufvud und der 
späteren Ungleichgewichtstheorie zu. 
Lucas hatte es natürlich leicht, mit die­
ser Vorstel lung Nachfragepolitik abzu­
lehnen. 

Bei dezentralen Märkten h ingegen 
finden Käufe und Verkäufe in bi latera­
len Aktionen statt. De Vroey bezieht 
sich dabei auf die Darste l lung des 
Marktgeschehens bei MarshalL Der 
Untersch ied zwischen Walras und 
Marshall liegt für ihn nicht primär in der 
Unterscheidung von allgemeinem und 
partiel lem Gleichgewicht, sondern in 
der Wirkungsweise der Märkte. So wird 
etwa im Kapitel über Keynes gezeigt, 
dass dessen Theorie die Frage des all­
gemeinen Gleichgewichts behandelt. 
Dies erfolgt aber nicht in den Konzep­
ten von Walras, sondern in denen von 
MarshalL 

Für dieses Modell muss freil ich extra 
spezifiziert werden, wodurch die Ver­
bindung zwischen den einzelnen Trans­
aktionen hergestellt wird . Schließl ich 
finden sie, anders als in  walrasiani­
schen Modellen, voneinander separiert 
statt. Für die Etablierung des Gleich­
gewichts wird von Marshall d ie Annah­
me der vol lkommenen I nformation ge­
troffen. Nur so kann gesichert werden, 
dass alle Transaktionen zum gleichen 
Preis stattfinden. Diese Annahme ist in 
walrasianischen Modellen im Grunde 
genommen redundant. De Vroey be­
tont, dass Marshall stärkere I nforma­
tionsannahmen treffen muss als Wal-
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ras. Er muss nämlich annehmen, dass 
jeder Akteur alle Informationen über die 
Angebots- und Nachfragefunktionen al­
ler anderen Akteure hat, während es 
bei Walras genügt, dass der Auktiona­
tor d iese I nformationen hat. 

l n  einer H insicht al lerd ings erlaubt 
das Marschal l 'sche Konzept mehr 
Spielraum zur Analyse von Arbeitslo­
sigkeit, näml ich durch die Unterschei­

dung von normalem Gleichgewicht und 
Marktgleichgewicht l n  Ersterem hat 
kein Markteilnehmer einen Anreiz, das 
Verhalten in der nächsten Periode zu 
ändern. Akteure sind in ihrem Gleich­
gewicht. Marktgleichgewicht hingegen 
heißt nur, dass der Markt am Markttag 
geräumt wird. Wenn nun Akteure nicht 
die in ihrem optimalen Plan bestimmte 
Position haben, handelt es sich n icht 
um ein normales Gleichgewicht. Die 
Akteure sind n icht in ihrem ind ividuel­
len Gleichgewicht, und es kann zu Än­
derungen kommen. 

Die ersten Kapitel des Buches, in de­
nen die konzeptuel len Fragen ana ly­
siert werden, und das Kapitel über Key­
nes sind gut verständlich, und sie zei­
gen, dass genaue Darste l lungen der 
Wirkungsweise der von der Theorie an­
genommenen Institutionen von Bedeu­
tung sind. Die späteren Kapitel sind für 
Kenner der darin diskutierten Theorien 
ebenfal ls gut verständlich. Es handelt 
sich um Theoriegeschichte im besten 
Sinn des Wortes. Es wird die Entwick­
lung einer theoretischen Fragestellung 
als ein Fortschreiten dargestel lt .  Ich 
vermute aber, dass die Kenntnis man­
che der behandelten Theorien ,  etwa 
der neo-walrasianischen Ansätze und 
der Ungleichgewichtstheorie aus den 
60er und 70er Jahren, heute nicht weit 
verbreitet ist. Ohne diese Kenntnis sind 
die entsprechenden Kapitel nicht wirk­
l ich verständlich. 

Es ist jedenfalls zu hoffen, dass die 
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Diskussion der in dem Buch behandel­
ten Fragen nicht auf den Kreis der Öko­
nominnen beschränkt bleibt, der Inte­
resse an der Geschichte der Theorie 
hat, sondern auch jene sich daran be­
tei l igen,  deren I nteresse an Wirt­
schaftstheorie von den Fragen der Wirt­
schaftspolitik bestimmt ist. Zu wichtig 
ist das Thema der Arbeitslosigkeit. De­
ren theoretische Erklärungen sind, wie 
von De Vroey gezeigt wird , sehr unbe­
friedigend. Das hat Konsequenzen für 
d ie Wirtschaftspolitik. 

Der Begriff der unfreiwi l l igen Ar­
beitslosigkeit ist jedenfalls normativ be­
lastet. Er wurde von Keynes eingeführt 
gegen d ie Vorstel lung der älteren The­
orie, nämlich dass es den Arbeitslosen 
jederzeit möglich wäre, eine Arbeit zu 
finden ,  wenn nur  der Lohn entspre­
chend sinkt. Diese auch von anti-key­
nesianischen Ökonominnen vertretene 
Auffassung ist in trivialer Weise richtig: 
Jede/r Arbeitslose kann zu einem Lohn 
von nu l l  Beschäftigung finden, ohne 
dass der Lohn der bis dahin Beschäf­
tigten sinkt, etwa durch die Bereitschaft, 
in einem privaten Haushalt anwesend 
zu sein und einfache Tätigkeiten aus­
zuüben. Da - um ein Wort Marshal ls 
zu gebrauchen - die Weit keine Sprün­
ge macht, wird auch bei einem sehr 
kleinen Lohn für diese Personen die Ar­
beitslosigkeit kaum größer als null sein .  

Es wird aber kaum jemandem einfal­
len, eine Person nicht als arbeitslos zu 
bezeichnen, d ie keinen anderen Ar­
beitsplatz findet als in einem privaten 
Haushalt zu einem Lohn  kaum größer 
als nu l l .  Dies nicht aus einem spezifi­
schen Verständnis der ökonomischen 
Theorie, sondern auf Grund einer nor­
mativen Vorstel lung: Eine Arbeit zu ei­
nem Lohn fast nu l l  ist n icht zumutbar. 
Den Forschungsprogrammen der Anti­
Keynesianer zufolge soll der Lohn nicht 
auf nul l  sinken, sondern kleine Verän-
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derungen der Lohnhöhe, geringe Lo­
ckerungen des Arbeitsrechtes sollen 
g roße Veränderungen auf den Ar­
beitsmärkten auslösen können. 

Es ist schon merkwürdig: Obwohl Ar­
beitslosigkeit ein zentrales Thema der 
Wirtschaftstheorie und der Wirt­
schaftsforschung ist und obwohl d ie 
Ökonomie um die Wichtigkeit von Prei­
sen für die auf einem Markt gehandel­
ten Mengen weiß,  so g ibt es wenige 
Analysen im Rahmen der ökonomi­
schen Theorie über die Preisbi ldung 
auf den Arbeitsmärkten. Man beachte 
etwa folgende Tatsachen: Arbeitsver­
träge werden überwiegend n icht von 
Arbeit Suchenden abgeschlossen, son­
dern sind Verlängerungen bestehender 
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Arbeitsverträge, in denen Renten neu 
verteilt werden. Wenn diese Renten für 
die eine oder andere Seite zu gering 
ist, so dauert es längere Zeit, bis Men­
genreaktionen einsetzen,  die die be­
stehenden Arbeitsplätze betreffen. Das 
lässt sich schwer mit Vorstel lungen von 
periodisch erneuerten Marktgleichge­
wichten erfassen. Die Lohnbildung wird 
der politischen Ökonomie der Arbeits­
märkte überlassen, die wenig Verbin­

dung mit der modernen Ökonomie ein­
geht. Es ist zu hoffen,  dass das Buch 
von De Vroey eine Anregung ist, d ie 
Fragen der Lohnbildung auch im Rah­
men der ökonomischen Theorie ver­
stärkt zu beachten. 

Peter Rosner 
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Egon Matzner, 
der optimistische Sisyphus 

Rezension von: Günther Chaloupek, 
Ame Heise, Gabriele Matzner-Holzer, 
Wolfgang Roth (Hrsg.), Sisyphus als 

Optimist - Versuche zur zeitgenössischen 
politischen Ökonomie - In Memoriam 
Egon Matzner, VSA-Verlag, Harnburg 

2005, 420 Seiten, € 26,80. 

Egon Matzner, der im Herbst 2003 
völ lig überraschend aus dem Leben ge­
rissen wurde, war - wie d ie Herausge­
ber am Ende des Bandes in ihrer Wür­
digung treffend bemerken - " . . .  einer 
gängigen berufl ich-geistigen Gruppe 
( . . .  ) nur schwer zuzuord nen,  denn er 
verstand sich als sozioökonomischer 
Forscher mit Blick auf die Gesamtheit 
der Verhältnisse in Wirtschaft, Gesell­
schaft und Politik. Auch in der Wissen­
schaftstheorie, Phi losophie, Literatur 
und Kunst suchte und fand er Ge­
sprächspartner und inhaltliche Fundie­

rung. Darüber h inaus war er ein ge­
sellschaftskritischer Denker und ein 
eminent pol itisch denkender Mensch" 
(S. 4 1 2) .  

Es ist den Herausgebern gelungen, 
genau diesen Charakter im vorliegen­
den,  ebenso mühe- wie l iebevol l  zu­
sammengestellten Werk widerzuspie­
geln .  Dieses will keine Rückschau auf 
Matzners Werk sein ,  sondern es ver­
steht sich zu Recht als Kaleidoskop, 
das Denkanstöße zu der enorm brei­
ten und vielschichtigen Themenpalet­
te präsentiert, welche Matzner behan­
delte, wobei sich in den Beiträgen auch 
der Humanismus und der oft unbeque­
me kritische Geist Matzners wiederfin­
den. 
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Naturgemäß ist es unmögl ich,  h ier 
auf al le 23 Beiträge im Detail und kri­
tisch einzugehen .  Vie lmehr sol l d ie 
stichwortartige Darstellung des vielfäl­
tigen Themenspektrums einen Anreiz 

l iefern , zwecks ausführlicherer Lektü­
re zu d iesem Buch zu greifen. 

Eingangs behandeln Gernot Grabher 

("The socio-economics of projects: a 
kaleidoscopic view on temporary orga­
nizations") und Frantisek Novosad ("On 
boundaries and bounds in modernity") 

grundlegende wissenschaftspolitische 
und phi losophische Themen. Halfried 
Bauer kritisiert in seinem Beitrag, dass 
bei al len Fortschritten bei der Moder­
n isierung des öffentl ichen Sektors 
("N PM") das öffentl iche Finanzma­
nagement weitgehend ausgespart ge­
bl ieben ist, und er präsentiert entspre­
chende Reformansätze, konzentriert 
auf Finanzausgleichssystem und öf­
fentliches Rechnungswesen. 

Thematisch verwandt dazu ist Mai­
eolm Sawyers Analyse der "Private Fi­
nance I nitiative" als sign ifikantes Ele­
ment des "Dritten Weges" der Wirt­
schaft Großbritanniens, welche die Fi­
nanzierung und Errichtung von Projek­
ten in Sektoren wie Gesundheit, Erzie­

hung , Transport oder Verteid igung 
durch private Unternehmen umfasst, 
die dann von der öffentlichen Hand ge­
least werden. Er kommt zu dem 
Schluss, dass die davon erhoffte Ent­
lastung der öffentlichen Hand nur kurz­
und mittelfristig eintritt, und auch d ies 
vorwiegend nur aus buchhaltungstech­
nischen Gründen, während langfristig 
eher eine Belastung zu erwarten sei. 
Darüber hinaus zeigt eine detai l l ierte­
re Bewertung der Risikokosten,  dass 
traditionelle öffentliche Investitionen so­
gar kostengünstiger seien. Weiters wird 
die behauptete größere Effizienz in Fra­
ge gestellt, da diese in der Regel durch 
Androhung von Pönalen erzwungen 
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wird , was aber prinzipiell genauso bei 
traditionellen öffentlichen Investitionen 
gehandhabt werden könnte. 

Kazimierz Laski und Roman Römisch 
befassen sich mit dem Zusammenhang 
von Wachstum und Sparen in den USA 
auf Basis der Theorie der effektiven 
Nachfrage. Die generellen von d ieser 
Theorie postulierten Zusammenhänge 
werden für den Zeitraum 1 960-2003 
ebenso bestätigt wie der Einfluss der 
Aktienpreise auf die Sparneigung und 
damit das B I P-Wachstum .  E ine Re­
zession sei durch die sinkende Investi­
t ionsneigung und wegen der - auf­
grund der schwächeren Performance 
der Aktienmärkte - steigenden Spar­
neigung nicht auszuschließen. 

Stephan Schulmeister zeigt in einem 
Vergleich der wichtigsten makroökono­
mischen Indikatoren, dass d ie Wachs­
tumsdifferenzen zwischen USA, 
Deutschland und dem übrigen Euro­
raum seit 1 990 wesentlich auf Fakto­
ren zurückzuführen sind, welche in der 
dominierenden neoliberalen Sicht aus­
geblendet werden,  näml ich auf 
Schwankungen von Aktien-, Wechsel­
kursen und Rohstoffpreisen, auf die 
Wirkung von Geld- und Fiskalpolitik so­
wie die Wirkung der Pol it ik auf Ein­
kommensentwicklung,  Vertrauen und 
damit auf d ie Konsumnachfrage. Des­
halb seien auch traditionelle zeitgeisti­
ge Diagnosen wie etwa zu hohe Lohn­
kosten und zu hohes Regul ierungsni­
veau und daraus abgeleitete Therapien 
essenzielle Elemente der Krise selbst 
und nicht ihrer Überwindung. 

Günther Chaloupek erörtert die 
H intergründe des polit ischen Kurs­
wechsels in Österreich ab dem Jahr 
2000, welcher eine deutliche Schwä­
chung der trad itionellen Rolle der So­
zialpartner beinhaltete, und er stellt die 
Strategien der Regierung und von Tei­
len des Unternehmerlagers zur Schwä-
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chung der Arbeitnehmer und ihrer l n­
teressenvertretungen dar. Er kommt zu 
dem Schluss, dass mit einer solchen 
Politik der Umverteilung der politischen 
Kräfte die gravierendsten Probleme der 
heimischen Wirtschaft wie Nachfrage­
schwäche und Arbeitslosigkeit nicht er­
folgreich bewältigt werden können . Ei­
ne dazu notwendige Reaktivierung der 
Sozialpartnerschaft und damit ihrer 
Stabilisierungs- und Kostensenkungs­
funktion sei aber unter einer ÖVP-FPÖ 

(bzw. BZÖ)-Regierung nicht zu erwar­
ten .  Auch eine von manchen als Kom­
promisslösung gesehene "Sozialpart­
nerschaft light' oder ,just-in-time-Sozi­
alpartnerschaft" (punktuelle, themen­
bezogene Zusammenarbeit ohne das 
Fundament eines umfassenden ge­
meinsamen Verständnisses über mak­
roökonomische Zusammenhänge) wä­
re bloß ein Zwischenstadium im Über­
gang zu einer Konfrontationsgesel l­
schaft. 

Peter Unterweger beschreibt die He­
rausforderungen für die in einer weit­
gehend neol iberalen Weit in die De­
fensive gedrängten Gewerkschaften 
sowie e in ige der eingeschlagenen 
Gegenstrategien (hin zu einer Globali­
sierung mit einer sozialen Dimension a 
Ia IAO-Agenda) und auch (Teii-)Erfolge 
in d ieser Richtung. Besonderes Au­
genmerk wird dabei der problemati­
schen Rolle Chinas gewidmet. Im ver­
halten optimistischen Ausblick wird be­
sonders auf d ie Notwendigkeit von Al­
l ianzen m it neuen Bewegungen mit 
ähn l ichen Zielen verwiesen .  Ähn l ich 
pläd iert Ferd inand Lacina i n  seinem 
Beitrag "für einen Kapital ismus mit 
menschl icherem Antl itz", in welchem er 
die extremsten Perversionen des Tur­
bokapital ismus und eine Vertrauens­
krise als deren Konsequenz beschreibt. 

Kurt W. Rothschi ld befasst sich mit 
dem Begriff des Wohlfahrtsstaates, an 
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dessen fast automatische Entwicklung 
man vor etwa einem halben Jahrhun­
dert zu glauben begann, was aber spä­
testens vor etwa einem Vierteljahrhun­
dert revid iert werden musste. Roth­
schilds Analyse des Zusammenspiels 
von objektiven Rahmenbedingungen 
sowie Motiven und Handlungen von 
Menschen und I nstitutionen kommt zu 
wenig optimistischen Perspektiven be­
züglich einer Rückkehr zur wohlfahrts­
staatl ichen Zielsetzung, vor al lem da­
durch, dass im Kräftedreieck Kapital­

Arbeit-Staat eine dramatische Macht­
verschiebung hin zum transnationalen 
Kapital- und Finanzsektor stattfand.  

Arne Heises Auseinandersetzung mit 
den Ursachen der Entwicklung der 
deutschen Sozialdemokratie in einem 
zunehmend fernsah- und eventgesteu­
erten Umfeld kommt unter dem Titel 
"Das Ende der Sozialdemokratie?" zu 
ähnl ich wenig euphorischen Schluss­
folgerungen, obwohl  er alternative 
Handlungsoptionen wie präzisere ide­
ologische Positionierung (Etabl ierung 
einer "Marke") und entsprechende 
Übersetzung in Regierungshandeln an­
zubieten hätte, welche allerdings in der 
mediengesteuerten Gesellschaft nur  
schwer durchsetzbar seien. Somit ver­
bleibt Heise d ie vage Hoffnung,  dass 
ein sozialdemokratisch initiiertes neu­
es Governance-System in  der EU zu 
einem postkeynesian ischen Wohl­
fahrtsstaat führen könnte. 

Birgit Mahnkopf beschreibt den Sie­
geszug einer angeblich alternativlosen 
Pol itik der marktgesteuerten Globali­
sierung ,  seit durch den Zusammen­
bruch des "Realsozial ismus" die Sozi­
aldemokratie ihre Alchimistenrolle ver­
loren hat, näml ich die Angst vor dem 
Kommunismus in  sozialen Fortschritt 
umzumünzen.  Im Mittelpunkt ihrer Er­
örterungen steht die programmatische 
Verschiebung in der Gerechtigkeitsde-
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batte seit 1 990, h in  zu "Gerechtigkeit 
statt Gleichheit" oder "Durch Ungleich­
heit zu mehr Gerechtigkeit", wie auch 
der Titel ihres Beitrages lautet. 

Auch Trautl Brandstaller kommt in ih­
rer Analyse "Sackgasse ,Dritter Weg"' 
zu dem Schluss, dass die bislang von 
der Sozialdemokratie präsentierten 
Strategien gegen den global isierten Ka­
pitalismus, gegen die Entstehung einer 
neuen Klassenstruktur in der Ersten 
und Zweiten, gegen d ie Fortdauer von 
Hunger und Armut in der Dritten Weit 
und für neue Spielregeln für eine hu­
manere Global is ierung n icht ausrei­
chen werden,  um ihren Bedeutungs­
verlust zu vermindern. Statt dem Drit­
ten Weg sei ein Zweiter Weg, also ei­
ne echte Alternative zur aktuellen neo­
l iberalen Politik gefordert. 

Die europäische Wirtschaftspolitik ist 
das Thema Jörg Huffschmids. Er ver­
misst e in eigenständig europäisches 
Gesellschaftsmodell und diagnostiziert 
eine zunehmende Annäherung an das 
US-amerikan ische Model l .  N icht d ie 
Zwänge der Globalisierung,  sondern 
die Unfähigkeit und mangelnde Bereit­
schaft der Politik seien wesentliche Ur­
sache für die deprimierende wirt­
schaftliche und soziale Lage in Euro­
pa. Der Mix aus exzessivem Marktra­
dikalismus, einer restriktiven Makropo­
l itik und strukturpol itischem Min ima­
l ismus (zu wenig Mittel für reg ionale 
Strukturpol it ik) führt zu Ergebnissen, 
die n icht dem Interesse der Mehrheit 
der Menschen entsprechen und zu de­
mentsprechenden Akzeptanzproble­
men führen. 

Huffschmid präsentiert drei Ansätze 
zur Ü berwindung d ieser problemati­
schen Lage: ( i )  mehr Realismus bei 
den Regierungen, wenn diese erken­
nen, dass der bisherige Weg nationale 
Alleingänge provoziert und damit eines 
der Hauptziele des Neol iberal ismus, 
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nämlich steigendes Gewicht der EU auf 
den Weltmärkten ,  bedroht; ( i i )  d ie He­
rausbildung einer Avantgarde von Mit­
gl iedstaaten, die sich auf eine besse­
re Pol it ik im Bereich der gesamtwirt­
schaftl ichen Steuerung, der Sozial- ,  
Struktur- und Regionalpolitik verstän­
digen; (i i i) die Verstärkung der politi­
schen Opposition und von sozialen Be­
wegungen gegen eine Politik, durch die 
für zunehmende Teile der Gesellschaft 
so gut wie alle Seiten ihres materiellen 
und gesellschaftl ichen Lebens prekär 
werden, was eine Verstärkung der Zu­
sammenarbeit traditioneller Organisa­
tionen mit neueren Formationen be­
dingt. 

Günther Schmid setzt sich kritisch mit 
der deutschen "Agenda 201 0" ausei­
nander, wobei er Matzners " Idee Euro­
pa" als Bezugspunkt n immt. Der Au­
ßen- und S icherheitspolit ik gewidmet 
sind die nachfolgenden Beiträge von 
Monika Mokre und Sonja Puntscher 
Riekmann über "Gemeinsame Außen­
und Sicherheitspol itik: Wil le und We­
ge", von Gerald Mader über "Visionen 
einer europäischen Friedenspolitik", von 
Lutz Unterseher über "Europe in Arms: 
Der mi l itärische Aspekt einer Frie­
densmacht" und - österreichbezogen 
- von Erwin Lanc über "Österreichs Au­
ßen- und Sicherheitspolitik, eine Rest­
größe?". 

Die Probleme, Konsequenzen und 
Zukunft der (Post-)Transformations­
prozesse i n  mittel- und osteuropäi­
schen Ländern sind Gegenstand der 
Beiträge von Joze Mencinger ("Transi­
tion in eastern and central Europe -
consequences and future") und Jan 
Kregel ("The making of global rules") . 
Heiner Flassbeck ("Saving, investment, 
debt and the transfer problem") , Rune 
Skarstein ("Economic development by 
means of free trade?") und Amit Bha­
duri (" Emerging g loba l  ru les and the 
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developing countries") erörtern in der 
Folge Zusammenhänge zwischen Glo­
balisierung und Entwicklung. 

Elmar Altvater arbeitet die Notwen­
digkeit heraus, der scheinbar unpoliti­
schen Ökonomie der Neoklassik eine 
"zeitgemäße internationale pol itische 
Ökonomie" gegenüberzusetzen, indem 
Markt und Macht thematisiert und ihr 
widersprüchl icher Zusammenhang 
analysiert werden. Mit Hi lfe der welt­
weiten Vielfalt von Bewegungen und 
Aktionen könnte eine große kritische 
pol it-ökonomische Debatte dazu bei­
tragen, der "Utopie einer Globalisierung 
mit menschlichem Maß" näher zu kom­
men. 

Abschl ießend entwerfen Maurice 
Bertrand ("A new type of society") und 
Chantal Mouffe ("Towards a multipolar 
world order") ihre Visionen neuer Ge­
sellschaftsformen, bei Bertrand geprägt 
vom Streben nach Selbstverwirklichung 
und Kreativität, während bei Mouffe die 
Notwendigkeit des Übergangs von der 
aktuellen , unipolar US-dominierten zu 
einer mult ipolaren Weltordnung im 
M ittelpunkt steht. Seit dem 1 1 .  Sep­
tember 2001 scheint d ieser Un ipola­
rismus gestärkt worden zu sein ,  womit 
d ie Anstrengungen forciert werden 
müssen, für eine Anerkennung des plu­
ralistischen Charakters der Welt einzu­
treten .  Der Beitrag Europas zu einer 
demokratischeren und plural istische­
ren Welt sollte daher in  der Ausarbei­
tung eines zur USA alternativen Sozi­
al- und Wirtschaftsmodells liegen. 

Es liegt auf der Hand dass die ver­
schiedenartigen Beiträge kein konsis­
tentes Bild ergeben. Dies war von den 
Herausgebern auch gar n icht beab­
sichtigt. Jedenfalls weisen sie aber als 
gemeinsames Merkmal auf, nicht den 
bequemen Weg eingeschlagen zu ha­
ben und nicht im Mainstream zu 
schwimmen,  getragen von der Ü ber-
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zeugung, dass es dringend notwendig 
ist, Lösungen für eine Verbesserung 
der sozialen und wirtschaftl ichen Lage 
der überwiegenden Mehrheit der Welt­
bevölkerung zu entwickeln .  

Natürlich ließen sich bei dieser Fülle 
zumeist unkonventionel ler Beiträge 
zah lreiche Krit ikpunkte zu e inzelnen 
Thesen anführen und Widersprüche 
herausarbeiten .  Doch auch dies ist 
dem Buch n icht anzulasten,  sondern 
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es liegt in der Intention der Herausge­
ber, die es im Geiste Matzners als Plä­
doyer gegen die aktuelle und überhaupt 
jede ideolog ische Monokultur verste­
hen und als Beitrag für einen Diskurs, 
der heute notwendiger erscheint denn 
je. Es ist zu hoffen,  dass d iese wert­
volle Fundgrube von originellen Denk­
anstößen einen breitestmöglichen Le­
serkreis findet, um so als Katalysator 
für diesen Diskurs wirken zu können. 

Thomas Delapina 
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Wirtschaftspolitik unter 
(fundamentaler) Unsicherheit 

Rezension von: Peter Mooslechner, 
Helene Schuberth, Martin Schürz (Hrsg.), 

Economic Policy under Uncertainty. 
The Role ofTruth and Accountability 
in Economic Advice, Edward Elgar, 

Cheltenham 2004, 322 Seiten, f 69,95. 

Dieses Buch geht auf einen Work­
shop zurück, der von der OeNB unter 
dem Titel "Truth in Economics - How 
Does Economics Relate to Social Re­
al ity?

" 
organ isiert wurde. Die Heraus­

geberl nnen,  M itarbeiteri nnen der 
OeNB, versammeln darin neben Auf­
sätzen von Teilnehmerinnen an diesem 
Workshop noch eine Reihe anderer 
Beiträge, die sich alle mit der Frage be­
schäftigen, was denn wohl d ie wissen­
schaftl iche Val id ität wirtschaftspolit i­
scher Expertise unter Bedingungen von 
(fundamentaler) Unsicherheit begrün­
de. Dass eine führende wirtschaftspo­
l itische Institution ein solches Thema 
zum Gegenstand wissenschaftl ichen 
Nachdenkans macht, verdient Respekt, 
wei l  damit angestrebt wird ,  n icht nur  
das eigene Tun und Handeln selbstkri­
tisch zu reflektieren, sondern auch ei­
ne über die Grenzen der eigenen Insti­
tution h inausgehende (wissenschaftl i­
che) Öffentl ichkeit in d iesen Refle­
xionsprozess einzubinden. 

Das Buch wird durch einen Beitrag 
eines der zur Zeit führenden ökonomi­
schen Methodologen, Uskali Mäki, ein­
geleitet, der unterschiedl iche Konzep­
te von "Wahrheit" im ökonomischen 
Diskurs auffindet. Die Unterschiedlich­
keil der Konzepte spielt für ihn jedoch 
keine zentrale Rolle, da es ihm auf die 
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Identität relevanter " Truth-Bearers" ( et­
was, das sowohl falsch als auch wahr 
sein kann) und "Truth-Makers" (etwas, 
das einen "Truth-Bearer'' als wahr setzt) 
ankommt. So erweist sich e in ökono­
misches Modell (" Truth-Bearer'') als 
wahr, wenn die tatsächlichen ökonomi­
schen Verhältnisse (" Truth-Maker'') ihm 
entsprechen.  Umgekehrt erweist sich 
beispielsweise die Annahme effizienter 
Finanzmärkte als falsch , wenn Markt­

ineffizienzen gegeben sind. Das heißt 
für Mäki jedoch nicht, dass falsche An­
nahmen immer unrealistisch sein 
müssten.  Mit seinem "real istischen" 
Konzept kritisiert Mäki eine andere füh­
rende ökonomische Methodolog i n ,  
Deirde McCioskey, welche a lle wissen­
schaftlichen Aussagen auf Rhetorik re­
duziert. Ohne McCioskey zustimmen 
zu wollen, möchte ich doch darauf be­
stehen, dass Mäkis "Real ismus" d ie 
Bedeutung der Sprache, der gewählten 
Begriffe und ihrer Verknüpfungen, die 
eine wissenschaftliche Theorie (ein Mo­
dell) ausmachen,  unterschätzt. 

Einen mit großer Iebens- und wis­
senschaftspraktischer Erfahrung aus­
gestatteten Artikel steuert Kurt Roth­
sch i ld  bei . Er legt Wert darauf, dass 
man bezüglich Wahrheit bzw. Ehrl ich­
keit im wissenschaftlichen Beratungs­
prozess skeptisch bleiben sol l .  Wis­
senschaftliche Standards können durch 
"Experten" leicht verletzt werden, wenn 
die Pol it iker d iese Wahrheit gar n icht 
hören wollen . So bleibt wissenschaftli­
che Beratung immer etwas Prekäres, 
durch Unzulängl ichkeiten Charakteri­
siertes, das zwar verbessert werden,  
jedoch niemals zu endgültigen Wahr­
heiten führen kann.  

Einige nicht uninteressante Aufsätze 
in der vorliegenden Anthologie wurzeln 
in der Tradition des "Pragmatismus", 
der auf Peirce and Dewey zurückgeht. 
Im Gegensatz zum Positivismus Pop-
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pers, der sich auf faktische Wahrheit 
bzw. Objektivität bezieht und skeptisch 
gegenüber der Berücksichtigung von 
Werthaltungen ist, argumentiert bei­
spielsweise der "Pragmc;�tiker" James 
Bohman für die Einbeziehung multi­
perspektivischer Institutionen und Über­
legungen. Eine sich ihren Aufgaben be­
wusste Demokratie ("deliberative de­
mocracy'') muss notwendigerweise ih­
re pluralistisch-normative Basis geltend 
machen. Bohman versucht ein Konzept 
einer demokratischen Forschung zu 
entwicke ln ,  das in  der Lage wäre, 
unterschiedl iche Gruppen mit unter­
sch iedlichem Problemlösungswissen 
auszustatten .  Keine demokratische In­
stitution kann den Anspruch erheben, 
umfassend genug zu sein ,  um Proble­
me wirksam lösen zu können. Ein de­
zentralisiert institutionalisierter Diskurs 
über Probleme und ihre Lösungsmög­
l ichkeiten könnte dann auch zu einer 
"innovativen Demokratisierung" führen. 
Ich muss gestehen , dass ich Bohmans 
Ansatz für nicht gänzlich ausgereift hal­
te, jedoch bringt er für mich jedenfalls 
theoretisch Neues und weiter Verfol­
genswertes. 

Für Roger Backhause haben sich 
methodelogische Überlegungen im 
Spannungsfeld von Anforderungen der 
Philosophie (Wissenschaftstheorie) und 
der politischen Praxis zu bewähren. Er 
bestreitet die überlieherweise von aka­
demischen Ökonominnen behauptete 
Vorherrschaft der abstrakten Theorie 
über die Pol it ik. Man sol lte intensiver 
die konkreten Praktiken von Wirt­
schaftspolitik studieren, um besser zu 
verstehen , wie ökonomische Ideen in  
d ie Politik Eingang finden. 

Helene Schuberth geht auf d ie Ten­
denz orthodoxer Ökonominnen ein, das 
Problem der Verantwortl ichkeit von 
Wirtschaftspol itikern für das, was sie 
tun ,  zu unterschätzen bzw. gar nicht ins 
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Blickfeld zu heben. Durch das Aufstel­
len "optimaler" wirtschaftspol itischer 
Regeln ,  beispielsweise in der l nfla­
tionsbekämpfung,  werden pol itische 
Entscheidungsträger quasi in  die Rol­
le rei n  funktionaler Regelerfü l ler ge­
drängt, was vor allem unter der Bedin­
gung Knight'scher Unsicherheit nach­
vol lziehbar absurd erscheint. 

Martin Schürz beschäftigt sich mit 
der Frage, ob und in welcher Weise 
phi losophische Wahrheitskonzepte für 
die Rechtfertigung wirtschaftspol iti­
scher Forderungen eine Rolle spielen .  
Wenn zum Beispiel Ökonominnen ei­
nen "plausiblen" Vorschlag unterbrei­
ten ,  dann sollte man diese Plausibi l ität 
dekonstruieren, das dahinter l iegende 
Wahrheitskonzept explizit machen. Die 
Forderung nach epistemischer Reflexi­
vität sol lte dann in der Lage sein ,  den 
wirtschaftspol itischen B l ick zu erwei­
tern, mögl iche Alternativkonzepte (mit 
einer anderen Episteme) bei wirt­
schaftspol itischen Entscheidungen 
ebenso zu berücksichtigen . 

Peter Mooslechner behandelt in sei­
nem Beitrag zwei wissenschaftstheo­
retische Größen, Kuhn und Popper. Für 
beide gi l t ,  dass die konkrete wirt­
schaftswissenschaftl iche Forschung 
von i hnen höchstens geringfügig be­
einfl usst wurde und wird . Besonders 
d ie ökonometrische Forschung hat ih­
re eigene methodelogische Basis he­
rausgebildet. Jedoch hat d ie haupt­
sächliche Anwendung ökonometrischer 
Modelle gemäß Mooslechner dazu ge­
führt, die Kluft zwischen methodisch ri­
goroser Forschung und der realen Weit 
zu vergrößern. Um diesen Prozess um­
zukehren ,  fordert der Autor als wich­
tigsten Schritt die E inb indung des fo­
kussierten Problems in sein historisch 
entstandenes Umfeld. 

Zusammenfassend lässt sich fest­
stel len,  dass al le Beiträge in d iesem 
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Buch mehr oder weniger zeigen, dass 
die positivistische Wissenschaft kei­
nesfalls in der Lage ist, die komplexen 
(wirtschaftspolitischen) Probleme der 
Gegenwart in den Blick zu bekommen, 
geschweige denn zu bewältigen. Die 
Herausgeberinnen favorisieren explizit 
eine pragmatische Herangehensweise, 
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die auch demokratiepolitische Fragen 
nicht außer Acht lässt (vgl. auch die 
Bemerkungen über Bohman). So emp­
fehle ich dieses Buch all jenen, die über 

den eigenen Tellerrand hinausblicken 
möchten, um ihr eigenes Denken und 
Tun kritisch zu reflektieren. 

Reinhard Pirker 

Wirtschaft und Gesellschaft 
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Das Schicksal von Menschen 
und Volkswirtschaften 

Rezension von: Jifi Kosta, 
Die tschechische/tschechoslowakische 

Wirtschaft im mehrfachen Wandel, 
Lit Verlag, Münster 2005, 3 12 Seiten, 

€ 29,90. 

Der Besprechung d ieses Buches 
sol lte eine Schilderung des Schicksals 
seines Autors vorangehen, weil dieses 
auch exemplarisch für das vergangene 
Jahrhundert erscheint. Jir i  Kosta wur­
de in das wohlhabende Prager jüdisch­

deutsche Bürgertum hineingeboren, al­
so in eine Schicht, d ie zur E l ite des 
tschechoslowakischen Staates zählte. 
Die deutsche Okkupation riss ihn aus 
dem Studium und warf ihn ins KZ. Er 
überlebte, und seine Erfahrungen führ­
ten ihn n icht nur zum Tschechentum,  
sondern auch zu einem Engagement 
für die KPC. Das sollte freilich nicht ver­
h indern,  dass er sich alsbald im Ge­
fängnis wiederfand. 

Erst die relative Libera l isierung der 
späteren sechziger Jahre ermögl ichte 
ihm einen Projektaufenthalt in Öster­
reich im WI FO. Die Ereignisse von 
1 968 ließen es ihm geraten erscheinen, 
im Westen zu bleiben. Er fand zunächst 
eine Anste l lung in München, wurde 
aber auf Grund seiner Studien als Pro­
fessor an die Universität Frankfurt be­
rufen , wo er bis zu seiner Emeritierung 
erfolgreich wirkte. 

Der vorliegende Band stellt insofern 
eine Summa seiner Arbeiten dar, a ls 
darin im Laufe seiner Tätigkeit verfass­
te Aufsätze gesammelt s ind,  die sich 
frei l ich gut zu einer Darstel lung der 
tschechoslowakischen Wirtschaftsent­
wicklung zusammenfügen. Im Vorwort 
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weist Kosta auch auf ein biographi­
sches Element seiner Studien hin, als 
sie einen Wandel seiner Auffassungen 
dokumentieren.  Vertrat er zunächst 
noch den Gedanken eines "Dritten We­
ges" zwischen Kapitalismus und Sozi­
al ismus, bewogen ihn Erfahrung wie 
Forschung allmählich, diese Position zu 
revid ieren.  Auch aus d iesen persön­
lichen Gründen scheint Kosta in hohem 
Maße dafür qualifiziert, die Entwicklung 
der tschechoslowakischen Wirtschaft 
darzustellen. 

Ein viel versprechender Beginn 

Als die Tschechoslowakei 1 9 1 8  ent­
stand, boten sich ihr bedeutende Ent­
wicklungsmöglichkeiten. Das Land hat­
te den größten Tei l  der I ndustrie des 
Habsburgerstaates geerbt - frei l ich 
auch d ie überwiegend agrarisch struk­
turierte Slowakei .  Die Wirtschaftspoli­
t ik machte von den gebotenen Mög­

lichkeiten Gebrauch. Zum Unterschied 
von den meisten übrigen Nachfolge­
staaten gelang ihr die Währungsstabi­
l is ierung schon 1 9 1 9 . ( Dieser Erfolg 

hätte eine etwas umfassendere Würdi­
gung verdient.) Und in den zwanziger 
Jahren wuchs die CSR rascher als vie­
le andere europäische Industriestaa­
ten. Die Weltwirtschaftskrise erfasste 
sie auch etwas später, a l lerdings sehr 
stark, sodass es ihr nicht gelang, bis 
1 937 wieder das N iveau von 1 929 zu 
erreichen. 

Auch nach 1 945 boten sich günstige 
Möglichkeiten: Die Kriegszerstörungen 
hie lten sich in engen Grenzen ,  die 
Deutschen hatten in  d ie Rüstungsbe­
triebe investiert. Bis zur kommunisti­
schen Machtergreifung 1 948 entwi­
ckelte sich in der CSR eine regul ierte 
Marktwirtschaft. Auf Grund einer frü­
hen Verstaatl ichu ngswel le war der 
Staatssektor groß. Dem Land floss 
UNRRA-Hi lfe zu , sodass 1 946 das 
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tschechische Pro-Kopf-Einkommen 
doppelt so hoch lag wie das österrei­
chische. Die Chance ging freilich rasch 
verloren. 

Nach 1 948 wurde d ie tschechoslo­
wakische Volkswirtschaft relativ rasch 
in das System der sowjetischen zent­
ralen Planwirtschaft übergeleitet. Dies 
führte zwar vorerst zu einem beträcht­
l ichen Wachstum der Rohstoff- und 
Halbfertigwarenindustrie auf Kosten 
des privaten Konsums, in den sechzi­
ger Jahren stagnierte jedoch schon die 
gesamte Wirtschaft. 

Dieser Umstand führte zu lebhaften 
Diskussionen unter den Nationalöko­
nomen, wie das sowjetische System zu 
reformieren sei. Die Debatten verdich­

teten sich sch l ießl ich zu Reformpro­
grammen, wie jenem von Ota Sik, wel­
ches letztlich n icht wenig zum Prager 
Frühl ing beitrug. 

Kosta legt d ieses Konzept ausführ­

lich dar und schreibt seiner ansatzwei­
sen Verwirkl ichung von 1 966 bis 1 968 
die Verbesserung der Wirtschaftsent­
wicklung in d iesen Jahren zu . Gleich­
fal ls ausführlich wird das tschechoslo­
wakische Wirtschaftssystem in den 
siebziger und achtziger Jahren vorge­
stellt. Dieses brachte zwar tendenziell 
wieder eine Rückkehr zum sowjeti­
schen Modell, angesichts der ins Auge 
springenden wirtschaftlichen Fehlent­
wicklung entstanden doch immer wie­
der Reformansätze, welche eine unbe­
holfene Annäherung an die Marktwirt­
schaft bewirkten. 

ln  einer abschließenden Bewertung 
dokumentiert sich auch der eingangs 
zitierte Sinneswandel Kostas. Lässt der 
Artikel über das Reformkonzept Siks 
noch das Vertrauen des Autors in die 
Möglichkeit eines ,.Dritten Weges" er­
kennen, beruht der Kommentar zu den 
späteren Veränderungsbemühungen 
auf der Einsicht, dass nur d ie umfas-
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sende Einführung des Marktmecha­
nismus Erfolgschancen verspreche. 

Die Transformation 

Mit der Wende 1 989 stellte sich den 
ostmitteleuropäischen Staaten das ge­
waltige Problem, ihre Volkswirtschaften 
aus der sozialistischen Planung in d ie 
kapital istische Marktwirtschaft überzu­
führen. Dazu wurden unterschiedl iche 
Ansätze gewählt: ,.radikale" und ,.gra­
duelle". Die tschechoslowakische Wirt­
schaft folgte unter dem Einfluss von Va­
clav Klaus dem Ersteren.  Kosta weist 
al lerdings darauf h in ,  dass zwischen 
der Rethorik d ieses Politikers - "Kapi­
talismus ohne Attribute" - und der tat­
sächlich befolgten Pol it ik e in  erheb­

l icher Unterschied bestand. Auf dem 
Wege zur Marktwirtschaft wurden nicht 
nur soziale Aspekte selbstverständlich 

berücksichtigt, sondern es bl ieben 
auch viele Preise gebunden.  

Der Autor schildert in einer 1 999 er­
schienenen Studie detai l l iert die gro­
ßen Probleme, d ie im Zuge d ieses 
Wandels zu bewältigen waren. Eigent­
l ich vermittelt erst d iese ex post-Be­
trachtung ein Gefüh l  dafür, welch un­
geheure Leistung - trotz al ler Fehler ­
diese Länder in relativ kurzer Zeit voll­
bracht haben. 

Der zweite Tei l  des Sammelwerkes 
widmet sich eher theoretischen Fragen; 
so jener, welche Aspekte der 
Marx'schen Theorie aktuell geblieben 
seien und ob das ,.realsozial istische" 
System doch auf solche Elemente zu­
rückgeführt werden könne. Letzteres 
bejaht Kosta , legt aber auch dessen 
spätere Entartungen dar, sodass die 
Richtung der Kritik nicht ganz klar wird . 

Was der Autor damals n icht wissen 
konnte ist, dass im Zuge der neueren 
institutionenökonomischen Debatte 
Marx'sche Hypothesen, wie etwa das 
Verhältnis von ökonomischer Basis und 



3 1 .  Jahrgang (2005), Heft 4 

pol itisch-rechtl ichem Überbau , neue 
Bedeutung erlangt haben, und darüber 
h i naus klar wurde, dass Marx über­
haupt der erste Ökonom war, der d ie 
einmalige historische Dynamik des Ka­
pital ismus erfasst hatte. 

Der unbesiegbare Geist 

Hochinteressant ist Kostas Darstel­
lung der tschechoslowakischen Wirt­
schaftswissenschaft von 1 945 bis 1 990. 

Wenig überrascht die brutale Säube­
rung der U niversitäten von "bürger­
l ichen" Nationalökonomen im Jahre 
1 948, viel mehr das Heranwachsen ei­
ner großen Zah l  kritischer Geister 
innerhalb des Systems. Deren Tätigkeit 
fand zunächst ihre Ausprägung im Re­
formkonzept Ota Siks. Aber selbst nach 
der Unterdrückung des "Prager Früh­
l ings" konnten d iese Ökonomen n icht 
gänzlich kaltgestellt werden. Die offen­
sichtliche Funktionsunfähigkeit des so­
zial istischen Wirtschaftssystems l ieß 
die Politiker stets Hi lfe bei den Exper­
ten suchen. Diese vermochten zuletzt 
schon recht offen ihre Vorstellungen zu 
präsentieren.  Solcherart trugen d iese 
Ökonomen einiges dazu bei ,  das Sy­
stem zu unterminieren. Die Wende war 
von der wissenschaftl ichen Kompetenz 
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her schon recht gut vorbereitet. 
ln seiner Abschiedsvorlesung an der 

Universität Frankfurt 1 987 fasste Kosta 
noch einmal die Probleme, aber auch 
die Möglichkeiten einer Reform der so­
zialistischen Volkswirtschaften zusam­
men. Er meinte, dass es trotz al ler 
Schwierigkeiten letztlich doch zu einem 
Durchbruch der Reformkräfte kommen 
werde. "Der Weg dah in  dürfte aber 
noch weit und steinig sein." Eine, Gott 
sei Dank, unzutreffende Prognose! 

Natürl ich kann man das eine oder 
andere anmerken, besonders für die äl­
teren Arbeiten .  So hätten die Unter­
schiede zwischen der westlichen Volks­
einkommensrechnung und dem sozia­
listischen "Nationaleinkommen

" 
etwas 

ausführlicher dargelegt werden können. 
Auch gerieten damals Sozialprodukts­
schätzungen für die Oststaaten viel zu 
hoch (S. 1 25) .  Aber das sind Kleinig­
keiten. 

Jedenfalls bietet sich dem Leser das 
Buch eines Autors dar; der seinem The­
ma sowohl mit Fachwissen aber auch 
durch persönliches Erleben verbunden 
ist. Nicht zuletzt deshalb bereitet seine 
Lektüre ein besonderes Vergnügen. 

Felix Butschek 
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Deutsche Firmen in den 
MOEL-Märkten 

Rezension von: Harald Zschiedrich, Wil­
helm Schmeisser, Thomas R. Hummel 

(Hrsg.), Internationales Management in 
den Märkten Mittel- und Osteuropas, 

Rainer Hampp Verlag, München und Me­
ring 2004, 4 14  Seiten, € 34,80. 

Dieser Band der Schriften zum Inter­
nationalen Management, herausgege­
ben von der Fachhochschule Fulda, 
analysiert d ie Erschließung der mittel­
und osteuropäischen Märkte durch die 
deutsche Wirtschaft aus der Makro- so­
wie Mikroperspektive. Vor dem Hinter­
grund der I nternationalisierungstheo­
rien sowie des wirtschaftl ichen Trans­
formationsprozesses dieser Länder zu 
einer Marktwirtschaft wird die Er­
schl ießung der MOEL-Märkte durch 
deutsche Firmen i n  den letzten fünf­
zehn Jahren betrachtet. Markterschlie­
ßungsstrategien werden auf ihre Effi­
zienz geprüft, Herausforderungen und 
Chancen herausgearbeitet sowie an­
hand von Fallbeispielen mikropolitische 
Prozesse in den ausländischen Toch­
terfirmen aufgezeigt. 

Die in ihrem Inhalt wie auch Analy­
seansatz sehr untersch ied l ichen Bei­
träge - vierundzwanzig an der Zahl -
sollen Direktinvestitionserfahrungen 
transportieren, um "Lerneffekte" zu nut­
zen .  Gleichzeitig wollen sie insbeson­
dere Klein- und Mittelbetriebe ermuti­
gen, sich in der Region zu engagieren, 
um günstiger produzieren zu können. 
Hat man im Stammhaus das Kosten­
senkungspotenzial durch Rationalisie­
rungsmaßnahmen ausgereizt, so kann 
man mit Produktionsverlagerungen in  

die mittelosteuropäischen Länder d ie 
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Herstellungskosten weiter senken! Hier­
zu wird eine Reihe von nützlichen I n­
formationen für Unternehmen, wie 
u. a .  Steuervergleiche, aber auch ln­
formationsquel len und Handlungsan­
leitungen, gegeben. 

Das Engagement deutscher Firmen 
in  den neuen Mitg l iedstaaten wird als 
eine für beide Seiten vorteilhafte Situ­
ation gesehen, weil sie die internatio­
nale Wettbewerbsfähigkeit aller betei­
ligten Unternehmen erhöht. Dies ist aus 
betriebswirtschaftlicher Sicht unter der 
Voraussetzung eines erfolgreichen 
Auslandsengagements gewiss unum­
stritten. Doch werden d ie volkwirt­
schaftl ichen Kosten der Produktions­
verlagerungen für den Wirtschafts­
standort Deutschland in al len Beiträ­
gen ausgeblendet! 

Die Analyse der deutschen Außen­
handelsstatistik macht deutl ich,  dass 
es bei der Erschließung der mittelost­
europäischen Märkte zusehends um 
Beschaffungs- und nicht bloß Absatz­
märkte geht. Am deutlichsten zeigt sich 
d ies beim Außenhandel mit Kraftfahr­
zeugen und -teilen. Aufgrund des re­
gen branchen- und firmeninternen Wa­
renaustausches sind n icht nur die Ex­
porte im letzten Jahrzehnt deutlich ge­
stiegen, sondern auch die Einfuhren.  
Hintergrund dafür ist das große Enga­
gement der deutschen Automobil­
industrie in Tschechien und Ungarn . 

Das Engagement der großen Kfz­
Herstel ler hat wiederum viele mittel­
ständische Zulieferar bewogen, mit ei­
genen Produktionsstätten in  die Län­
der zu folgen . Stand Anfang der 90er 
Jahre die Verlagerung von lohnintensi­
ven Fertigungsteilen im Mittelpunkt des 
Engagements, so ziehen jetzt Unter­
nehmen vermehrt auch die Verlage­
rung anderer wissens- und kapitalba­
sierter Wertschöpfungsbereiche wie 
Forschung und Entwicklung, aber auch 
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der eigenen Unternehmensführung in  
Betracht. D iese Entwicklung wird mit 
der EU-Mitgliedschaft wesentlich be­
schleunigt. Gut qual ifizierte und moti­
vierte Arbeitskräfte sind ein wichtiges 
I nvestitionsmotiv für deutsche Unter­
nehmen .  N iedrige Arbeitskosten und 
zudem auch niedrige Steuersätze bie­
ten günstige Standortbedingungen vor 
allem für arbeitsintensive Branchen. 

Deutsche Unternehmen engagieren 
sich überwiegend in jenen Regionen,  
d ie bereits Anfang des 20. Jahrhun­
derts bedeutende Industriezentren wa­
ren. Auch die gute Erreichbarkeit durch 
d ie Muttergesel lschaft spielt bei der 
Standortwahl eine bedeutende Rolle, 
insbesondere wenn Just-in-Time-Pro­

zesse zur Anwendung kommen sollen. 
M it der Libera l isierung der Nieder­

lassungsbestimmungen in den Trans­
formationsländern dominiert als Markt­
erschließungs- und -bearbeitungsstra­
teg ie die Gründung von hundertpro­
zentigen Tochtergesellschaften bzw. die 
Akquisition bestehender Unternehmen. 
Kooperationen mit in ländischen Part­
nern (Joint Ventures) werden immer 
seltener eingegangen. International tä­
tige Unternehmen wählen d iese Stra­
teg ie, um ihre mittelosteuropäischen 
Auslandsgesellschaften bestmöglich in 
das Wertschöpfungsnetzwerk zu inte­
grieren. Hierbei sind die Tochtergesell­
schaften nicht mehr nur  verlängerte 
Werkbanken oder Kanäle für den Ab­
satz veralterter Produkte. Sie stellen -
immer häufiger - einen integralen Be­
standteil komplexer Wertschöpfungs­
netzwerke dar. Bei Direktinvestitionen 
"auf die grüne Wiese" setzt d ie Kon­
zernzentrale auch oft neue Manage­
mentsysteme ein ,  die - so sie erfolg­
reich sind - in der Folge auch auf die 
"alten" Standorte übertragen werden. 
Dies war zum Beispiel der Fal l  bei Au­
di ,  wo mit Errichtung des Motoren- und 
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Fertigungswerkes Elemente des Lean­
Management-Produktionssystems auf­
gebaut und später auf das Stammwerk 
übertragen wurde. 

Ein Beitrag analysiert die Personal­
politik der in  Polen engagierten deut­
schen Unternehmen. Interessant in die­
sem Zusammenhang ist d ie Tatsache, 
dass in mehr als der Hälfte der unter­
suchten Unternehmen eine rein deut­
sche Geschäftsführung in den polni­
schen Tochtergesellschaften eingesetzt 
wurde, nur  ein Fünftel der Tochterge­
sellschaften hatte eine polnische Ge­
schäftsführung. Dies ist u. a. dadurch 
möglich, da die Führungserwartungen 
der Mitarbeiterinnen in den mittel- und 
osteuropäischen Ländern (teamfähi­

ges,  kooperationsbereites und admi­
nistrativ kompetentes Auftreten) mit 
dem deutschen Führungsideal teilweise 
deckungsgleich sind. E ine umfassen­
de Analyse der Anforderungen an die 
Führungskompetenzen aber rät, sich 
als Führungskraft differenziert auf d ie 
kulturellen Gegebenheiten vor Ort ein­
zu lassen , statt den Mitarbeiterinnen 
den "deutschen Stempel" aufdrücken 
zu wollen. Um die Produktivität und die 
Produktionsabläufe zu verbessern , ist 
meist eine Schulung der lokalen Mitar­
beiterinnen erforderlich. Da die Grund­
ausbildung gut ist, reichen erfahrungs­
gemäß Produktschulungen aus. Die am 
häufigsten gebrauchte Form der Per­
sonalentwicklung ist ein Praktikum im 
Stammhaus. 

Spannend zu lesen s ind die einzel­
nen Fallbeispiele, da diese, wie im Fall 
Beiersdorf-Lechia S. A. , den System­
wechsel von zentral gesteuerter Plan­
wirtschaft zur Marktwirtschaft anhand 
des unternehmenspolitischen Wandels 
veranschaul ichen. Nach Übernahme 
des Unternehmens Pollena-Lechia 
S. A. ,  das die "Nivea"-Markenrechte in­
ne hatte, wählte das neue Management 
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folgende Form der Transformation : Um 
schwierige Verhandlungen mit den Ge­
werkschaften ,  langjährigen polnischen 
Managern und mehr als 1 .500 Mitar­
beiterlnnen , die an der Erhaltung ihres 
eigenen Status interessiert waren, zu 
vermeiden, setzte das Management 
auf Personalaustausch . Zuerst etab­
l ierte es eine paral lele Schattenstruk­
tur im Unternehmen, d ie den Anforde­
rungen der neuen, marketingorientier­
ten Strategie gerecht wurde. Die dua­
le Struktur bestand solange, bis d ie 
neue Markenstrategie implementiert 
war, die der kulturellen Neuorientierung 
des Unternehmens diente. Dann l ieß 
man die Blase platzen und legte Frei­
setzungsprogramme vor: Überraschend 
aber war, dass anstelle der geplanten 
350 gar 1 .000 Mitarbeiterinnen das 
Unternehmen verlassen wollten.  Mit 
dem Austausch des Personals wurde 
der organisatorische und kulturelle 
Wandel im Unternehmen vollzogen. 
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Wie ein roter Faden zieht sich d ie 
Aufforderung an d ie deutschen Unter­
nehmen , ihre Produktion in die mittel­
osteuropäischen Ländern zu verlagern, 
um faktorkostengünstiger zu produzie­
ren ,  durch al le Beiträge des Sammel­
bandes. Gleichzeitig wird aber auch an 
einer Stel le beklagt, dass d ie heimi­
schen Absatzmärkte stagn ieren und 
durch hohen Preisdruck gekennzeich­
net s ind.  Allerd ings werden keinerlei 
Zusammenhänge hergestellt oder Ur­
sachen und Wirkungen analysiert. 
Doch eines hat die deutsche Wirt­
schaftswissenschaft der Österreichi­
schen voraus: ln Deutschland werden 
d ie ProduktionsverlagunQ und deren 
Folgen für den Standort - wenn auch 
an anderer Stel le als in  diesem Sam­
melband - breit diskutiert. ln der Öster­
reichischen wirtschaftspolitischen Dis­
kussion werden Direktinvestitionen in  
d ie mittelosteuropäischen Länder aus­
schließlich positiv gesehen. 

Elisabeth Beer 
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Österreich 1933-38 

Rezension von: Emmerich Tälos, Wolf-
gang Neugebauer (Hrsg.), Austrofa­

schismus. Politik - Ökonomie - Kultur 
1 933- 1 938, fünfte, völlig überarbeitete 

und ergänzte Auflage, Lit Verlag, Mün-
ster u. a. 2005, 448 Seiten, € 1 9,90. 

Neben der NS-Herrschaft ist die Zeit 
der D iktatur 1 933-38 d ie in der wis­
senschaftl ichen Diskussion und im öf­
fentlichen Diskurs umstrittenste Perio­
de der Österreichischen Geschichte 
des 20. Jahrhunderts. Der vorliegende 
Band bildet die fünfte, völlig überarbei­
tete und ergänzte Auflage des 1 984 
erstmals veröffentlichten Sammelwer­
kes. Die meisten der in der Auflage von 
1 988 enthaltenen Beiträge wurden ak­
tualisiert, und einige ganz neue Artikel 
erweitern das thematische Spektrum 
erheblich. 

Das politische System 

l n  ihrem Beitrag über d ie Entste­
hungsgeschichte des Regimes weisen 
Emmerich Talos und Walter Mano­
schek darauf h in ,  dass wichtige Ak­
teure der politischen Rechten, nämlich 
insbesondere die Heimwehren,  aber 
auch der Landbund und Bundeskanz­
ler Seipel, bereits 1 928, also schon vor 
dem Beginn der ökonomischen Krise, 
Verfassungsänderungen forderten, wel­
che das Ziel hatten ,  die Rolle des Par­
laments im politischen Entscheidungs­
prozess zu schwächen und den Ein­
fluss der Sozialdemokraten zu vermin­
dern. 

Mit dem Einsetzen der katastropha­
len wirtschaftl ichen Krise und den 
wachsenden Erfolgen der Nationalso­
zial isten intensivierten sich in den Krei-
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sen der Christl ichsozialen die Bestre­
bungen , grundlegende pol itische Än­
derungen herbeizuführen.  Schon im  
Sommer 1 932 traten Regieru ngsmit­
gl ieder ausdrücklich dafür e in ,  d ie 
Durchsetzung des zur Lösung der öko­
nomischen Krise vorgesehenen Bün­
dels an finanz-, wirtschafts- und sozi­
alpolitischen Maßnahmen, nämlich die 
Sanierung des Budgets und der Ban­
ken bei gleichzeitiger Belastung großer 
Teile der Bevölkerung durch neue Steu­
ern und sozialpolitischen Abbau, mittels 
der Ausschaltung des Parlaments zu 
sichern. Die sich offen als faschistisch 
deklarierenden Heimwehren und Mus­
solini drängten auf die Errichtung eines 
autoritären Herrschaftssystems. 

Anfang März 1 933 nutzte die Regie­
rung Dollfuß d ie formale Blockade des 
Nationalrats zu dessen Ausschaltung. 
Bei dem in der Folge realisierten politi­
schen Umbruch konnte sich die Re­
gierung,  d ie im Unterschied zu 
Deutschland und Ital ien d ie treibende 
Kraft bei der Beseit igung der Demo­
kratie, der Zerschlagung der Opposi­
tion und der Etablierung einer Diktatur 
war, auf die Christlichsoziale Partei, die 
Heimwehren, d ie Unternehmerverbän­
de und die Katholische Kirche stützen, 
außenpol itisch lehnte sie sich an das 
faschistische Ital ien an.  

Wichtige Tei le des in  der Ü ber­
gangsphase bis April 1 934 verwirklich­
ten Umbruchs bildeten neben der Aus­
schaltung des Nationalrats das Regie­
ren per Notverordnung ,  d ie Lahmle­
gung des Verfassungsgerichtshofs, Ein­
schränkungen für d ie Justiz, d ie tei l­
weise Aufhebung von Grundrechten 
und die Auflösung der Parteien. Der 1 2. 
2. 1 934 stellte den Abschluss der suk­
zessiven und systematischen Zer­
schlagung der Sozialdemokratie dar. 

Mit der Verfassung vom 1 .  5 .  1 934 
schrieb die Regierung Dollfuß die in der 
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Übergangsphase 1 933/34 realisierten 
Veränderungen fest und besiegelte 
auch formal den Bruch mit der parla­
mentarischen Demokratie. Wichtigster 
Träger der autoritären Herrschaft war 
der Bundeskanzler, denn die Verfas­
sung wies ihm die Führungsposition zu. 
Mit der Vereinigung von legislativer und 
exekutiver Gewalt in der Hand der Re­
gierung wurde ein Kernprinzip rechts­
staatlicher Demokratie beseitigt. An die 
Stel le der Konkurrenz zwischen den 
Parteien trat die Monopolorganisation 
Vaterländische Front. Grundrechte 
konnten durch das Notrecht der Ver­
waltung eingeschränkt werden. 

Talos und Manoschek betonen d ie 
breite Kluft zwischen verfassungs­
rechtl ichem Rahmen und pol itischer 
Wirklichkeit, insbesondere h insichtlich 
der anvisierten berufsständischen Ord­
nung. Letztere wurde nur in Ansätzen 
realisiert. Der auch heute noch häufig 
verwendete Ausdruck "Ständestaat" ist 
zur Kennzeichnung der politischen Re­
al ität der Jahre 1 933-38 daher völ l ig  
verfehlt .  Die neu geschaffenen I nte­
ressenorganisationen waren für die Ab­
sicherung des Herrschaftssystems 
dennoch keineswegs bedeutungslos: 
Die Ausschaltung offener Konfl iktaus­
tragung verhinderte u. a . ,  dass die Ar­
beiterschaft gegen den auf gesetzlicher 
Ebene und in den Betrieben forcierten 
Sozialabbau effektiven Widerstand leis­
ten konnte. 

Außenpolitik 

Der neue Beitrag von Winfried Gar­
scha über den Nationalsozialismus in  
Österreich und jener von Karl Stuh l­
pfarrer über d ie Außenpolitik zeigen , 
wie die Entwicklung in Österreich von 
den Entwicklungen in Deutschland und 
Italien beeinflusst wurde. Die deutsche 
Regierung übte mit wirtschaftspolit i­
schen Maßnahmen starken Druck von 
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außen, d ie Österreichische NSDAP 
mittels Terror und Propaganda massi­
ven Druck von innen gegen das auto­
ritäre Regime in Wien aus. Der Putsch­
versuch und d ie Ermordung von 
Bundeskanzler Dollfuß im Juli 1 934 bil­
deten den ersten Höhepunkt dieser 
Terrorwelle. 

Nach dem Scheitern der putschisti­
schen Strateg ie sch lug die deutsche 
Österreich-Politik einen "evolutionären" 
Kurs ein. Von entscheidender Bedeu­
tung war in der Folge die deutsch-ita­
l ienische Annäherung im Jahre 1 936. 
Mit d ieser endete der Schutz Mussoli­
nis für Österreich. Das Juli-Abkommen 
sol lte eigentl ich die deutsch-österrei­
chischen Beziehungen normalisieren. 
Doch das nicht veröffentlichte Zusatz­
protokoll bedeutete in der Realität das 
Gegentei l  der Anerkennung der Sou­
veränität Österreichs, nämlich d ie per­
manente deutsche Einmischung. 1 Der 
konzentrierten und konzertierten Sub­
version durch das nationalsozialistische 
Deutschland auf wirtschaftlichem, pro­
pagandistischem, kulturellem und poli­
tischem Gebiet hatten die Österreichi­
schen Behörden wenig entgegenzu­
setzen ,  zumal die Regierung eine Ko­
operation mit den Sozialdemokraten 
gegen den deutschen Druck ablehnte. 
Der Versuch Schuschniggs, die "natio­
nale Opposition" zu spalten und einen 
Teil von ihr über das im Jul i  1 937 ein­
gerichtete "Volkspolitische Referat" der 
VF in den Staat zu integrieren, war zum 
Scheitern verurteilt. Tatsäch lich wurde 
das Volkspolitische Referat zu einem 
wichtigen Faktor der Desintegration in 
der VF und schwächte die ideologische 
Widerstandskraft gegen die Nazis. 

Unstrittig ist, so Talos im Resümee, 
dass die Regierungen Dol lfuß und 
Schuschn igg Widerstand gegen d ie 
NS-Expansion leisteten.  " I h r  Wider­
stand galt allerdings nicht der Verteidi-
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gung eines selbstständ igen und de­
mokratischen Österreich , sondern der 
Aufrechterhaltung einer Diktatur, die in 
Konkurrenz zum Nationalsozial ismus 
stand." (S. 4 1 2) 

Wirtschaftspolitik 

Geschwächt wurde d ie Wider­
standskraft Österreichs gegenüber dem 
Nationalsozialismus auch durch die völ­
l ig verfeh lte Konjunkturpolitik des Re­
g imes, wie Gerhard Senft, der Autor 
des neueren Standardwerks zur Wirt­
schaftspolitik in den dreißiger Jahren2 

und Verfasser des einschlägigen Bei­
trags im vorl iegenden Sammelband, 
betont. Dass Preisstabi l ität, Wäh­
rungsstabi l ität, Bankensanierung und 
ein ausgeglichener Staatshaushalt die 
wirtschaftspolitischen Prioritäten waren 
und bl ieben, zeigt, dass aus der Welt­
wirtschaftskrise die falschen konjunk­
turpolitischen Schlüsse gezogen wur­
den. 

Im Mai 1 931  war die Credit-Anstalt, 
d ie größte Bank Mitteleuropas, zu­
sammengebrochen. Mit der Schulden­
übernahme wurde der Österreichische 
Staat zum Mehrheitseigentümer der 
CA. Der Sanierungsbedarf bedeutete 
für den Staatshaushalt eine enorme 
Ü berstrapazierung. Vor allem d iese 
Ausgabengruppe und d ie depres­
sionsbedingten Mindereinnahmen hat­
ten zur Folge, dass das Ziel des aus­
gegl ichenen Staatshaushalts verfehlt 
wurde. Doch insgesamt ist die Budget­
politik als "harter Restriktionskurs" (S. 
1 87) zu beurteilen. 

Ausgabenseitige Impulse für eine Be­
lebung der B innennachfrage waren 
sehr schwach ausgeprägt, beschränk­
ten sich auf eine Anleihenpolitik, wobei 
die Erträge allerdings nur partiell für öf­
fentliche Investitionen verwendet wur­
den, sowie auf einige Arbeitsbeschaf­
fungsprogramme, deren tatsächl icher 
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Umfang in keinerlei Verhältnis zum Pro­
pagandaaufwand stand. "Das zwischen 
1 934 und 1 938 eingebrachte Volumen 
an öffentlichen Investitionen reichte bei 
weitem nicht aus, den krisenbedingten 
Nachfrageausfal l  des privaten Wirt­
schaftssektors zu kompensieren."3 

Restriktiv angelegt war nicht nur die 
Fiskalpolit ik, sondern auch die Geld­
polit ik. Senft gelangt zu dem Urte i l ,  
dass d ie Polit ik des knappen Geldes 
nur zum Tei l  durch d ie Auslandsver­
schuldung (bis 1 936 stand Österreich 
unter Beobachtung von Seiten des Völ­
kerbunds), überwiegend aber durch die 
- von den Ereign issen der frühen 
zwanziger Jahre geprägten - Infla­
tionsängste bestimmt war. 

Zu den deflationären Effekten der 
Haushalts- und Geldpolitik traten jene 
der Lohn- und Sozialpol it ik h inzu : Die 
Neutralisierung der Gewerkschaften lie­
ferte d ie Arbeitnehmeri nnen weitge­
hend der Willkür der Arbeitgeber aus. 
"Krisenlasten wurden nun  ungestört 
von ,oben nach unten' verteilt, was kon­
kret Lohnsenkungen, schmerzhafte 
E ing riffe in das Arbeitsrecht sowie 
schwerwiegende Veränderungen in den 
Bereichen der Sozialversicherungen 
und der Pensionsorganisationen be­
deutete." (S. 1 86) 

Es ist deshalb n icht verwunderl ich, 
dass lediglich außenwirtschaftliche Im­
pulse imstande waren, die herrschen­
de Stagnation zu durchbrechen :  Ab 
1 935 profitierten Teile der Industrie von 
der anlaufenden internationalen Rüs­
tungskonjunktur. 

Sozialpolitik 

Die Sozialpolitik des autoritären Re­
gimes wies, das zeigen Emmerich Ta­
los und Gerhard Melinz in ihren Beiträ­
gen, eine extreme Schieflage zulasten 
der Arbeitnehmerinnen auf. Mit der Auf­
lösung der Freien Gewerkschaften ,  der 
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Errichtung des Gewerkschaftsbundes 
als Körperschaft öffentlichen Rechts, 
der Einsetzung von Verwaltungskom­
missionen bei den Kammern für Arbei­
ter und Angestellte und der Außer­
kraftsetzung des Betriebsrätegesetzes 
waren die Möglichkeiten einer effekti­
ven I nteressenvertretung zugunsten 
der Arbeitnehmeri nnen drastisch ein­
geschränkt. Das Verbot von Streiks und 
Aussperrungen, die Zwangsschlichtung 
und die Errichtung berufsständischer 
Ausschüsse bi ldeten weitere autoritä­
re staatl iche I nterventionen in die Ar­
beitsbeziehungen. Selbstverständl ich 
wurde der Klassenkampf damit n icht 
beendet, sondern setzte sich unter 
Rahmenbedingungen fort, die für die 
Arbeitgeberseite weit günstiger waren. 
Die Unternehmungen nutzten die Aus­
schaltung der oppositionellen Arbeiter­
bewegung aus, indem sie bestehende 
Kollektivverträge n icht einhielten bzw. 
den Abschluss neuer verweigerten und 
geltende Bestimmungen des Arbeits­
rechts übertraten. "Entgegen allen pro­
pagandistischen Ankündigungen war 
die soziale Realität dieser Diktatur nicht 
von sozialem Ausgleich zwischen Ka­
pital und Arbeit, nicht von der Einlösung 
von Ansprüchen der Arbeiterschaft, 
sondern von dessen Gegentei l  ge­
prägt." (S. 234) 

Resümee 

Im  abschl ießenden Resümee ver­
sucht Talos, das Regime unter Berück­
sichtigung des ideologischen Selbst­
verständnisses und Anspruchs sowie 
der pol itischen Wirkl ichkeit einzuord­
nen zwischen Nationalsozialismus und 
Faschismus einerseits und den Mitte 
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der dreißiger Jahre existierenden 
rechtsgerichteten Diktaturen in Europa 
andererseits. Im  Unterschied zu vielen 
anderen Studien diagnostiziert Talos 
"eine unübersehbar größere Nähe des 
Österreich ischen Herrschaftssystems 
1 934-38 zu den Faschismen in  den 
Nachbarstaaten" (S. 41 7) und verwen­
det folgerichtig auch durchgängig den 
Begriff "Austrofaschismus". Zweifel los 
wird noch viel komparative Forschung 
erforderlich sein ,  um diese schwierige 
Frage befriedigend beantworten zu 
können. 

Allen Leserlnnen, die ihr Wissen über 
diese umstrittene Phase der Österrei­
chischen Zeitgeschichte vertiefen wol­
len,  sei d ieser Band sehr empfohlen,  
ist doch der ganz überwiegende Tei l  
der  Beiträge von hoher Qual ität. D ie 
neuen Artikel bereichern sowohl  d ie 
Kenntnisse über das politische System 
als auch über d ie politische und sozia­
le Realität. 

Es bleibt zu hoffen, dass auch einige 
Mitglieder der Führungsriege einer gro­
ßen Österreichischen Partei zu diesem 
inhaltsreichen Buch greifen. Wer weiß, 
vielleicht verschwände dann sogar end­
l ich das eine oder andere Porträt aus 
den Klubräumen dieser Partei? 

Mart in Mailberg 

Anmerkungen 

1 Mit der politischen Amnestie für die Öster­
reichischen Nationalsozialisten sanktio­
nierte Schuschnigg zudem die bisherige 
deutsche Subversionsstrategie. 

2 Senft, Gerhard, Im Vorfeld der Katastro­
phe. Die Wirtschaftspolitik des Stände­
staates. Österreich 1 934-38 (Wien 2002). 

3 Ebendort 514 .  
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Erwin Weissei 1930-2005 

Am 9. Juli 2005 ist Erwin Weissei nach langer schwerer Krankheit im 76. 
Lebensjahr in Wien verstorben. Erwin Weissei war seit seinem Eintritt in 
d ie Wirtschaftswissenschaftliche Abtei lung im Jahr 1 958 einer der füh­
renden ökonomischen Experten der Arbeiterkammer. Durch zahlreiche 
Publikationen, die in dem für ihn so chrakteristischen klaren, gleicherma­
ßen prägnanten und pointierten Sti l verfasst waren,  trug er maßgeblich 
zur Verbreitung und Durchsetzung moderner wirtschaftswissenschaftl icher 
Sichtweisen, insbesondere der Keynes'schen Lehre, und damit auch zur 
Modernisierung der Wirtschaftspolitik in Österreich bei . Von ihm stammen 
etl iche in den sechziger Jahren Maßstäbe setzenden empirische Unter­
suchungen wie "Die langfristige Entwicklung von Löhnen und Gehältern 
in Wien" ( 1 964) und "Lebensalter, Arbeitszeit und Lohn" ( 1 969). Empiri­
sche Akribie war bei Erwin Weissei gepaart mit Theorie, der sein eigent­
l iches tieferes Interesse galt. Zeitschriften und Buchpublikationen bezeu­
gen d ies ebenso wie seine Tätigkeit als Übersetzer mehrerer heute schon 
klassisch gewordener Werken Joan Robinsons, der führenden Repräsen­
tantin der postkeynesianischen Theorie. Gleich wichtig wie die Theorie ist 
im Werk Erwin Weissels die Geschichte. ln dem nach jahrelanger Arbeit 
1 976 publizierten Buch "Die Ohnmacht des Sieges" , das eine umfassen­
de Darstel lung, Analyse und Evaluierung der Sozialisierungsbestrebun­
gen in Österreich und auch in Deutschland nach dem Ersten Weltkrieg 
bietet, legte Weissei eine Respekt gebietende Synthese aus Ökonomie, 
Geschichte und Politikbetrachtung vor, entsprechend seiner Vorstel lung 
politischer Ökonomie - und als "Politökonom" hat Erwin Weissei sich im­
mer verstanden. 

Dies ist sicherl ich nicht zuletzt auch als Erbe eines berühmten Vaters 
zu sehen - im Alter von vier Jahren verlor Erwin Weissei seinen Vater, den 
Schutzbundkommandanten Georg Weissel ,  der während des Februar­
aufstandes 1 934 von den Austrofaschisten hingerichtet wurde. Erwin Weis­
sels politisches Engagement galt viele Jahrzehnte der Sozialdemokratie. 
Wenn er sich in seinem letzten Lebensjahrzehnt von ihr abwandte, so war 
der Grund dafür nicht ideologischer Doktrinarismus, sondern seine star­
ke Abneigung gegen bestimmte Tendenzen und Merkmale der politischen 
Auseinandersetzung, die seiner scharfen Analyse der Dinge nicht stand­
halten konnten.  

Die Wissenschaft und ihre Lehre wurden zunehmend zur geistigen Hei­
mat des bri l lanten Denkers Erwin Weissel. 1 977 übernahm er die Leitung 
der Sozialakademie der Arbeiterkammer (bis 1 986). 1 978 wurde er zum 
a. o. Professor für Sozial-, Volkswirtschafts- und Finanzpol itik an der Uni­
versität Wien ernannt. l n  der Arbeiterkammer leitete Erwin Weissei bis zu 
seiner Pensionierung 1 990 das Institut für Gesel lschaftspolitik. 
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Erwähnte Werke Erwin Weissels: 

Die langfristige Entwicklung von Löhnen und Gehältern in Wien. Erschienen in der Schrif­
tenreihe der Wiener Kammer für Arbeiter und Angestellte, Verlag des ÖGB, Wien o. 
J. ( 1 964). 

Umverteilung und wirtschaftliche Entwicklung. Verlag Duncker & Humblot, Berlin 1 968. 
Lebensalter, Arbeitszeit und Lohn .  Erschienen in der Schriftenreihe der Wiener Kammer 

für Arbeiter und Angestellte, Verlag des ÖGB, Wien 1 969. 
Kurzfristige Effekte der Arbeitszeitverkürzung. Europaverlag, Wien 1 976. 
Die Ohnmacht des Sieges. Arbeiterschaft und Sozialisierung nach dem Ersten Weltkrieg 

in Österreich. Europaverlag, Wien 1 976. 
Der große EUphemismus. Verlag Kovac, Harnburg 1 996. 
Übersetzungen: 
Joan Robinson, Über Keynes hinaus. Ausgewählte ökonomische Essays. Europaverlag, 

Wien 1 962. 
Joan Robinson, Die Akkumulation des Kapitals. Europaverlag, Wien 1 965. 
Joan Robinson,  Die fatale politische Ökonomie. Europäische Verlagsanstalt, Frankfurt 

1 968. 
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Paul Blau 1915-2005 

ln der Wirtschaftswissenschaftl ichen Abtei lung der Wiener Kammer für 
Arbeiter und Angestellte d iskutierten Anfang der siebziger Jahre Maria 
Szecsi ,  Eduard März, Teddy Prager, Ferdinand Lacina, Hannes Swoboda 
und Günter Chaloupek intensiv: Es ging um die Grenzen des Wachstums, 
für traditionelle Ökonomen ein fürchterlicher Gedanke. 

Paul Blau hat sich als Nichtökonom und Leiter der Abteilung Umweltpo­
litik häufig daran beteiligt. Er war immer verbindlich in seinem Wesen, aber 
unnachgiebig in seinen Prinzipien. 

Blau wurde 1 91 5  geboren. Sein Großvater väterlicherseits war jüdischer 
Abkunft. Pauls Mutter bestand auf der katholischen Taufe, ohne zu ah­
nen, dass sie ihm damit in der NS-Zeit vermutlich das Leben rettete. 1 940 
wurden Soldaten halbjüdischer Herkunft christlichen Bekenntnisses vom 
Wehrdienst ausgeschlossen.  Blau schloss sich nach seiner Abrüstung der 
Widerstandsbewegung in Wien an. 

Seit seiner Kindheit war Paul Blau mit der Arbeiterbewegung verbunden. 
1 945 wurde er Wirtschaftsreferent der Bezirkshauptmannschaft Meidling. 
Von 1 950 bis 1 956 arbeitete er als Sozialreferent im Bundesmin isterium 
für Verkehr und Verstaatlichte Betriebe, ab 1 954 leitete er die dortige Per­
sonal- und Sozialabtei lung. Von 1 956 bis 1 962 hatte er d ie Leitung des 
Arbeitswissenschaftl ichen Referats des ÖGB inne. Zwischen 1 962 und 
1 967 war er Chefredakteur der Gewerkschaftszeitung "Arbeit und Wirt­
schaft" und in der Folge Chefredakteur der "Arbeiterzeitung". Von 1 970 bis 
1 972 gehörte Blau dem diplomatischen Dienst an, er war Presse- und Kul­
turatlache in Paris. 

Nach diesem Auslandsaufenthalt wechselte Paul Blau in die Arbeiter­
kammer Wien ,  wo er Leiter der Umweltabtei lung und bis 1 980 wissen­
schaftl icher Leiter des Instituts für Gesellschaftspolitik war. 

ln der frühen Kreisky-Ära wurde Österreich durchlüftet. Pau l  Blau trug 
viel dazu bei .  Stars der internationalen Wissenschaftsszene wie Dennis 
Meadow, Mitautor der "Grenzen des Wachstums", beteil igten sich an den 
Diskussionen des Instituts für Gesellschaftspolitik. Der damal ige Wiener 
Finanzstadtrat Hans Mayr und der Ökonom Egon Matzner d iskutierten 
sehr kontroversiell über Stadtentwicklung. 

Paul Blau war einer der Mitbegründer der rot-grünen Plattform. Im Wider­
spruch zu den Beschlüssen von SPÖ und ÖGB setzte er sich gegen den 
Bau des geplanten Atomkraftwerks Zwentendorf ein. 

Weniger bekannt und öffentlichkeitswirksam waren beispielsweise sei­
ne Vorarbeiten zu einem neuen Österreichischen Forstgesetz. Der freie 
Zugang zum Wald war das Ziel. Heute ist dies eine Selbstverständlichkeit. 

Paul Blau war auch der Meinung, dass sich die Sozialdemokratie zu sehr 
arrangiert hatte. ln seinem Buch "Das Erbe verschleudert, die Zukunft ver-
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spielt" zog er d iese Bilanz. 
Vieles, was Pau l  Blau thematisierte, ist heute selbstverständlich . Ande­

rerseits sind auch viele der Ideen aus den siebziger Jahren in der Folge 
als Konsequenz zunehmender Dominanz neokonservativen und neolibe­
ralen Gedankenguts in den Medien und in der Politik zurückgedrängt wor­
den . Zu hoffen wäre ja, dass die Zeit des Neoliberalismus und Turbokapi­
tal ismus bald zu Ende geht. Paul Blau hat darum gekämpft. Und das ist 
wohl sein wichtigstes Erbe. 
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